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Beginn der Sitzung: 9.04 Uhr. 

Präsident Bernd Busemann: 

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich begrüße Sie namens des 
Präsidiums und bitte Sie, Ihre Plätze einzunehmen. 
Ich eröffne die 7. Sitzung im 4. Tagungsabschnitt 
des Landtages der 17. Wahlperiode. 

Tagesordnungspunkt 1: 
Mitteilungen des Präsidenten  

Meine Damen und Herren, diese Plenarwoche fällt 
in eine Phase historischer Daten. Dazu habe ich 
einige Anmerkungen und Hinweise. 

 

20 Jahre Niedersächsische Verfassung, 64 Jah-
re Grundgesetz und 150 Jahre Sozialdemokra-
tie 

Vor 20 Jahren, am 13. Mai 1993, hat der Nieder-
sächsische Landtag mit 149 Jastimmen und nur 
einer Neinstimme die Niedersächsische Verfas-
sung angenommen. Die neue Verfassung wurde 
am 19. Mai 1993 verkündet und trat am 1. Juni 
1993 in Kraft. Einige wenige aus dieser Zeit sind 
auch heute noch hier mit dabei. Das 20-jährige 
Jubiläum soll Anlass für einen kurzen Rückblick 
auf die Entstehung sein. 

Die Vorläufige Niedersächsische Verfassung von 
1951 war erklärtermaßen nur ein Provisorium. 
Über vier Jahrzehnte war sie für die staatliche 
Ordnung im Land Niedersachsen dennoch ein 
stabiles Fundament. Nach dem weltpolitischen 
Ereignis der Wiedervereinigung des geteilten 
Deutschlands sah der Landtag Handlungsbedarf: 
Die Gründe für die Vorläufigkeit der Verfassung 
waren nun nicht mehr vorhanden. 

Der Landtag der 12. Wahlperiode setzte den Son-
derausschuss „Niedersächsische Verfassung“ un-
ter dem Vorsitz von Dr. Edzard Blanke ein. Die 17 
Mitglieder hatten keine einfache Aufgabe zu be-
wältigen: Sie sollten die staatsrechtlichen Grundla-
gen des Landes Niedersachsen zeitgerecht und 
zukunftsweisend gestalten. 

Die Ergebnisse der Arbeit des Sonderausschusses 
fanden Eingang in ein verfassungsänderndes Ge-
setz. Es gab also keine Neuschöpfung der Verfas-
sung, wohl aber weitreichende Änderungen der 

vorläufigen Verfassung. Einige wenige möchte ich 
beispielhaft erwähnen: 

Die Niedersächsische Verfassung vom 13. Mai 
1993 ist im Gegensatz zu ihrer Vorgängerin nicht 
mehr als Organisationsstatut ausgebildet. Vielmehr 
regelt sie als Vollverfassung auch die grundlegen-
den Beziehungen zwischen Staat und Bürgern 
durch die Aufnahme von Grundrechten in die Ver-
fassung. 

Die Rechte des Parlaments - und das verdient an 
dieser Stelle besondere Erwähnung - sind deutlich 
gestärkt worden. 

Plebiszitäre Elemente, die der vorläufigen Verfas-
sung fremd waren, geben den Staatsbürgerinnen 
und Staatsbürgern die Möglichkeit einer unmittel-
baren Einflussnahme auf die politische Arbeit des 
Landtags und der Gesetzgebung, nämlich durch 
Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid. 

Das Volk nahm diese neu eingeräumte Chance 
der Beteiligung an den politischen Willensbil-
dungsprozessen umgehend wahr - manche wer-
den sich erinnern -, und zwar mit nicht weniger als 
dem erklärten Ziel, eine Verfassungsänderung 
herbeizuführen. 

Eine Volksinitiative, die bis zum Februar 1994 von 
mehr als 100 000 Wahlberechtigten unterstützt 
wurde, verlangte vom Landtag die Einführung ei-
ner Präambel mit Gottesbezug. Die Volksinitiative 
wurde von Mitgliedern des Landtages aufgegriffen, 
und es wurde ein Gesetzentwurf zur Ergänzung 
der Niedersächsischen Verfassung in den Landtag 
eingebracht. Dieser beschloss in seiner Sitzung 
am 19. Mai 1994 mit verfassungsändernder Mehr-
heit, der Niedersächsischen Verfassung die Prä-
ambel mit folgendem Wortlaut voranzustellen:  

„Im Bewusstsein seiner Verantwortung vor 
Gott und den Menschen hat sich das Volk 
von Niedersachsen durch seinen Landtag 
diese Verfassung gegeben.“ 

Damit war der Grund für die einzige Gegenstimme 
bei der Verabschiedung der Verfassung im Jahr 
1993 entfallen. Es war die Stimme des CDU-Ab-
geordneten Krapp, der den Gottesbezug vermisst 
hatte. 

Der Blick zurück auf die vergangenen 20 Jahre 
erlaubt die Feststellung - und darin besteht sicher 
Einigkeit -, dass sich die Niedersächsische Verfas-
sung bewährt hat. Sie bietet uns den funktions-
tüchtigen Rahmen für eine dem Gemeinwohl ge-
widmete Politik. 
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Wir können uns glücklich schätzen, in einem frei-
heitlichen und demokratischen Rechtsstaat unter 
dem Schutz des Grundgesetzes und der Nieder-
sächsischen Verfassung leben zu dürfen. 

An dieser Stelle möchte ich alle Niedersachsen 
ermutigen, sich für die Demokratie aktiv einzuset-
zen. Nutzen Sie Ihre verfassungsrechtlichen Mög-
lichkeiten, und nehmen sie insbesondere das 
Wahlrecht wahr! Für dieses Recht, für das Recht 
auf politische Teilhabe, haben Generationen vor 
uns gekämpft und Menschen ihr Leben geopfert. 

Ich denke, meine Damen und Herren, es ist ange-
messen, in diesem Zusammenhang und an dieser 
Stelle an den 150. Geburtstag der SPD zu erin-
nern. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN sowie Zustimmung bei der 
CDU) 

Die Gründung des Allgemeinen Deutschen Arbei-
tervereins am 23. Mai 1863 war mit der Vorstellung 
Ferdinand Lassalles verbunden, eine Veränderung 
der Gesellschaft zu erreichen. Eine emanzipatori-
sche Politik sollte Massenteilhabe ermöglichen. 
Der Weg dorthin war schwierig. Am 9. August 1869 
gründeten August Bebel und Wilhelm Liebknecht 
in Eisenach die Sozialdemokratische Arbeiterpar-
tei. Das Gesetz gegen die gemeingefährlichen Be-
strebungen der Sozialdemokratie vom 21. Oktober 
1878 dokumentiert den schweren Weg der Selbst-
behauptung.  

Während die Weimarer Reichsverfassung die Exis-
tenz und Funktion politischer Parteien zumindest 
voraussetzte, wurde nach dem 30. Januar 1933 
die Auflösung der demokratischen Parteien verfügt 
und mit dem Gesetz gegen die Neubildung von 
Parteien vom 14. Juli 1933 zementiert. 

Man muss daran erinnern, dass es 94 SPD-Abge-
ordnete waren, die am 24. März 1933 im Reichstag 
mit ihrem Nein zum sogenannten Ermächtigungs-
gesetz die Demokratie zu verteidigen suchten.  

(Lebhafter Beifall bei der CDU, bei der 
SPD und bei den GRÜNEN) 

Für die sozialdemokratische Fraktion begründete 
der SPD-Vorsitzende Otto Wels die strikte Ableh-
nung der Gesetzesvorlage. Er sprach die letzten 
freien Worte im Deutschen Reichstag:  

„Freiheit und Leben kann man uns nehmen, 
die Ehre nicht.“  

Es war - wie Peter Struck es einmal beschrieben 
hat - „die mutigste Rede, die je in einem deutschen 
Parlament gehalten wurde“. 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und 
bei den GRÜNEN sowie Zustimmung 
bei der FDP) 

Unser Grundgesetz, das übrigens am 23. Mai - 
also vor wenigen Tagen - 64 Jahre alt geworden 
ist, hat aus der Geschichte die notwendigen Leh-
ren gezogen. In Artikel 21 heißt es jetzt:  

„Die Parteien wirken bei der politischen Wil-
lensbildung des Volkes mit. Ihre Gründung 
ist frei.“ 

Namens des Landtags gratuliere ich der SPD zu 
150 Jahren ihres Bestehens und sage Dank für 
ihre Verdienste im Kampf um Freiheit und Gerech-
tigkeit, im Kampf für die Demokratie. 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und 
bei den GRÜNEN sowie Zustimmung 
bei der FDP) 

Ich möchte diesen Dank zum Anlass nehmen, 
allen denjenigen Anerkennung zu zollen, die sich 
in den demokratischen politischen Parteien enga-
gieren und die zum Gelingen unserer Demokratie 
beitragen. Damit meine ich nicht zuletzt die hier im 
Landtag aktuell vertretenen Parteien und Fraktio-
nen. Nach den wechselvollen geschichtlichen Er-
fahrungen kann man heute feststellen, dass die 
demokratischen Parteien in der Bundesrepublik 
Deutschland und im Lande Niedersachsen feste 
Pfeiler der Demokratie sind. Hierfür gebührt ihnen 
unser Dank. 

Aber, meine Damen und Herren, Demokratie ist 
keine Selbstverständlichkeit. Demokratie muss 
immer wieder verteidigt werden. Dann und wann 
ist es zu gefährlichen Anfechtungen gekommen. 
Besonders ansprechen möchte ich das auch, weil 
sich am heutigen 29. Mai der Brandanschlag von 
Solingen, dem 5 Menschen zum Opfer fielen und 
bei dem 15 Personen verletzt wurden, zum 20. Ma-
le jährt. Der Bitte der Türkischen Gemeinde in 
Niedersachsen, bei der Gedenkveranstaltung um 
13.30 Uhr vor der Marktkirche zu reden, leiste ich 
gerne Folge. Die Teilnahme ist nach meiner per-
sönlichen Überzeugung für uns alle eine Gelegen-
heit, ein Zeichen zu setzen, dass Verbrechen die-
ser Art in unserer stabilen Demokratie keinen 
Nährboden finden dürfen. 

(Starker Beifall) 
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Meine Damen und Herren, ich danke für die Auf-
merksamkeit. Es war mir wichtig, zum 20. Ge-
burtstag unserer Verfassung auf einige grundsätz-
liche Dinge hinzuweisen. 

(Beifall) 

Ich kann - ich denke, Sie teilen diesen Eindruck - 
zunächst die Beschlussfähigkeit des Hauses 
feststellen.  

Zur Tagesordnung: Die Einladung, die Tagesord-
nung und der Nachtrag zur Tagesordnung für die-
sen Tagungsabschnitt liegen Ihnen vor. Außerdem 
haben Sie eine Übersicht erhalten, aus der Sie 
ersehen können, wie die Fraktionen die ihnen zu-
stehenden Zeitkontingente verteilt haben. - Ich 
stelle das Einverständnis des Hauses mit diesen 
Redezeiten fest. Die heutige Sitzung soll demnach 
gegen 17.55 Uhr enden. 

Ergänzend weise ich auf folgende Ausstellungen 
hin:  

In der Portikushalle ist die Fotoausstellung „Zeigt 
euch“ zu sehen, die die Landesarbeitsgemein-
schaft Soziale Brennpunke Niedersachsen e. V. 
konzipiert hat.  

Im Forum des Landtages - übrigens einer hervor-
ragenden Ausstellungslokalität - ist die Ausstellung 
„‚Fromme und tüchtige Leute …‘ - Die deutschen 
Siedlungen in Bessarabien (1814 bis 1940)“ zu 
sehen, die von der Freien Universität Berlin konzi-
piert wurde.  

Die Veranstalter freuen sich über Ihr Interesse. 

Für die Initiative „Schulen in Niedersachsen online“ 
werden in den kommenden Tagen Schülerinnen 
und Schüler des Gymnasiums Buxtehude Süd 
wieder mit einer Onlineredaktion live aus dem 
Landtag berichten. Die Patenschaft dafür hat der 
Abgeordnete Dammann-Tamke übernommen, 
wofür wir uns bedanken. 

(Beifall) 

Sendungen, die das „Modellprojekt Landtagsfern-
sehen“ der Multi-Media Berufsbildende Schule 
erstellt, stehen im Internet auf der Homepage der 
Schule - www.mmbbs.de - zum Abruf bereit und 
sollen auch über den Regionalsender LeineHertz 
106einhalb gesendet werden. 

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt Ih-
nen nunmehr die Schriftführerin Frau Twesten mit. 

Schriftführerin Elke Twesten: 

Guten Morgen, meine Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Entschuldigt hat sich 
Frau Vockert von der Fraktion der CDU. 

Präsident Bernd Busemann: 

Bevor ich, meine Damen und Herren, den nächs-
ten Tagesordnungspunkt aufrufe, möchte ich auf 
den vergangenen Tagungsabschnitt zurückkom-
men. 

Das Plenum hatte in der Sitzung am 17. April 2013 
aus gegebenem Anlass dem Ältestenrat den Auf-
trag erteilt, sich mit Fragen des Umgangs im Ple-
num zu befassen. 

Nachdem der Ältestenrat dies in seiner letzten 
Sitzung getan hat, kann ich Ihnen Folgendes dazu 
mitteilen:  

Vertreterinnen und Vertreter aller Fraktionen waren 
sich in dem Ziel einig, bei allen unterschiedlichen 
Positionen in Sachfragen und allem Verständnis 
für eine lebendige politische Auseinandersetzung 
einen respektvollen Umgang miteinander anzu-
streben, der auch dem Erscheinungsbild des Land-
tages in der Öffentlichkeit zugute kommen würde.  

Ich bitte daher jede und jeden Einzelnen von Ih-
nen, sich der Bedeutung des eigenen Agierens 
hier im Plenarsaal bewusst zu sein. Zugleich siche-
re ich Ihnen im Einvernehmen mit meiner Stell-
vertreterin und meinen Stellvertretern zu, dass der 
Sitzungsvorstand seine Aufgabe, die Würde und 
die Rechte des Landtages zu wahren, weiterhin 
sehr aufmerksam wahrnehmen wird. 

Ich würde mich freuen, wenn es uns im bevorste-
henden Tagungsabschnitt gelänge, so miteinander 
umzugehen, dass wir das gemeinsam angestrebte 
Ziel auch tatsächlich erreichen - man könnte auch 
vereinfachend sagen: dass es nicht andeutungs-
weise zu der Überlegung kommen, ob es einen 
Ordnungsruf braucht oder nicht. 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, wün-
sche ich uns heute einen guten Verlauf innerhalb 
der Tagesordnung. 

Danke schön. 

(Beifall) 
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Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 2: 
Aktuelle Stunde  

a) 100 Tage rot-grüner Aufbruch für Nieder-
sachsen - Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen - Drs. 17/196  

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen liegt eine 
Wortmeldung vor. Frau Vorsitzende Piel hat das 
Wort. 

Anja Piel (GRÜNE): 
Verehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Wenn wir bedenken, dass eine Legislaturperi-
ode insgesamt fast 2 000 Tage umfasst, so hat 
eine erste Bilanz nach 100 Tagen naturgemäß 
etwas von einer sehr, sehr vorläufigen Moment-
aufnahme. Das gilt im Übrigen für die derzeitige 
Arbeit des ganzen Landtages. Es besteht die Situ-
ation - das liegt auf der Hand -, dass sich alle Be-
teiligten in ihren neuen Rollen noch zurechtruckeln 
müssen. CDU und FDP sitzen neu in der Oppositi-
on, SPD und Grüne, mit sehr viel Neuen in beiden 
Fraktionen, haben auf der Regierungsbank Frauen 
und Männer sitzen, die naturgemäß stark ihre poli-
tischen Inhalte vertreten, die sie aber auch bei 
einer knappen Einstimmenmehrheit in jeder Situa-
tion zu unterstützen haben. 

Ich verrate Ihnen kein Geheimnis, wenn ich Ihnen 
sage: Die Rolle der Grünen gemeinsam mit der 
SPD ist eine etwas leichtere, aber eben auch eine 
noch sehr neue. Jetzt werden von uns bereits die 
ersten Resultate erwartet. Ich gebe ehrlich zu: Die 
Begeisterung der ersten Wochen wurde schon ein 
wenig von den Sorgen eingeholt, wenn wir auf die 
finanzielle Situation des Landes Niedersachsen 
blicken. 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

Nach zehn Jahren Schwarz-Gelb hat die Verschul-
dung einen neuen Rekord erreicht. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD 
- Zuruf von der CDU: Du meine Güte!) 

- Die Zahlen liegen ja vor. 

(Zurufe von der CDU) 

Die Politik der letzten Jahre wird uns dabei noch 
eine Weile begleiten; denn schließlich arbeiten wir 
alle gemeinsam jetzt noch den schwarz-gelben 

Haushalt 2013 ab. Der Haushalt 2014, den SPD 
und Grüne jetzt miteinander austüfteln, soll ein 
anderer sein. Ich freue mich über die Ungeduld der 
Opposition, die nun sicherlich darauf wartet, mit 
uns gemeinsam die richtigen Ideen dazu zu liefern, 
wie wir weniger Neuverschuldung auslösen; denn 
sicherlich brennen Sie, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, darauf, nach all den vielen Jahren des 
Geldausgebens jetzt gemeinsam mit uns die Neu-
verschuldung zu stoppen. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN 
und bei der SPD - Lachen bei der 
CDU) 

Aber auch wenn Bilanzen zu Beginn einer Legisla-
turperiode nur eine begrenzte Aussagekraft besit-
zen, wollen wir uns heute gern damit auseinander-
setzen. Da wir Grünen insbesondere die Agrar-
wende auf unsere Agenda geschrieben haben, will 
ich ein Bild aus diesem Umfeld bemühen: Ein Teil 
der Saat ist bereits ausgebracht, und hie und da 
spießt schon ein wenig erstes Grün. 

Wo finden wir nun aber erstes Grün? - Als erstes 
Beispiel möchte ich die Flüchtlingspolitik anführen. 
In diesem Bereich ist es nicht übertrieben, wenn 
wir sagen: Wir haben begonnen, umzugraben und 
die Altlasten falscher Entscheidungen abzutragen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Damit meine ich zuvörderst die herzlose Abschie-
bepolitik des früheren Innenministers Schüne-
mann. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

In diesem Zusammenhang ist zunächst die Härte-
fallkommission zu nennen. Wir versetzen die 
Kommission neu in die Lage, mehr Fälle abzuar-
beiten und sich mit mehr Menschen zu beschäfti-
gen. Denn es geht hier nicht um Fälle, sondern um 
Menschen und ihre Familien. Um künftig die Situa-
tion von schwer traumatisierten Menschen besser 
zu beurteilen - denn die Menschen, die zu uns 
kommen, kommen aus Gebieten, in denen sie 
Dinge erlebt haben, die ihnen schwer anhängen, 
wenn sie hier bei uns eintreffen -, setzen wir eine 
geeignete Medizinerin oder einen geeigneten Me-
diziner in diese Kommission, die oder der die Lage 
dieser Menschen genau beurteilen kann. Das ist 
ein Fortschritt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 
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Wir haben uns einem weiteren Thema genähert: 
der unwürdigen Gutscheinpraxis. Asylbewerber 
haben inzwischen fast überall in Niedersachsen 
die Chance, auf Augenhöhe mit ihren Nachbarn in 
den Orten, in denen sie leben, einzukaufen. Sie 
können jetzt an der Kasse mit Bargeld bezahlen. 
Endlich ist für die meisten von ihnen die unwürdige 
Zeit vorbei, in der sie mit gesenktem Kopf an der 
Kasse gestanden und diese Gutscheine hervorge-
holt haben. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Die gute Botschaft ist: Da dies auf Freiwilligkeit 
beruht hat - das ist auch ein Teil unserer Politik -, 
haben sich bis auf drei bereits alle Landkreise 
entschlossen, diesen Menschen diesen kleinen 
Teil ihrer Würde - mehr ist es nicht - zurückzuge-
ben, und ich bin sicher, die anderen drei werden 
auch noch folgen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Die zweite Stelle, an der Grün durchbricht, ist der 
Bereich Bildung. 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

Die Novelle des Schulgesetzes macht es jetzt in 
Ausnahmefällen möglich, dass in der Fläche drei-
zügige Integrierte Gesamtschulen gegründet wer-
den. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Zurufe von der CDU) 

Das ist keine Kleinigkeit für die Eltern und Kinder, 
die schon lange auf diese Möglichkeit warten und 
immer mit Neid auf die Städte geschaut haben, in 
denen es bisher möglich war, in Integrierte Ge-
samtschulen zu gehen. Künftig wird das auch in 
der Fläche möglich sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Ein weiterer wichtiger Punkt ist vielleicht nicht ganz 
so spektakulär wie die Abschaffung der Orientie-
rungsstufe, dreht sich aber um etwas ganz Wichti-
ges, nämlich darum, Kindern und Jugendlichen 
Zeit zu verschaffen. Wir machen das Abitur nach 
13 Jahren wieder möglich. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Damit verschaffen wir Kindern und Jugendlichen 
am Ende des Lernmarathons, den die Schulzeit 
nun einmal darstellt, mehr Zeit, noch einmal Atem 
zu holen. Das ist wichtig vor dem beruflichen Start. 
Wir reden hier nämlich von der Chance für die 
Kinder und Jugendlichen, die in Zukunft die Ge-
schicke in Niedersachsen bestimmen. Ihnen ver-
suchen wir einen besseren Start zu verschaffen. 
Meine Damen und Herren, das ist keine Kleinig-
keit. 

(Starker Beifall bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Meine Damen und Herren, es gibt einen möglichen 
Dissens über die Reihenfolge der Redner. Offen-
bar gibt es keine tragfähige Vereinbarung der Par-
lamentarischen Geschäftsführer. Somit gehen wir 
nach der Reihenfolge der Wortmeldungen vor, 
sodass jetzt Herr Thümler für die CDU-Fraktion an 
der Reihe ist. 

Björn Thümler (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Rot-Grün hat am 20. Februar ein gut be-
stelltes Haus von uns übernommen: 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Geordnete Landesfinanzen, Rekordsteuereinnah-
men mit der Aussicht auf einen ausgeglichenen 
Haushalt 2017, bestätigt durch die Steuerschät-
zung vom Mai, das zweithöchste Wirtschafts-
wachstum in Deutschland, die geringste Arbeitslo-
sigkeit seit 20 Jahren, so viele Lehrer wie noch nie 
zuvor in der Geschichte des Landes Niedersach-
sen.  

Bei allem tagtäglichen Streit auch in den ersten 
100 Tagen möchte ich deshalb zunächst eines 
deutlich machen: Die CDU-Landtagsfraktion - also 
die 54 direkt gewählten Abgeordneten auf der 
rechten Seite des Hauses - spürt eine besondere 
Verantwortung für die Menschen und das Land 
Niedersachsen. Wir sind stolz auf das, was wir in 
zehn Jahren erreicht haben. Niedersachsen hat 
sich in unserer Regierungszeit gut entwickelt.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wir sehen deshalb mit einer gewissen Sorge, wie 
die rot-grüne Landesregierung durch falsche Wei-
chenstellungen und zögerliches Handeln diese 
gute Position leichtfertig und unnötigerweise aufs 
Spiel setzt. Beispielhaft genannt sei hier die Ver-
kehrsinfrastruktur, wo eine rot-grüne Selbstblocka-
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de nicht nur droht, sondern an der Tagesordnung 
ist. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, Sie haben 
gegenüber dpa wörtlich erklärt - ich zitiere -: Das 
Tempo dieser ersten 100 Tage wird man nicht über 
fünf Jahre aufrechterhalten können. - Das sorgt 
nicht nur bei mir für einige Verwunderung. Aus 
Ihrer Sicht mag diese Einschätzung ja richtig sein. 
Aber: Das, was Sie als Druck empfinden, ist für 
einen niedersächsischen Ministerpräsidenten der 
Normalfall. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wir kritisieren Sie nicht dafür, dass Gorleben ent-
gegen anders lautenden auch eigenen Verspre-
chen vor der Wahl jetzt doch im Topf der Endla-
gersuche bleibt. Uns war das schon lange vorher 
klar. Wir kritisieren Sie aber dafür, dass Sie im 
Wahlkampf den Menschen das Gegenteil verspro-
chen und dieses Versprechen nun nach nur sechs 
Wochen Regierungszeit gebrochen haben. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte Ih-
nen, Herr Weil, auch überhaupt nicht absprechen, 
dass Sie persönlich das Beste für das Land wollen. 
Dann aber müssen Sie das Notwendige erkennen 
und am Ende auch umsetzen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Die Menschen in Niedersachsen fragen sich doch 
zu Recht: Wo sind diese Landesregierung und 
diese Koalition? Gibt es eine einigende Idee? Gibt 
es eine gemeinsame Vorstellung oder einen Plan 
für das Land? Muss es Sie nicht alarmieren, wenn 
die öffentliche Meinung zu der Einschätzung 
kommt, dass nach 100 Tagen kaum etwas von der 
viel beschworenen Aufbruchstimmung geblieben 
ist? Muss es Sie nicht auch alarmieren, wenn die 
Öffentlichkeit den Eindruck gewinnt, dass diese 
Landesregierung in den ersten 100 Tagen mit an-
gezogener Handbremse fuhr? Was soll man davon 
halten, wenn Frau Piel vor einigen Tagen vor Jour-
nalisten freimütig bekennt - ich zitiere -: 

„Mir graust vor den Haushaltsberatungen, 
weil dann wohl einiges von der Begeisterung 
wieder einzufangen sein wird“? 

(Anja Piel [GRÜNE]: Wem haben wir 
das denn zu verdanken?) 

Wir, meine Damen und Herren, haben damals in 
unserer Regierungszeit das Haushaltsrecht nicht 

nur als Chance, sondern als das essenzielle Recht 
dieses Parlaments verstanden, nämlich Politik zu 
gestalten. Dementsprechend hätten Sie, wenn Sie 
den Mut gehabt hätten, einen eigenen Nachtrags-
haushaltsplan vorlegen können. Darauf haben Sie 
aber verzichtet. Das ist kleinmütig, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ich nenne ein weiteres Beispiel: Landauf, landab 
wird engagiert über die Ausgestaltung der Ener-
giewende diskutiert. Ihr Umweltminister aber taucht 
ab. Nichts, schlichtweg nichts ist von Herrn Wenzel 
zu hören. Ebenso verhält er sich bei den jüngst 
durchgeführten MOX-Transporten, die durch Nie-
dersachsen gegangen sind. Ich erinnere daran, 
dass sich an dieser Stelle vor nicht einmal einem 
Jahr gerade auch Herr Wenzel eine gespielte Ent-
rüstung geleistet hat, die völlig unmöglich war. 
Heute soll der Bund schuld sein. So billig geht es 
aber nicht! 

(Starker Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein chi-
nesisches Sprichwort sagt: Ein guter Anfang ist die 
Hälfte des Erfolges. - Einen guten Start haben Sie 
verpasst. Die Koalitionsvereinbarung enthielt viele 
Absichtserklärungen, benannte aber keine Prioritä-
ten. Die Regierungserklärung des Ministerpräsi-
denten im Februar war unverbindlich. Die Regie-
rungsklausur im April blieb ergebnislos. Insofern 
haben Sie, lieber Herr Weil, recht: Das Tempo der 
ersten 100 Tage kann kein Vorbild für die nächsten 
sein. Sie und Ihr Kabinett müssen endlich Fahrt 
aufnehmen. 

Vielen Dank. 

(Starker, lang anhaltender Beifall bei 
der CDU und bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Fraktionsvorsitzender Thümler.  

Meine Damen und Herren, noch einmal ein Hin-
weis zur Abwicklung dieses Tagesordnungspunk-
tes: Sie alle haben natürlich erkannt, dass die Ta-
gesordnungspunkte 2 a bis 2 d eine gewisse Ähn-
lichkeit haben. Es gibt aber keine Vereinbarung 
dahin gehend, sie im Paket gemeinsam zu behan-
deln. Von daher werden wir sie pflichtgemäß der 
Reihenfolge nach getrennt und jeweils in sich 
selbstständig debattieren. Die Redner werden, 
wenn es keine andere Vereinbarung gibt - eine 
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solche gibt es offenbar nicht -, in der Reihenfolge 
der Anmeldungen aufgerufen. 

Jetzt ist für die Fraktion der SPD Frau Johanne 
Modder an der Reihe. Bitte sehr! 

Johanne Modder (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wir alle in diesem Haus werden uns wohl 
sehr gerne an den 20. Januar, den Tag der Land-
tagswahlen, erinnern - unbestreitbar aus ganz 
unterschiedlichen Blickwinkeln und mit ganz unter-
schiedlichen Erinnerungen. Ob das auch bei Ihnen 
so ist, müssen Sie selbst beantworten. 

Am 20. Januar haben sich die Wählerinnen und 
Wähler für einen Regierungswechsel und damit für 
einen neuen Politikstil entschieden. Schwarz-Gelb 
unter der Führung von David McAllister wurde ab-
gewählt, und uns, Rot-Grün, wurde nach zehn 
Jahren Opposition die Regierungsverantwortung 
übertragen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Das sind ein toller Erfolg und eine große Verant-
wortung; dessen sind wir uns durchaus bewusst. 

Meine Damen und Herren, morgen ist es 100 Tage 
her, dass sich dieser Landtag konstituiert und Ste-
phan Weil zu unserem neuen Ministerpräsidenten 
gewählt hat. Alle vier Fraktionen in diesem Landtag 
haben dies zum Anlass genommen, hierzu eine 
Aktuelle Stunde anzumelden. 

Meine Damen und Herren, die Berichterstattungen 
der letzten Tage haben bereits deutlich gemacht, 
dass die Einschätzungen und Wahrnehmungen 
der Regierungsfraktionen und der Oppositionsfrak-
tionen über diese 100 Tage sehr unterschiedlich 
ausfallen. Also ist es doch sinnvoll, uns hier und 
heute darüber auszutauschen. Ob es den einen 
oder die andere noch etwas nachdenklicher 
stimmt, lasse ich einmal völlig offen. 

Warum wir dieses Thema nicht in einem Block 
diskutieren, um den Rednerinnen und Rednern die 
Möglichkeit zu geben, in Gänze vorzutragen, bleibt 
ein Geheimnis der Opposition. 

(Christian Dürr [FDP]: Was?) 

- Ja, klar. Sie wollten das nicht. Das bleibt ein Ge-
heimnis Ihrer Fraktion. Aber geschenkt! 

100 Tage nach dem Regierungswechsel stelle ich 
für meine Fraktion fest, dass die Zusammenarbeit 
mit unserem Koalitionspartner Bündnis 90/Die Grü-

nen von großem Vertrauen geprägt ist und sehr 
gut funktioniert. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Die Stimmung ist gut. Die Arbeit macht richtig 
Spaß.  

(Zurufe von der CDU und von der 
FDP) 

- Ja, wir haben auch Spaß dabei. - Auch die Zu-
sammenarbeit mit der Landesregierung - und zwar 
mit allen Häusern - ist sehr gut und vertrauensvoll.  

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Das sind die besten Voraussetzungen für eine 
lange und erfolgreiche Koalition. Dafür bedanke 
ich mich im Namen meiner Fraktion ganz herzlich. 

Meine Damen und Herren, es macht Sinn, heute 
noch einmal in Erinnerung zu rufen, was wir tat-
sächlich bei Regierungsübernahme vorgefunden 
haben; denn das gehört zu einer vernünftigen Ana-
lyse und zur Wirklichkeit dazu: eine Ausländer- und 
Asylpolitik, die nur als inhuman und unsozial be-
zeichnet werden kann. Alle Warnsignale aus der 
Härtefallkommission liefen beim Hardliner Schü-
nemann ins Leere. Den uns jetzt vorliegenden An-
trag von der FDP „Mehr Menschlichkeit in der Här-
tefallkommission“ haben wir mit Interesse zur 
Kenntnis genommen. Aber wo waren Sie eigentlich 
in den letzten Jahren in der Ausländer- und Asyl-
politik? 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Ich lade Sie daher herzlich und ausdrücklich ein, 
mit uns gemeinsam an einer Willkommenskultur 
und für ein weltoffenes Niedersachsen zu arbeiten. 

Ich nenne weiter: eine Schulpolitik, die einzelne 
Schulformen gegeneinander ausspielte und den 
Elternwunsch völlig ignorierte, eine Debatte über 
das Turboabitur war nicht gewollt, völlige Arbeits-
verweigerung bei dem Thema demografische Ent-
wicklung, obwohl dazu seit vielen Jahren ein Ab-
schlussbericht der Enquete-Kommission vorliegt,  

(Jörg Hillmer [CDU]: Frau Modder, wir 
sind schon 100 Tage weiter! Das ha-
ben Sie schon einmal vorgetragen!) 

ein unfassbarer Sanierungsstau bei der öffentli-
chen Infrastruktur, keine Bewegung zum Thema 
gute Arbeit, Mindestlohn, Leiharbeit, prekäre Be-
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schäftigungsverhältnisse, Missbrauch von Werk-
verträgen usw. Für Sie, meine Damen und Herren, 
war das bis dahin kein Handlungsbedarf. 

Doch jetzt kommt mit Ihrer Klausur auf Borkum die 
Borkumer Erklärung der plötzliche Linksruck. Ent-
deckt die CDU ihr soziales Gewissen? 

Der absolute Hammer ist für mich Ihr Verständnis 
einer soliden und nachhaltigen Finanzpolitik. Zu 
den Fakten. Der Schuldenstand 2012: 49 Milliar-
den Euro - in zehn Jahren also eine durchschnittli-
che Neuverschuldung von rund 2 Milliarden Euro 
jedes Jahr -, ein strukturelles Defizit von rund 
1 Milliarde Euro, Steuereinnahmen viel zu optimis-
tisch angesetzt, dazu eingeplante Verkaufserlöse, 
wo niemand nachvollziehen kann, was Sie eigent-
lich veräußern wollten, und obendrauf die Debatte 
um die Schuldenbremse schon 2017 völlig ohne 
Konzept.  

Meine Damen und Herren von CDU und FDP, von 
Ihnen brauchen wir uns bestimmt keine Ratschläge 
mehr abzuholen. Die verbieten sich von ganz al-
lein. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Ihre Abwahl am 20. Januar war verbunden mit der 
Unzufriedenheit der Menschen und Ihrer Still-
standspolitik. Gleichzeitig haben die Menschen in 
unserem Land berechtigte Erwartungen und Hoff-
nungen in eine neue rot-grüne Landesregierung 
gesetzt. Wir wissen um diese Verantwortung und 
sind uns den Herausforderungen, die vor uns lie-
gen, sehr bewusst. Wir werden die Menschen nicht 
enttäuschen. Wir arbeiten hart und entschlossen 
an einem sozialen und innovativen Niedersachsen. 
Das Land ist bei uns, bei Rot-Grün, in guten Hän-
den. Deshalb rate ich Ihnen von CDU und FDP zu 
etwas mehr Gelassenheit und Unaufgeregtheit. Ich 
hoffe, dass Sie Ihre Rolle der Opposition hoffent-
lich schnell finden. 

(Ulf Thiele [CDU]: Im Moment sind Sie 
noch im Oppositionsmodus!) 

Dass das Ihre Verantwortung gegenüber den Wäh-
lerinnen und Wählern ist, möchte ich ausdrücklich 
erwähnen. 

Der nächste Part kommt nachher bei unserem 
Antrag. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, meine Damen und Herren. - Als 
nächster Redner folgt für die Fraktion der FDP 
Herr Christian Dürr. 

Christian Dürr (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! In den ersten 100 Tagen sollte zu-
mindest eine Frage beantwortet werden, und zwar 
die nach der Richtung. In welche Richtung soll es 
gehen? Was sind die Schwerpunkte? Welche Ziele 
verfolgt man? 

Wie war es eigentlich beim letzten Regierungs-
wechsel 2003, meine Damen und Herren? - CDU 
und FDP haben in den ersten 100 Tagen be-
schlossen, 2 500 zusätzliche Lehrer einzustellen. 
Mit Erfolg - die Schulabbrecherquote ist heute um 
die Hälfte niedriger als 2003.  

Die Abschaffung der Bezirksregierungen ist in den 
ersten 100 Tagen auf den Weg gebracht worden. 
Mit Erfolg - heute haben Landkreise, Städte und 
Gemeinden mehr zu sagen als jemals zuvor.  

Und wir sind in den ersten 100 Tagen in einer ge-
meinsamen Aktion mit den Industrie- und Handels-
kammern auf 10 000 Betriebe zugegangen, um 
das Ausbildungsplatzangebot zu steigern. Mit Er-
folg - die Jugendarbeitslosigkeit ist heute mit 5,8 % 
niedriger als die allgemeine und die geringste seit 
1981, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Das, Herr Weil, genau das ist der Unterschied 
zwischen CDU/FDP und Rot-Grün. Wir haben in 
unserer 100-Tage-Bilanz über 80 konkrete Punkte 
präsentiert und damit Niedersachsen wieder auf 
die Erfolgsspur gebracht. Sie schaffen es nicht 
einmal auf acht Punkte; ich habe gerade Ihre 
Presseerklärung aus der Staatskanzlei gelesen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Wenn es aber um versorgte Parteigenossen geht, 
dann sind Sie in den ersten 100 Tagen - das muss 
man sagen - wirklich erfolgreich gewesen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Drei hochverdiente Polizeipräsidenten haben Sie 
hinausgeschmissen und durch neue mit SPD-
Parteibuch ersetzt. Wer zahlt? - Der Steuerzahler.  

Dem SPD-Chef in Hannover haben Sie ohne Aus-
schreibung eine neue Stelle in der Staatskanzlei 
verschafft. Wer zahlt? - Der Steuerzahler.  
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Die Weggefährtin aus Landesrechnungshofzeiten 
haben Sie mit einer neuen Staatssekretärsstelle in 
der Staatskanzlei versorgt. Wer zahlt? - Der Steu-
erzahler.  

(Johanne Modder [SPD]: Vorsichtig!) 

20 neue Stellen für eine Klimaschutzagentur schaf-
fen Sie für Herrn Wenzel. Wer zahlt? - Der Steuer-
zahler. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Den Landesgeschäftsführer der SPD haben Sie 
zum Staatssekretär gemacht. Wer zahlt? - Der 
Steuerzahler. 

Ihre ersten 100 Tage waren für Politikinteressierte 
in Niedersachsen wirklich alles andere als span-
nend. Aber eines waren sie auf jeden Fall, meine 
Damen und Herren: Sie waren teuer. 

Ich will eines hinzufügen: Es geht auch um die 
Frage des Stils, was sich am Rausschmiss von 
Frau Viertelhaus-Koschig aus dem NORD/LB-Auf-
sichtsrat zeigt. Es war unerträglich, wie man da 
eine erfahrene und erfolgreiche Mittelständlerin 
behandelt hat, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Die ersten 100 Tage Rot-Grün waren nichts ande-
res als Karussellpolitik: Alle Roten und Grünen 
haben Platz genommen, und ab jetzt dreht man 
sich nur noch um sich selbst. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Es geht auch um die Art und Weise, wie man an 
Themen herangeht, beispielsweise das von Rot-
Grün gefeierte und angeblich mittelstandsfreundli-
che Landesvergabegesetz. Wissen Sie, was in 
§ 11 Ihres Gesetzentwurfs steht? - Dort heißt es in 
der neuen Fassung: Zu berücksichtigende soziale 
Kriterien sind insbesondere die Förderung der 
Gleichstellung von Frauen und Männern. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Ich habe nichts gegen die Gleichstellung von 
Frauen und Männern. Aber ich frage mich - - - 

(Lachen und Beifall bei der SPD und 
bei den GRÜNEN) 

- Sie haben im Kabinett bewiesen, meine Damen 
und Herren, wie es mit der Gleichstellung ist. - 
Oder im VW-Aufsichtsrat: Wer von den beiden ist 
jetzt die Frau, Herr Lies oder Herr Weil, meine 
Damen und Herren? Das wollen wir endlich wis-
sen! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Im Gesetzentwurf heißt es: Zu berücksichtigende 
soziale Kriterien sind insbesondere die Förderung 
der Gleichstellung von Frauen und Männern. - Ich 
frage mich: Sollen Handwerksbetriebe in Nieder-
sachsen, die sich um einen öffentlichen Auftrag 
bewerben, jetzt einen Frauenförderplan vorlegen? 
Das stärkt am Ende doch nur die Konzerne und 
nicht den niedersächsischen Mittelstand. Das Mot-
to lautet „Mehr Bürokratie wagen“, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Wie ist es mit den ganz großen politischen Vorha-
ben? - Ich frage mal die beiden Fraktionsvorsit-
zenden von SPD und Grünen, die vor mir sitzen: 
Kennen Sie das große politische Vorhaben des 
Niedersächsischen Ministerpräsidenten, Frau Piel, 
Frau Modder? - „Demografischer Wandel“ hätte ich 
jetzt gerne gehört. Richtig. Dem demografischen 
Wandel zu begegnen, ist das große Konzept die-
ser Landesregierung. 

Da man bei Anfragen an die Landesregierung we-
nig erfährt, habe ich einmal im Internet nachge-
guckt. Auf der Homepage der Staatskanzlei habe 
ich gesucht, mit welchen Federn man sich 
schmückt. Tatsächlich heißt es da an ganz promi-
nenter Stelle „Den demografischen Wandel gestal-
ten“. Dort heißt es im Einzelnen: Die demografi-
sche Entwicklung stellt eine große Herausforde-
rung dar. Der demografische Wandel betrifft fast 
alle politischen Handlungsfelder vom Arbeitsmarkt 
und der Wirtschaft über die Bildung, das Sozialwe-
sen bis hin zur Lebensqualität im ländlichen Raum 
etc. pp. - Weiter heißt es auf der Seite der Staats-
kanzlei, auf der Seite von Herrn Weil: Deswegen 
hat die Landesregierung das Handlungskonzept 
demografischer Wandel beschlossen. - Und zwar 
am 9. Oktober 2012! 

(Lebhafter Lachen und Beifall bei der 
FDP und bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, die CDU-Fraktion hat 
vollkommen recht: Dieses Tempo, das Sie hier 
vorlegen, werden Sie auf Dauer tatsächlich nicht 
durchhalten können. Herr Ministerpräsident Weil, 
wir wissen, wo Sie hier im Plenum sitzen. Aber wir 
wollen endlich wissen, wo Sie politisch eigentlich 
stehen. 

Herzlichen Dank. 

(Starker Beifall bei der FDP und bei 
der CDU) 
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Präsident Bernd Busemann: 
Meine Damen und Herren, zum Tagesordnungs-
punkt 2 a liegen keine weiteren Wortmeldungen 
vor. Deshalb gehe ich über zum Punkt 

b) „In 100 Tagen um sich selbst“ - Mehr Struk-
turen, Posten und Bürokratie in der rot-grünen 
Karussellpolitik - Antrag der Fraktion der FDP - 
Drs. 17/197  

Zuvorderst liegt eine Wortmeldung der FDP-Frak-
tion vor. Herr Abgeordneter Bode, Sie haben das 
Wort. 

Jörg Bode (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Nach 100 Tagen zieht man Bilanz. Herr 
Ministerpräsident, ich bin durchaus so fair, Ihren 
geäußerten Wunsch, dass wir als Opposition Sie 
auch einmal für Gutes loben sollen, gerne auf-
zugreifen und zu prüfen, was es gibt, was man 
nach 100 Tagen tatsächlich loben kann. 

Insofern habe ich heute mit großer Freue die 
E-Mail der Staatskanzlei gesehen und gelesen, 
was alles Sie in 100 Tagen für Niedersachsen 
erreicht haben. Ich habe die Datei im Anhang ge-
öffnet, um zu lesen, was in den 100 Tagen unter 
dieser Landesregierung passiert ist. Wichtige 
Nachricht: Das Dokument ist leer, 0 kB. - Herr 
Ministerpräsident, treffender hätte man es nicht auf 
den Punkt bringen können! Ganz großes Lob für 
Ihre Zusammenfassung! 

(Lachen und Beifall bei der FDP und 
bei der CDU - Detlef Tanke [SPD]: 
Brauchen Sie ein neues Handy, Herr 
Kollege?) 

- Das ist nicht nur auf dem Handy so, sondern 
auch auf dem iPad. Gehen Sie mal ruhig in diese 
E-Mail: Die Datei „100 Tage Regierung Rot-Grün“ 
ist leer. 

Das Schlimme ist aber nicht nur, dass Ihre Datei 
leer ist. Die ganze Regierung ist leer, sie ist näm-
lich inhaltsleer. Es liegen große Aufgaben vor Nie-
dersachsen, die politische Führung, Weitblick und 
Strategien erfordern. Aber wo sind denn die Ant-
worten? Wo ist die politische Führung? 

Niedersachsen hat große Aufgaben in Fragen der 
Infrastrukturentwicklung. Wir sind ein Logistikland. 
Wir hängen davon ab, dass wir eine wirklich ver-

nünftige Verkehrsinfrastruktur haben. Es geht also 
darum, dass wir eine Stimme erheben - gerade 
auch in Berlin, wo die wichtigen Infrastrukturent-
scheidungen getroffen werden -: die Stimme für die 
Straße, die Stimme für die Schiene, die Stimme für 
die Wasserwege, die Stimme für ein Verkehrskon-
zept der Zukunft! Und wo ist Niedersachsens 
Stimme? - Niedersachsens Stimme ist weg; denn 
wir haben nur noch einen virtuellen Verkehrsminis-
ter. Wir haben einen Verkehrsminister, dem die 
Grünen den Spaten weggenommen haben. 

Dazu lautet das treffendste Zitat: In dieser Legisla-
turperiode wird es keinen neuen ersten Spaten-
stich geben. - Meine sehr geehrten Damen und 
Herren, das ist Rückschritt! Sie riskieren die Zu-
kunft Niedersachsens, wenn Sie nicht heute pla-
nen und Konzepte im Verkehrsbereich entwickeln! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Aber wo ist das nächste wichtige Thema, die De-
mografie? - Herr Weil, Sie haben es völlig richtig 
auf den Punkt gebracht. Die demografische Ent-
wicklung ist gerade auch in Niedersachsen ein 
großes Problem. Aber außer Ihren Ankündigungen 
und der Bertelsmann-App ist von Ihnen bisher 
nichts gekommen. 

Die große Idee, mit einem Südniedersachsenplan 
benachteiligte Gebiete besonders herauszufinden 
und zu fördern, ist ein leeres Konzept. Herr Minis-
terpräsident, die Landesregierung weiß noch nicht 
einmal, wo überhaupt Südniedersachsen liegt, 
wenn man der Unterrichtung durch Frau Honé im 
Ausschuss folgt. Das ist doch der eigentliche 
Skandal! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Sie waren nicht einmal in der Lage, das Ammer-
land als Teil Südniedersachsens auszuschließen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren. Wenn 
das alles Südniedersachsen sein soll, dann sind 
wir alle Südniedersachsen! 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP 
und bei der CDU) 

An dieser Stelle also ein wenig Butter bei die Fi-
sche! Fragen Sie einmal beim NLWKN nach. Er 
hat vor ein paar Tagen eine Unwetterwarnung für 
Südniedersachsen herausgegeben und scheint 
also zu wissen, wo Südniedersachsen liegt. Man 
kann auch von nachgelagerten Behörden etwas 
lernen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, für mich 
ist Minister Jürgen „Klingelbeutel“ Schneider der 
heimliche Star der Landesregierung. Bei ihm be-
kommt das Wort „Vetternwirtschaft“ eine vollkom-
men neue Bedeutung. Die eigenen Aufgaben in 
der Finanzpolitik werden nämlich - und zwar, weil 
man eine Finanzplanung nicht machen kann, so-
lange man den Eisenerzpreis in China und seine 
Veränderungen nicht wirklich kennt und einschät-
zen kann - liegen gelassen. Das ist die Arbeitsein-
stellung des Finanzministers.  

Was macht man stattdessen? Stattdessen werden 
verdiente Fachleute und Experten aus Aufsichtsrä-
ten abberufen, um eigene Kumpels und sich selbst 
zu installieren. Meine sehr geehrten Damen und 
Herren, es ist schon ein Skandal, was in der 
NORD/LB - in einer Zeit, die für jede Bank schwie-
rig war - passiert ist. Da hat man Experten, die 
Erfahrung haben, abberufen. Wenn das Gerücht 
stimmt, dass Sie das nur gemacht haben, weil die 
Nordwest-Zeitung über Frau Viertelhaus-Koschig 
berichtet hat, und wenn das der einzige Abberu-
fungsgrund ist, dann ist das ein Skandal, zu dem 
Sie sich hier erklären müssen, Herr Schneider.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Stattdessen werden Genossen installiert, und man 
installiert sich auch selbst. Nachdem man zuerst 
bei Salzgitter das große Desaster an Arbeitsplatz-
verlusten und Arbeitsplatzabbau mitgeplant hat, 
will man selber in den Aufsichtsrat ziehen, obwohl 
im Corporate Governance Kodex eine zweijährige 
Karenzzeit für ehemalige Vorstandsmitglieder vor-
gesehen ist.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Herr 
Schneider, ich weiß, dass Sie jetzt sagen, es gebe 
eine Ausnahme und das sei alles legal. Aber nicht 
alles, was legal ist, ist richtig. Deshalb möchte ich 
Ihnen sagen, was Garrelt Duin von solch einem 
Vorgehen tatsächlich hält. Der SPD-Politiker Gar-
relt Duin hat - ich zitiere - Josef Ackermann, der 
auch diese Ausnahmeregelung haben wollte, auf-
gefordert, darauf zu verzichten. Es habe einen 
tieferen Sinn, wenn das Aktiengesetz vor einem 
Wechsel in den Aufsichtsrat eine zweijährige Ka-
renzzeit vorsehe. Man könne die innere Unabhän-
gigkeit verlieren. 

Was forderten - Zitat - unsere Freunde von den 
Grünen in Berlin? Ein Wechsel in den Aufsichtsrat 
solle ohne Ausnahme erst nach einigen Jahren 
Abkühlphase möglich sein. Es bestehe sonst die 

Gefahr von Interessenskollisionen, und das unter-
grabe die Kontrollfunktion des Aufsichtsrats. Es 
widerspreche den Regeln guter Unternehmensfüh-
rung. Meine sehr geehrten Damen und Herren, es 
ist richtig, was die Grünen hier gesagt haben.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Nicht richtig ist aber, dass wir hier in Niedersach-
sen rot-grüne Moralapostel haben, die das bei 
Dritten immer einfordern, es aber selber anders 
leben, um Freunde aus der Partei zu versorgen. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie ha-
ben ein Politikziel: Sie machen sich den Staat zur 
Beute - und das ziemlich gut.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön, Herr Abgeordneter Bode. - Für die 
CDU spricht jetzt - es geht immer noch um den 
Tagesordnungspunkt 2 b - der Abgeordnete Thie-
le.  

Ulf Thiele (CDU): 
Herr Präsident! Verehrtes Hohes Haus! Das Prin-
zip „Liegen lassen. Später machen.“ gilt bei dieser 
Landesregierung - da kann ich unserem Fraktions-
vorsitzenden Björn Thümler nur beipflichten - für 
alle Themenfelder. Sie machen nur eine Ausnah-
me - und das mit bemerkenswertem Elan. Die 
Ausnahme ist Ihre Personalpolitik. Der Umbau der 
Landesverwaltung war erkennbar das einzige ech-
te große Projekt von Rot-Grün in den ersten 100 
Tagen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Eigentlich konnte es Ihnen nicht schnell genug 
gehen, eigentlich sollte um Ostern herum alles 
stehen: die gesamte Neuorganisation aller Ministe-
rien, das Umsetzen von Abteilungsleitern und Re-
feratsleitern, egal mit welcher Kompetenz, Haupt-
sache das Parteibuch stimmt. Alles sollte um Os-
tern herum fertig sein. Es gab den einen oder an-
deren Juristen, der Sie, Herr Ministerpräsident, 
darauf hingewiesen hat, dass es da noch ein paar 
rechtliche Hürden gibt. Ob das alles immer ein-
gehalten wurde, wird dieses Haus noch zu prüfen 
haben.  

(Johanne Modder [SPD]: Ah! Oh!)  

Der Steuerzahlerbund hat an verschiedener Stelle 
darauf hingewiesen. Ich will die Liste, die hier von 
Christian Dürr vorgetragen wurde, nicht wiederho-
len. Dem ist nichts hinzuzufügen. Dabei geht es 
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um die Vorgänge in der Landesvertretung in Berlin, 
um die Vorgänge bei der NORD/LB, die Vorgänge 
im Aufsichtsrat von Salzgitter-Stahl, die Besetzung 
von Abteilungs- und Referatsleiterstellen, die Ent-
lassung verdienter Polizeipräsidenten in einer Ad-
hoc-Aktion - übrigens alle parteilos -, die Entlas-
sung eines parteilosen verdienten Verfassungs-
schutzpräsidenten etc. Wir haben das alles hier 
diskutiert. Das geht, mit Verlaub, auf keine Kuh-
haut.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Die nächste spannende Frage, wie das eigentlich 
alles finanziert wird, hat der Steuerzahlerbund 
schon aufgeworfen. Wir hören hier von den Frakti-
onsvorsitzenden von SPD und Grünen, dass für 
vieles eigentlich gar kein Geld da sei und alles 
ganz schwierig sei. Für Personalpolitik nach Par-
teibuch - für neue Abteilungsleiter-, Referatsleiter- 
und Staatssekretärsstellen - ist offensichtlich reich-
lich Geld da.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Frau Pörksen erklärt für die Landesregierung, das 
sei sinnvolle Umgestaltung der Landesregierung.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Johanne Modder [SPD]: Genau!) 

Nein, das ist Parteibuchwirtschaft, meine Damen 
und Herren. Es geht darum - da kann ich Jörg 
Bode nur beipflichten -, sich das Land zur Beute zu 
machen.  

Wir sind gespannt darauf, wie das mit den Lan-
desbeauftragten weitergeht, die demnächst instal-
liert werden sollen. Es gibt noch reihenweise an-
gekündigte Personalentscheidungen dieser Lan-
desregierung, wo wir sehr genau darauf achten 
werden, ob am Ende des Tages möglicherweise 
Qualifikation in der zweiten Reihe steht, weil das 
Parteibuch bei Ihnen, in Ihrer Landesregierung, in 
der ersten Reihe steht.  

Ich sage Ihnen ganz offen: Dem Fass den Boden 
ausgeschlagen hat die Besetzung der Büroleiter-
stelle der Beauftragten der Landesregierung für 
Migration und Teilhabe. Meine Damen, meine Her-
ren, das ist, was die Konstruktion dieser Stelle 
angeht, eine hoch sensible Aufgabe. Es geht um 
die Vernetzung zwischen der Staatskanzlei, die 
sich dafür zuständig erklärt, und dem Landtag. Es 
geht um die Vernetzung mit allen Migrantengrup-
pen sowie mit den Vertriebenenorganisationen. Es 
geht auch um die Vernetzung dieser Stelle mit der 
Härtefallkommission. Da muss man sich schon 

fragen, wie es möglich ist, dass dafür nicht nur 
eine neue Stelle geschaffen wird, sondern dass 
diese ohne Ausschreibung besetzt wird.  

(Björn Thümler [CDU]: Unglaublich!)  

Mit wem wird diese Stelle besetzt? - Mit dem Par-
teivorsitzenden der SPD in Hannover. Meine Da-
men, meine Herren, die Landesregierung begrün-
det das mit dem besonderen Vertrauensverhältnis, 
das für die Besetzung dieser Stelle notwendig sei. 
Dass da ein besonderes Vertrauensverhältnis be-
steht, glauben wir gerne; denn es ist dieser SPD-
Parteivorsitzende gewesen, der im Vorfeld der 
Vorbereitung der Landtagswahl mit spitzen Ellen-
bogen dafür gesorgt hat, dass die jetzt zuständige 
Landesbeauftragte überhaupt auf dem Stuhl sitzen 
kann, auf dem sie sitzt. Er hat nämlich dem Votum 
der Ortsvereine der SPD zuwidergehandelt und 
damals die Nominierung der SPD-Kandidatin Doris 
Schröder-Köpf durchgesetzt.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Johanne Modder [SPD]: Jetzt wird es 
aber abenteuerlich hier!) 

Das, meine Damen und Herren, begründet das 
besondere Vertrauensverhältnis.  

Ich will nur am Rande - auch das wird an anderer 
Stelle zu diskutieren sein - darauf hinweisen, dass 
es dieses Amt beschädigt, wenn derselbe zukünf-
tige Büroleiter jetzt aktiv im Oberbürgermeister-
wahlkampf durch eine Bespitzelungsaffäre auffällt, 
meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Herr Ministerpräsident, nach 100 Tagen Rot-Grün 
ist die Personalpolitik nach Parteibuch offensicht-
lich das zentrale Thema dieser Landesregierung. 
Wir wissen, dass Ihnen - Herr Weil und Herr Wen-
zel - nicht gefällt, das hören zu müssen. Es mag 
sein, dass Sie aus dem Rathaus von Hannover 
solche Vorgänge kennen und dass das für Sie 
normal ist. Wir sagen Ihnen: Nein, Parteibuchwirt-
schaft in der Landesregierung ist nicht normal und 
darf nicht normal werden. Darum kritisieren wir Sie 
für diese Art und Weise der Personalpolitik auf das 
Schärfste. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Johanne Modder [SPD]: Sie sollten 
ganz vorsichtig sein!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön, Herr Abgeordneter Thiele. - Es folgt 
- immer noch zu Tagesordnungspunkt 2 b - ein 
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Beitrag der SPD-Fraktion. Herr Abgeordneter Det-
lef Tanke, bitte sehr! 

Detlef Tanke (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Thiele, ich bin schon verwundert, dass Sie über 
Parteibuchpolitik sprechen. Anscheinend haben 
Sie die Vorgänge in Wolfsburg und das, was Ihre 
Partei da angestellt hat, völlig vergessen. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
von Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-
ben mit unserer Arbeit gerade erst begonnen und 
schon mehr erreicht als CDU und FDP in ihrer 
letzten Regierungszeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Lachen bei der CDU und 
bei der FDP) 

- Wer sich nicht mit Inhalten beschäftigt, so wie 
Sie, der merkt das vielleicht nicht. Aber wir sagen 
es Ihnen gerne - auch heute Morgen. - Sie haben 
eine Politik des Stillstands in Niedersachsen orga-
nisiert, aber vor allen Dingen auch eine Politik der 
sozialen Kälte, meine Damen und Herren.  

Ich nenne Ihnen als Beispiel, dass Sie seit Jahren 
verhindert haben, dass hier ein Mindestlohn einge-
führt wird. Bei den Wählerinnen und Wählern ist 
auch nicht vergessen, dass Sie das Blindengeld 
abgeschafft haben. Für diese Politik der sozialen 
Kälte sind Sie abgewählt worden. 

(Beifall bei der SPD - Unruhe bei der 
CDU und bei der FDP) 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der 
Opposition, ich würde jetzt auch gerne einen Ver-
gleich zwischen den früheren Ministerinnen und 
Ministern und den neuen Ministerinnen und Minis-
tern anstellen. Dazu wird es aber in diesem Land-
tag nicht kommen; denn es sind ja viele der Minis-
terinnen und Minister nicht wiedergewählt worden. 
Auch das haben die Wählerinnen und Wähler in 
Niedersachsen zu Recht entschieden, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Vielleicht gibt es den einen oder anderen, der an-
gesichts dieser vielen Bitterkeiten Verständnis hat 
für Sie und den Wortschwall, den Sie in den ersten 
100 Tagen entwickeln. Aber ich sage Ihnen: Das 
ist scheinheilig. Sie wollen nur Ihre Riesenenttäu-
schung dahinter verstecken. 

(Zustimmung von Johanne Modder 
[SPD]) 

Unser Auftrag ist es allerdings, dass wir das Land 
Niedersachsen zunächst einmal für fünf Jahre 
regieren. 

(Jörg Bode [FDP]: Abwarten!) 

Der Start ist gelungen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

In den letzten Tagen wurde oft über sportliche 
Vergleiche geredet. Ich kann Ihnen sagen: Wir 
werden durchhalten. Denn Niedersachsen hat 
endlich auch eine Regierung, die die Probleme des 
Landes löst und nicht mehr auf die lange Bank 
schiebt. 

In den ersten 100 Tagen haben wir viel bewegt. 
Wir haben die Abschaffung der Studiengebühren 
auf den Weg gebracht.  

In der Schulpolitik ermöglichen wir, dass nun die 
Wünsche der Eltern und Schüler entscheidend 
sind, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wir haben ein neues Vergaberecht auf den Weg 
gebracht.  

Wir sichern Arbeitnehmerinteressen.  

Mit der Wiedereinführung der Stichwahl stärken wir 
die Demokratie.  

Und bei der Asylpolitik gilt Humanität nun wieder 
als wichtigstes Prinzip. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Für diese hervorragende Bilanz sind wir der Lan-
desregierung unter der Führung des Ministerpräsi-
denten Stephan Weil außerordentlich dankbar, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Zu den Erfolgen dieser Landesregierung gehört 
auch, dass der Ministerpräsident und dass der 
Umweltminister bei der Frage des Endlagersuch-
gesetzes in Berlin endlich einmal niedersächsische 
Interessen durchgesetzt haben. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Lachen bei der CDU) 
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Der Entwurf des Endlagersuchgesetzes war be-
reits von der alten Regierung mit vereinbart. Wir 
haben wesentliche Neuerungen hineinbekommen. 
Es wird jetzt zum ersten Mal in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland - wer mit mir im PUA 
zur Asse gesessen hat, der muss das begrüßen - 
transparent, offen, sachlich und ergebnisoffen 
nach einem Endlager in Deutschland gesucht. Wir 
werden uns dafür Zeit nehmen und dies mit Hilfe 
von Experten tun.  

Wir haben durchgesetzt, dass es keine vorzeitige 
Enteignungsregelung für Gorleben gibt. Auch das 
ist ein sehr wichtiger Punkt, der immer wieder ge-
fordert ist und bei dem uns immer gewundert hat, 
dass Parteien, die sonst das Hohelied des Eigen-
tums singen, so etwas mir nichts, dir nichts gerade 
für Gorleben machen wollten, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wir haben die weitere bergmännische Erkundung 
in Gorleben gestoppt - der größte Erfolg für Nie-
dersachsen, für den der Vorvorgänger und der 
Staatssekretär des Vorgängers im Umweltministe-
rium und danach der Vorgänger von Stefan Wen-
zel immer nur gekämpft haben. Sie haben Presse-
erklärungen herausgebracht, es aber nie umge-
setzt. Wir haben es umgesetzt. Es wird keine wei-
teren Castortransporte nach Gorleben geben. Ein 
großer Erfolg, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Ich habe mit großem Interesse verfolgt, wie die 
ersten 100 Tage der niedersächsischen Regierung 
kommentiert worden sind. Unsere Kommentare 
und unsere Einschätzung sind eindeutig: Wir ha-
ben umgesetzt, was wir versprochen haben, und 
dafür loben wir heute Morgen die Landesregierung 
ganz ausdrücklich, meine Damen und Herren. 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön, Herr Abgeordneter Tanke. - Immer 
noch zum Tagesordnungspunkt 2 b spricht nun für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der Abgeord-
nete Limburg. 

Helge Limburg (GRÜNE): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nach 100 Tagen lohnt es sich, einmal 

einen zusammenfassenden Blick darauf zu werfen, 
was eigentlich die Opposition hier im Hause an der 
neuen Landesregierung kritisiert.  

Von Stillstand war da die Rede, von Nichtumset-
zen eigener Wahlversprechen, z. B. im Agrarbe-
reich. Fünf Jahre lang haben Sie, meine Damen 
und Herren von CDU und FDP, kritisiert, dass die 
Forderungen des Kollegen Meyer z. B. nach mehr 
Transparenz und nach grundsätzlichem Umsteu-
ern in der Landwirtschaftspolitik nicht umsetzbar 
und schädlich für die Landwirtschaft Niedersach-
sens seien. Fünf Jahre lang! Und jetzt kritisieren 
Sie schon nach wenigen Wochen, dass er seine 
Forderungen nicht bereits sofort und komplett um-
gesetzt hat. 

Sie, meine Damen und Herren, haben sich zehn 
Jahre lang für Frauenpolitik nur am Rande interes-
siert. Von Herrn Dürr war gerade zu hören, dass 
Sie immerhin nichts gegen die Gleichstellung von 
Frauen und Männern haben. Das beruhigt mich. 
Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist 
übrigens ein Verfassungsauftrag. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Insofern freut es mich, dass Sie nicht dagegen 
stehen. Aktiv dazu beigetragen haben Sie, Herr 
Kollege Dürr, in den letzten Jahren aber auch 
nicht. Zum Beispiel musste dieses Land bislang 
vergeblich auf FDP-Ministerinnen warten. Und 
dann kritisieren ausgerechnet die Kollegen Birkner 
und Dürr am allerlautesten, dass Rot-Grün nicht 
genug Frauen in Aufsichtsräte entsendet. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Die FDP hat zehn Jahre lang die brutale Abschie-
bungspolitik von Uwe Schünemann loyal mitgetra-
gen. Und dann haben Sie am lautesten kritisiert, 
dass der neue Innenminister Boris Pistorius in 
dieser Frage nicht bereits nach zwei Tagen im Amt 
eine komplette Wende vollzogen hat, sondern 
dass diese Wende ein paar Wochen länger ge-
dauert hat. Meine Damen und Herren von CDU 
und FDP, Sie müssen sich schon einmal entschei-
den, ob Sie unsere Politik kritisieren oder ob Sie 
deren unverzügliche Umsetzung fordern! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Der rot-grüne Koalitionsvertrag ist mit „Erneuerung 
und Zusammenhalt“ überschrieben. Das sind die 
gemeinsamen Werte und Leitlinien von SPD und 

490 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  7. Plenarsitzung am 29. Mai 2013 
 

Grünen, und das verdeutlicht auch die Unterschie-
de zur Vorgänger-Landesregierung. Wir wollen den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken. Wir wol-
len ein Niedersachsen, das jeden mitnimmt und 
das jedem Chancen bietet. 

Wir wollen z. B. kein Leitbild vorgeben, was gute 
Familien sind. Aber wir wollen jeder Familie, allen 
Vätern und Müttern und vor allem den Kindern, die 
Chance auf Kita-Plätze, auf Ganztagsbetreuung, 
auf Förderung, auf Freiraum und auf Vereinbarkeit 
von Arbeit und Familie bieten. Das stärkt den Zu-
sammenhalt der Gesellschaft, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Wir wollen Schluss damit machen, dass der Zu-
gang zur Hochschule vom Geldbeutel der Eltern 
abhängt. Auch das stärkt den Zusammenhalt der 
Gesellschaft.  

Wir wollen Schluss damit machen, dass Familien 
nachts von Polizisten geweckt und in für sie frem-
de Länder abgeschoben werden, dass Freund-
schaften vom Staat zerstört und Familien ausei-
nandergerissen werden. 

(Unruhe bei der CDU) 

Auch das stärkt den Zusammenhalt der Gesell-
schaft, wenn wir das beenden, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Wir wollen die Konflikte in der Landwirtschaft, die 
ganze Dörfer gegeneinander aufgebracht haben 
und die Verbraucherinnen und Verbraucher verun-
sichert haben, befrieden.  

Wir wollen zu mehr Tierschutz kommen. Wir wollen 
den Landwirten ein Auskommen sichern. Wir wol-
len den Verbraucherinnen und Verbrauchern 
Transparenz bieten. Auch das stärkt den Zusam-
menhalt. 

Wir wollen Niedersachsen erneuern. Ich möchte 
hinzufügen: Das ist nach zehn Jahren Schwarz-
Gelb auch bitter nötig. Schwarz-Gelb hatte am En-
de - zu Beginn dieser Legislaturperiode haben wir 
es wiederum gesehen - eigentlich nur ein einziges 
Thema: die Schuldenbremse. Für Sie war Finanz-
politik stets ein Selbstzweck. 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Theore-
tisch! - Zuruf von Christian Grascha 
[FDP]) 

Auch für Rot-Grün, Herr Kollege Grascha, ist eine 
solide Finanzpolitik ganz ohne Frage wichtig, aber 
nicht als Selbstzweck, sondern als Mittel, um gute 
Kitas zu erreichen, als Mittel, um ausreichend 
Ganztagsschulen zu haben, als Mittel, um Hoch-
schulen zu stärken und Pflege zu verbessern, als 
Mittel, um die Energiewende in diesem Land zu 
gestalten.  

Sie haben das Geld in den Mittelpunkt gestellt. Wir 
werden die Menschen in den Mittelpunkt unserer 
Politik stellen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Der Fortschritt kommt nicht als ICE daher. Der 
Fortschritt kommt im Flächenland Niedersachsen 
eher wie eine Regional- oder S-Bahn. Aber er 
kommt. 

(Lachen bei der FDP) 

Wir haben allen Unken- und Zwischenrufen der 
Opposition zum Trotz nie behauptet, dieses Land 
in 100 Tagen komplett umkrempeln zu wollen. Wir 
wollen das übrigens auch in fünf Jahren nicht tun. 
Aber wir wollen jeden Tag für den gesellschaftli-
chen Fortschritt arbeiten.  

Es ist bereits jetzt ein Fortschritt, dass der Einstieg 
in die Agrarwende gelungen ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Es ist ein Fortschritt, dass die Abschaffung der 
Studiengebühren auf den Weg gebracht ist.  

Es ist ein Fortschritt, dass die Gründung von Ge-
samtschulen erleichtert wird, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Es ist ein Fortschritt - der Kollege Tanke ist schon 
darauf eingegangen -, dass wir mit Olaf Lies end-
lich einen Arbeitsminister haben, der sich gegen 
die um sich greifenden Dumpinglöhne engagiert.  

Es ist ein Fortschritt, dass ein Paradigmenwechsel 
in der Flüchtlingspolitik kommt.  

Es ist auch ein Fortschritt, dass wir mit der Kollegin 
Doris Schröder-Köpf endlich eine Beauftragte für 
Migration und Teilhabe in diesem Land haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 
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Es ist ein Fortschritt, dass sich Niedersachsen auf 
Bundesebene für die vollständige Gleichberechti-
gung von Schwulen und Lesben einsetzt.  

Meine Damen und Herren, 100 Tage nach einem 
Regierungswechsel kann höchstens ein Einstieg in 
einen Politikwechsel erfolgt sein. Aber dieser 
Einstieg ist unter Stephan Weil und Stefan Wenzel 
gelungen. Ich freue mich auf die kommenden fünf 
Jahre. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Limburg. - Zum 
Tagesordnungspunkt 2 b liegen keine weiteren 
Wortmeldungen vor. 

Ich gehe über zu  

c) Stephan Weil: „Das Tempo wird man nicht 
aufrechterhalten können!“ - 100 Tage Selbstfin-
dung ohne Aufbruch! - Antrag der Fraktion der 
CDU - Drs. 17/194  

Als erster Redner hat sich Herr Abgeordneter Dirk 
Toepffer zu Wort gemeldet. Bitte sehr! 

Dirk Toepffer (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach-
dem wir bereits vieles gehört haben, was in den 
ersten 100 Tagen schiefgegangen ist, ist die Zeit 
gekommen, sich dem einen oder anderen Einzel-
punkt zu widmen und auf das zu schauen, was 
Herr Tanke eben vollmundig versprochen hat: Wir 
haben umgesetzt, was wir versprochen haben.  

Herr Bode hat richtigerweise den Südniedersach-
senplan angesprochen. Der Plan ist entwickelt 
worden, um Gerechtigkeit im Lande zu schaffen. 
Tatsächlich ging es aber darum, Wähler zu fi-
schen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Dieser Plan ist in den üblichen Stufen entwickelt 
worden, die wir von Sozialdemokraten kennen.  

Stufe 1: Behaupte eine Ungerechtigkeit.  

Stufe 2: Schaffe eine Neiddebatte. 

Stufe 3: Behaupte, du wirst die Ungerechtigkeit 
beseitigen können.  

So war es auch beim Südniedersachsenplan, 
obwohl es gar keine Ungerechtigkeit gegeben hat.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Uwe Schwarz [SPD]: Das stimmt doch 
gar nicht!) 

Sie schreiben in ein Papier, elf Kommunen im 
Lande seien benachteiligt, während der ominöse 
Westen, von dem niemand weiß, wo er ist - wie 
Herr Bode gesagt hat, kann dass auch für Südnie-
dersachsen niemand richtig sagen - die bevorteilte 
Region sei. Es wurde Neid geschaffen. Es hat 
auch funktioniert. Die eine oder andere Wähler-
stimme haben Sie gefischt.  

Herr Schminke, jetzt sind Sie in der Umsetzung. 
Jetzt wird es schwierig. 

(Zuruf von Ronald Schminke [SPD]) 

Sie haben zunächst das Problem, dass wir immer 
noch nicht wissen, wo Südniedersachsen ist und 
wir deshalb keinen Zahlenvergleich vornehmen 
können. Die Vorstellung der Staatssekretärin Honé 
im Ausschuss war peinlich bis zum Gehtnichtmehr. 
Über das Ammerland haben wir eben gesprochen.  

(Beifall bei der CDU) 

Der Ministerpräsident hat uns ein Papier mit Zah-
len vorgelegt, die das belegen sollen. Zunächst 
fällt auf, von den elf Kommunen sind nur noch fünf 
vorhanden. Er kommt nur noch mit Zahlen von 
EFS, EFFRE und ELER. Er verschweigt dabei, 
dass es noch ganz andere Formen der Strukturför-
derung gegeben hat. Die Niedersachseninitiative 
ist bei diesem Ministerpräsidenten offensichtlich 
niemals angekommen. Keiner sagt, dass man 
diese Zahlen vernachlässigen könnte.  

Herr Ministerpräsident, wenn Sie die 22 Millionen 
Euro an EU-Förderung für Goslar nennen, dann 
sollten Sie auch die 18 Millionen Euro aus der Nie-
dersachseninitiative nennen.  

(Beifall bei der CDU) 

Herr Wenzel, Sie gucken mich so an! Denken Sie 
nicht nur an die 46 Millionen Euro EU-Mittel für 
Göttingen, sondern auch an die 70 Millionen Euro 
aus dem KP II, die Göttingen bekommen hat.  

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, viel schlimmer als die 
falschen Zahlen ist etwas ganz anderes. Es ist die 
Neiddebatte, die jetzt über Sie hernieder-
schwappen wird. Das Problem ist, die Menschen in 
Niedersachsen haben begriffen, dass die EU-Mittel 
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weniger werden. Die Torte wird kleiner. Sie haben 
aber einigen versprochen, dass ihr Tortenstück 
größer wird. Um das Beispiel mit der Decke zu 
verwenden: Wenn die Decke kleiner wird und einer 
besser abgedeckt werden soll, wird jemand anders 
kalte Füße bekommen. Die Menschen in Nieder-
sachsen machen sich mittlerweile Gedanken dar-
über, wer das sein wird. 

(Beifall bei der CDU) 

Man mag in Salzgitter noch frohlocken und auf 
Mittel hoffen, in Dannenberg erklärt man sich dann 
einfach zu Südniedersachsen gehörig. Herr Kolle-
ge Bode hat es richtig gesagt: Wir alle sind Süd-
niedersachsen.  

Die Braunschweiger Zeitung hingegen fragt: Wer 
ist schuld, dass wir so wenig bekommen haben? - 
Das Übergangsgebiet Lüneburg sorgt sich darum, 
dass es zum am schlechtesten ausgestatteten 
Übergangsgebiet in Europa wird.  

Mit diesem Plan und seiner Umsetzung haben Sie 
in 100 Tagen einen Flächenbrand ausgelöst.  

(Beifall bei der CDU) 

Herr Kollege Limburg, Sie sprechen davon, Dörfer 
hätten gegeneinander gekämpft. Mittlerweile kon-
kurrieren in Niedersachsen ganze Regionen auf 
diese Art und Weise. 

(Beifall bei der CDU) 

Das haben Sie auch gemerkt. Es ist kein Wunder, 
dass in der gestrigen Presseerklärung der Staats-
kanzlei zur EU-Förderung nicht mehr von Südnie-
dersachsen gesprochen wird. Da spricht man nur 
noch von „benachteiligten Regionen in Aufholpro-
zessen“. 

Herr Ministerpräsident Weil, Sie haben Nieder-
sachsen in 100 Tagen tief gespalten. Das haben 
die Franken nicht einmal in 100 Jahren geschafft.  

Vielen Dank. 

(Starker Beifall bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 

Meine Damen und Herren, ich danke dem Abge-
ordneten Toepffer. - Zum Tagesordnungspunkt 2 c 
liegen mir keine weiteren Wortmeldungen mehr 
vor.  

Ich gehe über zu  

d) Verantwortung und Erneuerung: Nieder-
sachsen 100 Tage nach dem Regierungswech-
sel - Antrag der Fraktion der SPD - Drs. 17/193  

Es liegt eine Wortmeldung der Fraktionsvorsitzen-
den Johanne Modder vor. Bitte sehr, Sie haben 
das Wort.  

Johanne Modder (SPD): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Versachlichen wir die Thematik wieder ein 
bisschen. Herr Toepffer, jeder malt sich seine Welt 
so, wie sie ihm gefällt. Ein bisschen mehr Unaufge-
regtheit wäre ganz gut. 

Diese Landesregierung und die sie tragenden 
Fraktionen stehen für eine offene, transparente 
und nachhaltige Politik. Wir haben Politik im Dialog 
versprochen. Das kennzeichnet unser Handeln 
und unsere Initiativen in den zurückliegenden 100 
Tagen und auch in den nächsten Jahren. Das dür-
fen wir Ihnen schon heute versprechen.  

Wichtige Projekte haben wir bereits angeschoben 
und auf den Weg gebracht. Ich nenne Ihnen einige 
Beispiele, damit wir das zum Schluss noch einmal 
miteinander verabreden können.  

Wir halten unsere Versprechen. Die Studiengebüh-
ren werden spätestens zum Wintersemester 
2014/2015 abgeschafft. Der Gesetzentwurf ist in 
Vorbereitung und wird voraussichtlich nach der 
Sommerpause ins parlamentarische Verfahren 
eingebracht. Wir ändern derzeit das Schulgesetz. 
Die Gründung von Gesamtschulen wird erleichtert. 
Bei den Gesamtschulen bleibt es beim Abitur nach 
neun Jahren. Spannend finde ich in diesem Zu-
sammenhang die derzeitige Debatte an den Gym-
nasien. Es kommt Bewegung in die Debatte um G8 
bzw. G9. Sie, meine Damen und Herren von CDU 
und FDP, sollten aufpassen, dass Sie am Ende der 
Veranstaltung nicht ganz alleine dastehen.  

(Beifall bei der SPD) 

Wir führen die Stichwahl bei den Direktwahlen von 
Bürgermeistern und Landräten wieder ein. Der 
Gesetzentwurf wurde bereits ins März-Plenum 
eingebracht. Unser Wahlversprechen wird also 
eingelöst. Wir sorgen damit für mehr Partizipation 
und mehr Demokratie in unseren Kommunen.  
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Wir erneuern das Petitionswesen und ermöglichen 
damit mehr Bürgerbeteiligung. Dazu haben wir 
einen Entschließungsantrag ins April-Plenum ein-
gebracht.  

Wir haben den längst überfälligen Paradigmen-
wechsel im Bereich der Ausländerpolitik eingeläu-
tet und machen dies mit einer neuen Willkom-
menskultur deutlich. Von der Landesregierung 
wurde die Landesbeauftragte für Migration und 
Teilhabe, Frau Doris Schröder-Köpf, berufen. Über 
diese Berufung freuen wir uns ausdrücklich und 
ganz besonders. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Außerdem wurde die Reform der Härtefallkommis-
sionsverordnung eingeleitet, damit mehr Humanität 
in die Ausländerpolitik einziehen kann.  

Unsere rot-grüne Landesregierung hat beim 
Standortsuchgesetz endlich die Interessen des 
Landes vertreten und damit Bewegung in eine 
bundesweite Endlagersuche gebracht. Das ist ein 
großer Erfolg für unser Land. Herr Tanke ist schon 
darauf eingegangen.  

Wir beraten zurzeit in einem breiten Dialog das 
neue Landesvergabegesetz, um endlich faire Löh-
ne in Niedersachsen bei öffentlichen Aufträgen 
sicherzustellen. Wir werden den Gesetzentwurf 
noch ins Juni-Plenum einbringen.  

Wir richten die Regionalpolitik neu aus. Dass Sie 
sich unter Regionalpolitik gar nichts vorstellen 
können, ist heute Vormittag wieder deutlich gewor-
den. Wir werden im Dialog mit den Regionen Kon-
zepte entwickeln. Ein Ausspielen der einzelnen 
Regionen gegeneinander, wie Sie es eben ver-
sucht haben, Herr Toepffer, werden wir nicht zu-
lassen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Die Wiedereinführung des Landesjugendhilfeaus-
schusses ist auf den Weg gebracht worden. Wir 
haben die Absicherung der gesetzlichen Schul-
geldfreiheit in der Altenpflege ins Rollen gebracht. 
Und die Landesregierung hat die Fachkommission 
„Pflege“ zur Sicherung einer guten und wertvollen 
Pflege ins Leben gerufen. Auch das hat uns hier 
im Parlament schon ganz lange beschäftigt. 

Die Landesregierung hat die Agrarwende eingelei-
tet und fordert mehr Tier- und Umweltschutz bei 
den großen Stallbauten - ein Thema, bei dem Sie 

völlig versagt und bei dem Sie den einen Landwirt 
gegen den anderen Landwirt ausgespielt haben. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Zuruf von der SPD: So ist 
es!) 

Wir bündeln und stärken den Verbraucherschutz 
und werden dazu hier im Parlament einen Unter-
ausschuss einrichten.  

Meine Damen und Herren, zu sagen, was ist und 
was geht, ist eine wichtige Regel der Politik. Dabei 
schadet es auch nicht, Dinge zu wiederholen.  

Diese rot-grüne Landesregierung hat mit dem Koa-
litionsvertrag eine hervorragende Arbeitsgrundla-
ge. Bei dieser rot-grünen Landesregierung mit 
unserem Ministerpräsidenten Stephan Weil an der 
Spitze ist Niedersachsen in guten Händen. Und mit 
der rot-grünen Mehrheit in diesem Haus ist sicher-
gestellt, dass die Landesregierung nicht nur über 
zwei zuverlässige Partner verfügt, sondern dass 
auch die Interessen unserer Bürgerinnen und Bür-
ger und die Belange unseres Landes und seiner 
Regionen hier wahrgenommen werden. 

Meine Damen und Herren, Sie wissen es vielleicht: 
Der Herr Ministerpräsident ist Langstreckenläufer. 
Er ist auf einer langen Strecke unterwegs, die weit 
über fünf Jahre angelegt ist - unaufgeregt, pragma-
tisch, lösungsorientiert.  

(Zuruf von der CDU: Sind das schon 
Durchhalteparolen?) 

Passen Sie auf, meine Damen und Herren von 
CDU und FDP, dass Ihnen nach diesem leichten 
Warmlaufen, nach nur 100 Tagen, nicht die Puste 
ausgeht.  

(Zuruf von Reinhold Hilbers [CDU]) 

Es genügt eben nicht, nur dicke Backen zu ma-
chen. Sie müssen auch pfeifen können. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Modder. - Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen hat sich die Fraktionsvor-
sitzende, Frau Piel, gemeldet. Bitte sehr, Frau Piel! 
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Anja Piel (GRÜNE): 

Verehrter Präsident! Meine Damen und Herren! 
Auch für mich ist es eine neue Erfahrung, dass 
sich die Opposition in solch einer Tiefe mit einer 
personellen Neuaufstellung nach einem Regie-
rungswechsel beschäftigt. Ich finde das spannend; 
denn ich gehe davon aus, dass dieser Hort der 
Gerechtigkeit in der Vergangenheit immer unab-
hängig von Parteibüchern und nur nach inhaltlicher 
Eignung entschieden hat, Menschen für die Auf-
gaben aufzustellen, die sie zu erledigen haben. Ich 
glaube, so zu handeln, ist etwas ganz Normales, 
wenn man neu eine Regierung übernimmt.  

Ich habe vorhin bereits von zwei Stellen gespro-
chen, an denen wir eine erste grüne Saat ausge-
bracht haben. Jetzt komme ich zu einer dritten 
Stelle. Ich habe mit großem Interesse in der Zei-
tung gelesen - ich glaube, das wird die Wählerin-
nen und Wähler bzw. die Niedersachsen im Allge-
meinen sehr interessieren -, dass die Forderung 
ausgesprochen worden ist, die letzten 26 Castoren 
doch noch nach Gorleben zu bringen. 

(Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta 
übernimmt den Vorsitz) 

Für uns ist das Endlagersuchgesetz ein schmaler 
Silberstreif am Horizont. Die neue rot-grüne Koali-
tion hat mit großer Kompromissbereitschaft den 
Aufbruch gewagt, einen ungeeigneten Gesetzent-
wurf so zu ändern, dass er wirklich die Handschrift 
einer ergebnisoffenen Endlagersuche trägt. Dafür 
noch einmal Dank an Stephan Weil und an Stefan 
Wenzel.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Wie schwierig es ist, einen Konsens dahin gehend 
zu erreichen, dass wir an anderen Stellen als an 
dem ungeeigneten Standort Gorleben erkunden, 
konnten wir in den letzten Wochen an der Debatte 
um den Verbleib der restlichen 26 Castoren erken-
nen.  

Ich will nicht verschweigen, dass auch die Grüne-
Fraktion beim Endlagersuchgesetz noch offene 
Fragen sieht. Diese können am Ende aber nicht 
allein in Hannover von Stephan Weil und Stefan 
Wenzel gelöst werden, sondern müssen in Berlin 
beantwortet werden: Jetzt müssen Kanzlerin Mer-
kel und Umweltminister Peter Altmaier liefern. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Ich bin es auch leid, dass sich die Frage des 
Verbleibs der letzten Castoren so organisiert, als 
ginge es um ein Meldekonzert, als wenn Bundes-
länder, die von Rot-Grün regiert werden, als Erste 
in der Pflicht wären - während sich Altmaier und 
die großen Energiekonzerne, die aus dieser Risi-
kotechnologie in beispielsloser Weise den maxima-
len Profit gezogen haben, aus ihrer Verantwortung 
verabschieden. Ich bin es leid, dass es nicht mög-
lich ist, ein Konzept für den Verbleib dieser letzten 
26 Castoren vorzulegen, die nun wirklich nicht 
mehr nach Gorleben dürfen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Aber weil wir so viel über Laufleistung und Tempo 
gesprochen haben: In den kommenden Wochen 
bis zur Sommerpause wird es vor allen Dingen 
darum gehen, einen Haushalt aufzustellen, der 
unser schönes Niedersachsen fit für die Zukunft 
macht. Dass hier eben so viel über Regionalent-
wicklung gesprochen wurde, zeigt einmal mehr 
deutlich, dass auf der rot-grünen Seite diejenigen 
sitzen, die sich sehr wohl klar sind, welches die 
Regionen im Land sind, für die etwas getan wer-
den muss, und die nicht erst die Gerechtigkeitsfra-
gen definieren müssen, die sich in diesen Regio-
nen stellen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Ich persönlich bin mit diesen ersten 100 Tagen 
sehr zufrieden und danke im Namen der Grünen-
Fraktion der SPD-Fraktion für die gute und ver-
trauensvolle Zusammenarbeit, in der wir unsere 
ersten Ideen und ersten Projekte gemeinsam ent-
wickelt haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Aber auch für uns gilt: Das Bessere ist der Feind 
des Guten. Trotz aller aufmunternden Anfeue-
rungsrufen von den Kollegen der CDU und der 
FDP: Wenn es nach mir geht, werden die Fraktio-
nen von SPD und Grünen der Versuchung wider-
stehen, ihre Kräfte in einem Sprint zu vergeuden. 
Ich hatte nämlich schon als Schülerin wenig Freu-
de an kurzen Sprints auf den staubigen Aschen-
bahnen unseres Sportplatzes. Mir hat es viel bes-
ser gefallen, in meiner Heimatstadt Lübeck die 
langen Wege entlang der Trave und der Wakenitz 
durchs Grüne zu laufen und dabei darauf zu ach-
ten, dass der Atem reicht.  
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Meine Damen und Herren, wir haben eine Strecke 
vor uns, die zurückzulegen mindestens fünf Jahre 
dauern wird. Jeder Langstreckenläufer, jede Lang-
streckenläuferin weiß: Das Wichtigste ist es, sich 
die Kräfte gut einzuteilen. Ich verspreche Ihnen: 
Das werden wir tun. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Für die FDP hat nun der Kollege 
Dürr das Wort. 

Christian Dürr (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kollegin-
nen und Kollegen! Die Art und Weise, wie Sie ge-
rade Ihren eigenen Politikstil beschrieben haben, 
zeigt das Problem, das wir hier in Niedersachsen 
haben. Herr Limburg hat gesagt: Wir sind nicht der 
ICE, wir sind die S-Bahn. - Meine Damen und Her-
ren, die S-Bahn fährt nur im städtischen Raum, 
nicht aber im ländlichen Niedersachsen! Und das 
genau ist die Perspektive von Rot-Grün.  

(Beifall bei der FDP - Helge Limburg 
[GRÜNE]: Zitieren Sie mich korrekt!) 

Herr Tanke hat gesagt: Wir werden fünf Jahre 
durchhalten. - Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, die Menschen erwarten von einer Landes-
regierung nicht, dass sie fünf Jahre durchhält. Sie 
soll regieren!  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Frau Piel, Ihre Politik des Dialogs haben die betrof-
fenen Verbände bei der Änderung des Nieder-
sächsischen Schulgesetzes live und in Farbe mit-
bekommen. - Meine Damen und Herren, der Satz, 
den die heutige Ministerin Heiligenstadt im Land-
tagswahlkampf gesagt hat -„Niemand hat die Ab-
sicht, die Gymnasien abzuschaffen“ -,   

(Zuruf von den GRÜNEN: Genau!) 

gewinnt vor dem Hintergrund Ihrer Politik eine 
neue Bedeutung. Die Frage ist doch, ob das am 
Ende alles glaubwürdig ist.  

(Beifall bei der FDP) 

Ich will jetzt auch noch ein Zitat des gerade von 
den Grünen so viel gelobten Ministers Meyer brin-
gen.  

(Zuruf von Anja Piel [GRÜNE]) 

- Liebe Kollegin Piel, hören Sie zu! 

Am 3. März 2013 heißt es in der Hannoverschen 
Allgemeinen Zeitung:  

„Ausführlich dankte Meyer der Jägerschaft 
für ihr Engagement zum Schutz der Wölfe in 
Niedersachsen.“ 

Meyer wörtlich:  

„Hier sehe ich die Jäger als unverzichtbare 
Partner.“ 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ja!) 

- Schöner Satz. Aber wissen Sie noch, was er 
wenige Monate zuvor in einer Pressemitteilung der 
Landtagsfraktion der Grünen gesagt hat? - Dort 
heißt es: 

„Die Waidmänner, die sich angesichts meh-
rerer illegaler Abschüsse u. a. im Wendland 
bekanntlich bisher nicht als die Freunde der 
Wölfe erwiesen haben, sollen in Nieder-
sachsen das Wolfsmanagement überneh-
men. Damit wird der Bock zum Jäger ge-
macht.“ 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dank 
Ihrer Hilfe haben wir in Niedersachen leider den 
Bock zum Agrarminister gemacht. Das ist das 
Problem. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Und nun zu Herrn Weil und Herr Wenzel. Hier will 
ich noch einmal auf das Endlagersuchgesetz zu 
sprechen kommen. Ich erinnere mich sehr genau 
daran, wie Rot-Grün im letzten Plenum vor der 
Landtagswahl, nämlich im Dezember 2012, alle 
Eide geschworen hat: Mit uns wird es niemals ein 
Gesetz geben, in dem nicht in einem Paragrafen 
steht, dass Gorleben von Anfang an ausscheidet. 

Wir haben das damals für falsch gehalten, aber 
das war nun einmal das Versprechen an die Wäh-
lerinnen und Wähler. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Sie wollten 
das in ganz Europa machen! Das war 
Ihr Plan!) 

Dann fährt der Ministerpräsident nach Berlin und 
findet mit Herrn Altmaier einen Kompromiss - der 
als Gesetz übrigens schon vorher vorlag und der 
abgesehen davon auch unsere ausdrückliche Zu-
stimmung findet. Meine Damen und Herren, das ist 
eine Rolle rückwärts in die andere Richtung, und 
damit haben Sie ein zentrales rot-grünes Wahlver-
sprechen gebrochen. 
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Und im Mai dieses Jahres verkünden der Minister-
präsident und der Umweltminister dann öffentlich: 
Das war alles nicht so gemeint; die grüne Partei-
basis ist bei diesem Thema jetzt doch zu anstren-
gend; wir wollen nicht mehr zu dem im April gefun-
denen Kompromiss stehen. - Das, Herr Tanke, ist 
doch kein Regieren! Das ist im wahrsten Sinne des 
Wortes Durchhalten. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, uns regt auf, dass es 
Ihnen erst einmal darum geht, Personal unterzu-
bringen. 

(Johanne Modder [SPD]: Das sollten 
gerade Sie als FDP nicht sagen!) 

Das haben wir bei Herrn Kirci ja gerade mitbe-
kommen.  

Ich will dazu übrigens noch einen Satz sagen, Frau 
Modder; denn es trifft Sie ja offensichtlich sehr, 
dass Sie den Vorsitzenden des SPD-Stadtverban-
des Hannover in ein öffentliches Amt hieven wol-
len. 

(Johanne Modder [SPD]: Nein, es trifft 
mich, dass Sie so etwas ansprechen! 
Gucken Sie einmal in Ihre FDP!) 

Ich will Ihnen dazu eines sagen: Herr Kirci ist zwar 
von seinem Ratsmandat zurückgetreten. Aber er 
hat erklärt, er wolle weiterhin Vorsitzender des 
SPD-Stadtverbandes bleiben. Und insbesondere 
wolle er seine Anwaltskanzlei weiter führen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, rufen 
Sie einmal bei der Anwaltskammer an! Ein Amt im 
öffentlichen Dienst und das freie Mandat eines 
Anwalts schließen sich gegenseitig aus. 

Herr Weil, die Landesregierung hat sich in der 
heutigen Aktuellen Stunde bisher nicht ein einziges 
Mal zu Wort gemeldet. Das ist echte Arbeitsver-
weigerung! Ich erwarte, dass Sie sich hier und 
heute auch zu diesem Fall äußern. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei 
der CDU) 

Zum Schluss: Denken Sie bitte einmal nur eine 
Sekunde lang darüber nach, warum sowohl die 
kommunalen Spitzenverbände als auch der nie-
dersächsische Mittelstand durch die Bank gegen 
Ihr sogenanntes bürokratiearmes und mittelstands-
freundliches Landesvergabegesetz sind. Denken 
Sie darüber nach, warum Sie an dieser Stelle nie-
manden auf Ihrer Seite haben. - Der Grund ist ein 
ganz einfacher: Ihnen geht es nur um Strukturen, 

um Personal, um neue Erlasse und um neue Ver-
ordnungen. Das wird an diesem Gesetz sehr bei-
spielhaft deutlich. 

(Johanne Modder [SPD]: Es geht um 
soziale Gerechtigkeit, Herr Dürr! Das 
ist bei Ihnen noch nicht angekom-
men!) 

Ich sage Ihnen deutlich: Schafft keine neuen Struk-
turen, sondern schafft Freiräume! Gebt den Men-
schen Möglichkeiten statt den Parteisoldaten neue 
Stellen! 

Der rot-grüne Obrigkeitsstaat 

(Lachen bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

kommt heute besserwisserisch auf Birkenstocks 
mit dem Aktenordner unter dem Arm um die Ecke. 
Das macht ihn aber nicht minder autoritär, meine 
Damen und Herren. 

Herzlichen Dank. 

(Starker Beifall bei der FDP und bei 
der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Für die Landesregierung hat sich 
nun Herr Ministerpräsident Weil zu Wort gemeldet. 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie kön-
nen sich vorstellen, dass wir auf der Regierungs-
bank dieser Debatte sehr aufmerksam gefolgt sind 

(Editha Lorberg [CDU]: Das haben wir 
gesehen!) 

- auch Männer sind multifunktional -; denn wir sind 
natürlich gespannt, wie die Resonanz ist, nachdem 
wir vor einigen Wochen unsere Regierungsarbeit 
aufgenommen haben. 

Und da fällt schon ein merkwürdiger Kontrast auf. 
Von der Opposition haben wir hier allerlei Zärtlich-
keiten gehört, mehr oder weniger laut vorgetragen, 
lieber Herr Kollege Dürr. Aber diese Ausführungen 
stehen in einem auffälligen Gegensatz zu der 
wohlwollenden Beurteilung, die der Start der neu-
en Niedersächsischen Landesregierung unisono in 
den Medien gefunden hat. Darüber, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, sollten Sie einmal 
nachdenken. 
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(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN - Zurufe von der CDU - 
Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Es kann natürlich sein, dass die Berichterstatterin-
nen und Berichterstatter völlig falsch und CDU und 
FDP ganz genau richtig liegen. 

(Zuruf von der CDU: Das will ich hof-
fen!) 

Aber ich an Ihrer Stelle würde auch einmal darüber 
nachdenken, ob Sie nicht möglicherweise etwas 
übersehen haben. 

Lassen Sie mich in aller Freundlichkeit sagen: 
Diese Regierung hat sich vorgenommen, dicke 
Bretter zu bohren. Was wir insofern vorgefunden 
haben, muss im Sinne der Landesentwicklung und 
mithin wirklich parteiübergreifend angegangen 
werden. 

So müssen wir uns anstrengen, um zu mehr Bil-
dung und mehr Chancengleichheit in Niedersach-
sen zu kommen. Den Anfang haben wir gemacht: 
Gesamtschulen werden in diesem Land nicht län-
ger diskriminiert, meine sehr verehrten Damen und 
Herren. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN - Ulf Thiele [CDU]: Sie 
werden bevorzugt!) 

Wir müssen uns anstrengen, um gegen die zu-
nehmende Spaltung dieser Gesellschaft vorzuge-
hen. Auch hier haben wir den Anfang gemacht: 
Künftig soll es in Niedersachsen keine öffentlichen 
Aufträge für Hungerlöhne mehr geben, meine sehr 
verehrten Damen und Herren. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Und wir müssen uns anstrengen, dass alle Teile 
unseres Landes eine gute Perspektive haben, 
dass also nicht einzelne Teile unseres Landes 
abgehängt werden. Deswegen haben wir eine 
neue Regionalpolitik aufs Gleis gesetzt, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. Das war auch 
dringend notwendig. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN - Christian Dürr [FDP]: 
Wo denn? Wo?) 

- Ich dachte, das hätte ich Ihnen schon einmal 
erläutert, Herr Kollege Dürr. 

(Ulf Thiele [CDU]: Ankündigungen!) 

Erwarten Sie bitte nicht, dass Versäumnisse, die 
sich in zehn Jahren angehäuft haben, in wenigen 
Wochen beseitigt werden können. Nein, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, da erwartet uns 
harte Arbeit. Aber wir gehen sie an. Verlassen Sie 
sich darauf! 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN - Christian Dürr [FDP]: 
Wann?) 

Ein Brett, das wir zu bohren haben, ist besonders 
dick: Das ist die Finanzpolitik. Diese Landesregie-
rung tritt das Erbe einer Regierung an, die für 
20 Milliarden Euro Schulden mehr in zehn Jahren 
steht. Das ist in der Tat eine Erblast, meine sehr 
verehrten Damen und Herren. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Deswegen sage ich ganz deutlich: Wir sind uns 
gerade an dieser Stelle der Verantwortung außer-
ordentlich bewusst. Sie sehen auf den Seiten der 
Mehrheit dieses Hauses Abgeordnete, die sehr 
genau wissen, dass nicht alles das, was wir wollen 
und was wir für richtig halten, im nächsten und im 
übernächsten Jahr sofort umsetzbar sein wird. 

Aber seien Sie auch da sicher: Diese Landesregie-
rung versteht sich als aktiver Teil der Bundespoli-
tik. Wir werden dafür ringen, dass die legitimen 
niedersächsischen Interessen auch mit Rahmen-
bedingungen umgesetzt werden können, die uns in 
Niedersachsen eine gute Zukunft ermöglichen. - 
Das ist übrigens ebenfalls etwas, was uns von der 
Vergangenheit abhebt: Wir sind nicht länger nur 
Befehlsempfänger einer Bundesregierung, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Lassen Sie mich zum Abschluss drei versöhnliche 
Bemerkungen machen. 

Erstens. Für die Landesregierung kann ich ein 
herzliches Dankeschön an die Mitglieder dieses 
Hauses für die Zusammenarbeit am Anfang dieser 
Legislaturperiode sagen. Wir werden alles in unse-
ren Kräften Stehende tun, damit wir auch weiter 
ein gutes Miteinander haben. 

Zweitens. Ich hoffe, CDU und FDP sind beim 
nächsten Fußballturnier des Landtags und der LPK 
wieder dabei. Das wäre ein gutes Zeichen der 
Gemeinsamkeit. Der Wahlkampf ist vorbei, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. 
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(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Drittens. Ich erzähle gerne von einer Begebenheit, 
die mich vorgestern überrascht, aber auch erfreut 
hat. Ich war in Holzminden. Da kam mein alter 
Freund Hans-Heinrich Sander auf mich zu und 
sagte: Stephan, ihr habt alles richtig gemacht, mit 
Ausnahme des Wetters. - Ich war auch überrascht, 
und ich weiß, dass Stefan Wenzel jetzt nachdenk-
lich werden wird. 

(Heiterkeit bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, denken 
Sie bitte darüber nach, ob Sie sich dieser Sicht der 
Dinge nicht vielleicht auch anschließen können. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Starker, nicht enden wollender Beifall 
bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Für die CDU-Fraktion hat nun Herr 
Kollege Nacke das Wort. 

Jens Nacke (CDU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Verehrter Herr Ministerpräsident, ich habe den 
Eindruck, wenn Sie von der Berichterstattung in 
der Presse hinsichtlich Ihrer ersten 100 Tage im 
Amt sprechen, dann haben Sie eine selektive 
Wahrnehmung. Vielleicht gestatten Sie mir, einige 
Auszüge aus der Presseberichterstattung vorzu-
tragen. Frau Modder hat ja gesagt, sie ist sehr 
unterschiedlich; auch Herr Tanke hat sie mit Inte-
resse gelesen. Ich lese sie Ihnen gerne vor.  

(Ronald Schminke [SPD]: NDR von 
gestern Abend: Harmonisch und ef-
fektiv!) 

Beispielsweise - nachzulesen in der Hannover-
schen Allgemeinen Zeitung vom 25. Mai -:  

„Auch aus den Reihen von Sozialdemokra-
ten und Grünen wird hinter vorgehaltener 
Hand eingeräumt, dass die größte Heraus-
forderung beider Parteien nach den ersten 
100 Tagen wohl die Bestimmung der eige-
nen Prioritäten ist. ‚Niemand weiß eigentlich 
genau, für welche Politik Rot-Grün beson-
ders steht’, sagt ein SPD-Mann.“ 

In demselben Artikel steht weiter unten:  

„Die Aufbruchstimmung fehlt heute.“  

Und noch weiter unten:  

„Ob die Regierung aber wirklich langfristig 
sparen, kürzen und Verwaltung abbauen 
will? Zweifel sind erlaubt.“ 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

In der Neuen Osnabrücker Zeitung vom 27. Mai 
steht:  

„Auffällig ist jedoch, dass die Weil-Re-
gierung - anders als das schwarz-gelbe Ka-
binett nach der Machtübernahme 2003 - in 
der Startphase kaum Pflöcke bei zentralen 
Projekten einschlug.“ 

In der Nordwest-Zeitung von heute steht:  

„Start mit angezogener Handbremse. Die 
Arbeit macht Stephan Weil Spaß … Nur das 
Tempo in der Landespolitik ist dem früheren 
Oberbürgermeister manchmal zu hoch.“  

Und weiter unten:  

„Politik auf Sparflamme. Koalitionäre verwei-
sen darauf, dass die Regierung erst nach 
der Haushaltsklausur im Juli richtig durch-
starten werde.“  

Die Welt von heute schreibt:  

„Er macht das, wie erwartet, ordentlich, ohne 
allzu große Akzente zu setzen.“ 

(Zustimmung bei der CDU) 

Und die Neue Presse schreibt heute:  

„Das Bohren der dicken Bretter“ 

- Sie haben es gerade angesprochen, Herr Minis-
terpräsident -  

„jedoch hat noch nicht begonnen. Rot-Grün 
scheint noch zu überlegen, wo man den 
Bohrer ansetzen muss.“  

In demselben Artikel steht:  

„Ideen werden angedeutet, aber es ist ein 
Suchen.“  

Oder auch:  

„Doch derzeit ist in vielen Punkten nicht 
einmal klar, wohin die Reise gehen soll.“ 

Das ist die Bilanz der Presse zu Ihren ersten 100 
Tagen im Amt, Herr Ministerpräsident! Merken Sie 
etwas? - Da zieht sich ein roter Faden durch, und 
zwar genau der rote Faden, der Sie schon in Ihrer 
Zeit als Oberbürgermeister begleitet hat: Ihnen 
wird eine Kämmerermentalität bescheinigt. Sie 
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verwalten, aber Sie gestalten nichts in diesem 
Lande! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Das liegt auch an der Art und Weise, wie Sie hier 
auftreten. In dieser Debatte treten Sie ganz zum 
Schluss auf, heute Morgen um 8 Uhr haben Sie 
zunächst mal lieber handverlesenen Journalisten 
ein bisschen was vorgetragen, und gestern haben 
Sie sich in ein leeres Fußballstadion gesetzt. - Sie 
haben Angst vor dem Regieren! Das ist auch an 
den Ausführungen von Frau Piel deutlich gewor-
den, die gerade gesagt hat: Mir wird Angst und 
Bange vor den Haushaltsberatungen.  

Frau Piel, Sie haben gerade beanstandet, dass Sie 
einen schwarz-gelben Haushalt abarbeiten müs-
sen. Ich sage Ihnen, warum Sie das müssen: Weil 
Sie sich verweigern, einen Nachtragshaushalt 
aufzustellen, mit dem Sie eigene politische Akzen-
te setzen könnten.  

(Starker Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Frau Kollegin Modder, Sie reden hier vom Pfeifen 
im Walde.  

(Johanne Modder [SPD]: Nein, „dicke 
Backen“ habe ich gesagt!) 

Aber Pfeifen im Walde ist es doch, wenn Sie sa-
gen, es läuft gut zwischen den Koalitionspartnern.  

(Petra Tiemann [SPD]: „Dicke Ba-
cken“ hat sie gesagt!) 

Die Wahrheit ist doch, dass es nicht gut läuft, weil 
Ihre Minister schwere Fehler machen, weil es zu 
Pannen kommt: Herr Lies fährt durch die Gegend 
und hat nichts mehr zu sagen, weil er seiner Zu-
ständigkeiten völlig beraubt ist. Gleichwohl ver-
spricht er an allen Ecken und Enden Infrastruktur-
projekte, die von den Grünen dann aber gleich 
wieder einkassiert werden.  

(Minister Stefan Wenzel: Wo waren 
Sie in den letzten Wochen?) 

Beim Thema Bahnumgehung Oldenburg streiten 
Sie sich wie die Kesselflicker. Beim Thema Can-
nabis-Freigabe schreibt man Briefe hin und her.  

Herr Pistorius, der immer unvorbereitet unterwegs 
ist, weil er seine Akten nicht liest - das wird ganz 
deutlich -,  

(Lachen bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

kassiert mal eben den Südniedersachsenplan ein. 
Von dem ist heute keine Rede mehr, und dann 
heißt es: Das habe ich so nicht gesagt. - Inzwi-
schen liegt das Schreiben des Landrats Michael 
Wickmann vor. Darin heißt es:  

„Es war keinesfalls meine Absicht, die we-
sentlichen Ergebnisse aus unserem Ge-
spräch fehlerhaft wiederzugeben. Vielmehr 
habe ich nach bestem Wissen und Gewis-
sen in Ausführung eines Kreisausschussbe-
schlusses das Protokoll der öffentlichen Be-
schlussvorlage beifügen lassen.“  

Das heißt, der Landrat hat Ihnen klar geschrieben, 
dass das genauso gesagt worden ist und dass er 
enttäuscht ist, dass Sie davon nichts mehr wissen 
wollen. Jetzt sagt er: Nun gehe ich davon aus, 
dass Geld kommt. - Diese Zusage steht aber noch 
aus, Herr Minister. Sie haben diesem Parlament 
eindeutig die Unwahrheit gesagt.  

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP - Johanne Modder [SPD]: Sie 
sollten noch mal in Klausur gehen! - 
Uwe Schwarz [SPD]: Ein paar Wo-
chen Seeluft würden Ihnen guttun!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Herr 
Ministerpräsident, das Land hat einen Anspruch 
darauf, dass es ordentlich und gut regiert wird, 
auch wenn Sie andere Schwerpunkte setzen wol-
len als wir. Diesem Anspruch wurden Sie in den 
ersten 100 Tagen und auch mit der heutigen Rede 
schlechterdings nicht gerecht.  

Ich möchte Ihnen abschließend einen Rat geben: 
Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, ich glaube, 
es dürfte inzwischen im ganzen Lande bekannt 
sein, dass Sie Fan von Hannover 96 sind. Bitte 
verschonen Sie uns in Zukunft mit Ihren Privatan-
gelegenheiten! Das Turnier zwischen den Fraktio-
nen in diesem Landtag ist weiß Gott nicht das 
wichtigste Problem, um das Sie sich kümmern 
müssen! 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.  

(Starker, anhaltender Beifall bei der 
CDU und bei der FDP - Lachen bei 
der SPD - Petra Tiemann [SPD]: Das 
war peinlich! - Weitere Zurufe von der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Für die FDP-Fraktion hat nun Herr Kollege Bode 
das Wort. Die FDP-Fraktion hat eine Restredezeit 
von 25 Sekunden. Da der Ministerpräsident seine 
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Redezeit etwas überzogen hat, gewähre ich Ihnen 
nach § 71 Abs. 3 unserer Geschäftsordnung eine 
zusätzliche Redezeit von einer Minute. Bitte! 

Jörg Bode (FDP): 
Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Herr Weil, es mag erstaun-
lich sein: Aber während Sie Zeit zum Fußballspie-
len oder -schauen hatten, haben andere in diesem 
Land gearbeitet.  

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU - Zurufe von der SPD: Oh! - Wei-
tere Zurufe von der SPD) 

Herr Weil, ich war schon sehr überrascht, was hier 
von Ihnen kam. Daraus ergibt sich wieder das 
gleiche Bild, nämlich dass Ihre Worte und Ihre 
Taten eklatant auseinanderfallen. Sie reden hier 
von einer Vision, von Wegen. Dazu kann ich nur 
sagen: Wo sind die denn? - In der Landesregie-
rung gibt es keinen Ministerpräsidenten, der Richt-
linienkompetenz ausübt, sondern es gibt eine gro-
ße Selbsterfahrungsgruppe, zu der Moderatoren 
geholt werden, und es findet eine Klausurtagung 
als großes Happening statt. Meine sehr geehrten 
Damen und Herren, das ist nicht Führung, das ist 
nicht Vision.  

Und beim Thema Finanzpolitik stellen Sie sich hier 
hin und sagen: Ja, wir müssen mit weniger Geld 
auskommen, und wir müssen an die kommenden 
Generationen denken. - Sie tun aber genau das 
Gegenteil! Welche Politik wollen Sie denn zukünf-
tig machen? Was kommt denn dabei für die nach-
folgenden Generationen heraus?  

Sie wollen die Studienbeiträge abschaffen. Das 
sind erst mal locker 120 Millionen Euro an Mehr-
kosten, die von anderen erwirtschaftet werden 
müssen.  

(Johanne Modder [SPD]: Gut ange-
legtes Geld! - Anja Piel [GRÜNE]: 
Wenn das kein Blick in die Zukunft ist! 
- Weitere Zurufe von der SPD und von 
den GRÜNEN - Glocke der Präsiden-
tin) 

Bei der Personalpolitik, Herr Tanke, sind Sie wirk-
lich sehr viel weiter als wir: Allein für drei Polizei-
präsidenten entstehen Mehrkosten in Höhe von 
1 Million Euro.  

Im Zuge des Gesamtschulerrichtungsgesetzes 
müssen 150 Gymnasien abgebaut werden - Kos-
ten, die Sie wahrscheinlich den Kommunen auf-
drücken.  

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Bummelrabatt für Langzeitstudenten - der Preis 
dafür ist gänzlich unbekannt, meine sehr geehrten 
Damen und Herren.  

Sie machen Politik nach dem Motto „Was kostet 
die Welt?“ Das ist auch ganz einfach; denn wenn 
das Geld mal nicht reicht, erhöht man einfach die 
Steuern. Sie haben heute ja noch einmal gesagt, 
dass Sie das in Berlin durchsetzen wollen.  

(Johanne Modder [SPD]: Ja genau! 
Sie sollten mal genau lesen!) 

Erhöhung der Einkommensteuer. Das soll 4,5 Milli-
arden Euro bringen. Betroffen sind Facharbeiter 
mit einem Jahreseinkommen ab 60 000 Euro. Frau 
Modder, das ist ungerecht!  

Erbschaftsteuer als Substanzsteuer: 5 Milliarden 
Euro.  

Vermögensteuer als Substanzsteuer: Das geht auf 
Kosten des Mittelstands und der Arbeitsplätze. 
10 Milliarden Euro!  

(Glocke der Präsidentin) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Rot-Grün 
ist einfach unbezahlbar. Deshalb haben wir für Sie 
ein neues Zahlungsmittel entwickelt: die Rot/Grün-
Card als Desaster-Card für ein Leben ohne Limit.  

(Der Redner hält eine rot-grüne Karte 
hoch) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Herr Bode, Sie müssen jetzt zum Schluss kom-
men! 

Jörg Bode (FDP): 
Ich habe hier Ihr Exemplar! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Der Redner überreicht dem Minister-
präsidenten die Karte) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die 
Aktuelle Stunde ist damit beendet.  

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 3: 
Abschließende Beratung: 
Änderung der Geschäftsordnung des Nieder-
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sächsischen Landtages - Antrag der Fraktion der 
SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 
Drs. 17/78 - Beschlussempfehlung des Ältestenra-
tes - Drs. 17/184 - Schriftlicher Bericht - 
Drs. 17/203  

Der Ältestenrat empfiehlt Ihnen, den Antrag in ge-
änderter Fassung anzunehmen. 

Eine mündliche Berichterstattung ist nicht vorge-
sehen. 

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat sich 
die Kollegin Polat zu Wort gemeldet. Bitte! 

Filiz Polat (GRÜNE): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Am 18. August 1993 wurde die Ausländer-
kommission im Niedersächsischen Landtag durch 
Rot-Grün mit Unterstützung der Fraktionen der 
FDP und der CDU ins Leben gerufen.  

Eine wesentliche Motivation der Parlamentarier der 
Zwölften Wahlperiode dafür war - so ist es in der 
Begründung des damaligen gemeinsamen Ent-
schließungsantrages von 1993 nachzulesen -, 
einen gemeinsamen, dauerhaften und organisier-
ten Dialog zwischen gewählten Abgeordneten und 
Vertreterinnen und Vertretern der ausländischen 
Mitbürgerinnen und Mitbürger zu ermöglichen.  

Ein weiteres wesentliches Argument dafür, die 
Kommission ins Leben zu rufen, war, ein deutli-
ches Signal gegen die steigende Ausländerfeind-
lichkeit Anfang der 90er-Jahre zu setzen, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das ist bis heute einmalig in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Die wechselnden politischen Mehrheiten in Nieder-
sachsen haben die Kommission niemals infrage 
gestellt. Allerdings haben sich Entwicklungen in-
nerhalb unserer Migrationsgesellschaft immer wie-
der in der Geschäftsordnung - dem Rahmen der 
Kommission - abgebildet. Eine wesentliche Ände-
rung war sicherlich, dass auch Deutsche mit Migra-
tionshintergrund Mitglieder der Kommission sein 
konnten. Eine ähnliche Entwicklung haben die 
Ausländerbeiräte auf kommunaler Ebene hin zu 
Integrationsbeiräten oder Migrationsausschüssen 
Ende der 90er-Jahre erfahren. 

Meine Damen und Herren, heute, nach 20 Jahren, 
sollten wir gemeinsam die Chance nutzen, eine der 

wichtigsten Forderungen der Migranten umzuset-
zen: mehr Mitbestimmung und echte Teilhabe in-
nerhalb der Kommission. 

CDU und FDP haben vor zehn Jahren den ersten 
gemeinsamen Vorstoß der Fraktionen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen für mehr Mitbestim-
mung der Vertreterinnen und Vertreter der damali-
gen Ausländerkommission abgelehnt. Ihre Beden-
ken, Herr Nacke, dass die vorgesehene Regelung 
in der Geschäftsordnung, wonach die Kommission 
zu Fragen der Migration und Teilhabe mit der 
Mehrheit ihrer Mitglieder beschließt, gegen das 
Demokratieprinzip verstößt und damit verfas-
sungswidrig ist, wurden vom Gesetzgebungs- und 
Beratungsdienst eindeutig ausgeräumt. 

(Jens Nacke [CDU]: Das ist richtig!) 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie also: Las-
sen Sie uns gemeinsam dafür sorgen, dass das 
Einstimmigkeitsprinzip in der Kommission Ge-
schichte wird! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie alle wissen, dass es - obwohl sich die externen 
Vertreter und Vertreterinnen in vielen Punkten zu 
Fragen der Migration einig waren - aufgrund dieses 
Prinzips oftmals ein ablehnendes Votum der Kom-
mission gegeben hat. Das war demotivierend und 
frustrierend. Ende 2007, Anfang 2008 gab es eine 
Pressekonferenz der Kommissionsmitglieder, die 
ihre Arbeit sogar niederlegen wollten. Lassen Sie 
mich aus einem Artikel - veröffentlicht 2006 in der 
Schriftenreihe „Integration vor Ort“ der damaligen 
Ausländerbeauftragten des Landes Niedersach-
sen, Frau Gabriele Erpenbeck - zitieren, in dem 
auch ein langjähriges Mitglied der Kommission zu 
Wort kommt: 

„‚Wir sind frustriert. Wir wollen nicht weiter. 
Und das hat einen Grund: Wir werden nicht 
ernst genommen.’ So dürfe etwa die Aus-
länderkommission des Niedersächsischen 
Landtages, die sich aus Vertretern von 
Landtagsfraktionen und Selbstorganisatio-
nen zusammensetzt, nur einstimmige Emp-
fehlungen abgeben. Das sei nahezu unmög-
lich. Deshalb wurden nur drei Empfehlungen 
in den vergangenen sieben Jahren ausge-
sprochen.“ 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Meine Damen und Herren, Herr Anwar Hadeed hat 
das angesprochen, was die Migrantenselbstorga-
nisationen seit Langem einfordern - ich wiederho-
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le -: echte Mitbestimmung und echte Teilhabe auf 
Augenhöhe mit dem Parlament. 

Gehen Sie also heute im Niedersächsischen Land-
tag mit uns - nach der Gründung der Kommission 
vor 20 Jahren - einen weiteren wesentlichen Schritt 
nach vorne zur aktiven Gestaltung der Migrations-
gesellschaft! 

Die Kommission wird öffentlich tagen. Das ermög-
licht es unseren Bürgerinnen und Bürgern, insbe-
sondere Schülerinnen und Schülern sowie Studen-
tinnen und Studenten, die parlamentarische Arbeit 
auf andere Weise kennenzulernen - ein Beitrag zu 
gelebter Demokratie.  

Die Kommission soll sich als Denk- und Ideenfab-
rik weiterentwickeln. 

Erstmals wird eine Vertreterin oder ein Vertreter 
der Sinti und Roma berufen.  

Ich freue mich auf die gemeinsame Arbeit mit Ih-
nen und bitte um Zustimmung aller Fraktionen zu 
unserem Antrag.  

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Für die CDU-Fraktion hat nun Herr 
Kollege Nacke das Wort. 

Jens Nacke (CDU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Verehrte Frau Kollegin Polat, ich darf zunächst 
darauf hinweisen, dass ich es gut finde, dass wir 
nicht - wie es zunächst das Anliegen der Regie-
rungsfraktionen war - sofort über diese Änderun-
gen abgestimmt haben, sondern uns die Zeit ge-
nommen haben, den Gesetzgebungs- und Bera-
tungsdienst mit dieser Frage zu beschäftigen.  

Ich bestätige Ihnen ausdrücklich, dass meine drei 
Punkte - nämlich die Fragen: Was ist mit dem Initi-
ativrecht? Was ist mit dem Zitierrecht? Gibt es eine 
verfassungsrechtliche Problematik? - seitens des 
GBD beantwortet und ausgeräumt worden sind. 
Ich darf ein paar Sätze aus dem Gutachten des 
GBD zitieren: 

„… die Kommission (übt) keine Staatsgewalt 
aus, da ihre Tätigkeit lediglich empfehlenden 
und vorbereitenden Charakter hat. 

… die parlamentarischen Organe (bleiben) 
weiterhin in der Lage …, eine gemeinwohl-

orientierte Entscheidung auch abweichend 
von etwaigen Empfehlungen zu treffen.“ 

Im Ergebnis heißt es dann: 

„Die Hinweise und Empfehlungen der Kom-
mission haben keinen Entscheidungscha-
rakter“. 

Also könnte man jetzt sagen: Die Bedeutung der 
Kommission ist nicht viel höher als die der Anzuhö-
renden bei einer normalen Anhörung zu einem 
Gesetzesvorhaben, nur dass sie eben kontinuier-
lich tagt und beständige Mitglieder hat.  

Gleichwohl werden wir den von Ihnen vorgeschla-
genen Änderungen nicht zustimmen. Ich möchte 
das kurz begründen. 

Den ersten Punkt hatte ich bereits angesprochen: 
Ich glaube - ich weiß, dass Sie das nicht nachvoll-
ziehen können -, dass durch diese Änderung die 
Bedeutung der Beschlüsse der Kommission sinken 
kann - nicht muss, aber kann. 

Eine Geschäftsordnung eignet sich für politische 
Schwerpunktsetzungen gerade nicht. Deswegen 
ist es immer gut, wenn man sie in großer Einigkeit 
verabschiedet und beschließt. Wenn wir uns eine 
Geschäftsordnung geben - Regeln, nach denen wir 
arbeiten wollen -, müssen wir immer jeden Eventu-
alfall berücksichtigen. 

Sie haben eben den Fall geschildert, dass die Ex-
ternen einer Meinung sind, aber die Regierungs-
vertreter dagegen sind. So war es in der letzten 
Wahlperiode, was Sie manchmal kritisiert haben. 
Dann kam kein Beschluss zustande. 

Was Sie jetzt einrichten, ist das Gegenteil. Mögli-
cherweise sind die externen Vertreter nicht einer 
Auffassung. Gleichwohl kann ein Mehrheitsbe-
schluss zustande kommen. Das kann dazu führen, 
dass beispielsweise die Interessen der Sinti und 
Roma, die Sie neu in die Kommission aufnehmen, 
überstimmt werden. Es kann dazu führen, dass die 
Interessen der Aussiedler, denen Sie nur einen 
Platz zugestehen wollen, überstimmt werden, bei-
spielsweise durch die neun Mitglieder landesweit 
tätiger Verbände der Migrantinnen und Migranten.  

Das Gremium hat 19 Mitglieder. Zehn Mitglieder 
sind also eine Mehrheit. Das heißt, die Stimmen 
dieser neun Mitglieder und Ihre Stimme oder die 
eines anderen Mitgliedes würden ausreichen, nicht 
nur die Politiker zu überstimmen, die in diesem 
Gremium dabei sind, sondern auch externe Vertre-
ter beispielsweise der Wohlfahrtsverbände. Das 
kann man bei einem solchen Gremium nicht wol-
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len. Deswegen war die Einstimmigkeit eine gute 
Regel. 

Wenn man hätte abschaffen wollen, was Sie kriti-
sieren - dass Regierungsvertreter letztendlich eine 
Entscheidung unterbinden können -, dann hätte 
man die Politiker herausnehmen und nur noch 
Externe in diesem Gremium lassen können. Das 
wollten Sie aber natürlich nicht, weil Sie selbst den 
Vorsitz übernehmen wollen. Auch dafür wurde 
extra die Geschäftsordnung geändert. 

Der zweite für uns sehr wesentliche Punkt ist in 
den Beratungen angesprochen worden - wir haben 
das auch hier angesprochen -: Sie ändern die Zu-
ständigkeit. In der Kommission soll es künftig auch 
um die religiöse Vielfalt gehen. Dazu haben wir - 
wie ich finde, zu Recht - angemerkt: Ist es möglich, 
über religiöse Vielfalt zu diskutieren und dabei die 
Vertreter der großen christlichen Kirchen und der 
jüdischen Gemeinden außen vor zu lassen? 

An dieser Stelle, Frau Polat, muss ich wirklich Kri-
tik üben. Sie haben gesagt, das sei nicht erforder-
lich, weil in der Landesarbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspflege Caritas und Diakonie ver-
treten seien, damit seien die Interessen der Kir-
chen ausreichend gewürdigt.  

Da kommt eine echte, schlimme Kirchenfeindlich-
keit zum Tragen. Durch Diakonie und Caritas im 
Verbund der Landesarbeitsgemeinschaft - mögli-
cherweise nicht einmal mit einem eigenen Vertre-
ter; denn wir wissen nicht, wer von denen benannt 
wird - die Interessen und Meinungen der christli-
chen Kirchen in diesem Land ausreichend vertre-
ten zu sehen, finde ich nicht in Ordnung. Dafür 
sollten Sie sich bei den Kirchen in jedem Falle 
entschuldigen. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir mussten unser Ergebnis damit abwägen. Ich 
glaube, dass Sie der Kommission keinen Gefallen 
tun. Ich glaube, dass die Bedeutung der Beschlüs-
se der Kommission zurückfallen wird. Wenn, wie 
von mir gerade skizziert, Mehrheitsentscheidungen 
beispielsweise gegen die Position der Sinti und 
Roma, der Aussiedler, der Wohlfahrtsverbände 
oder der kommunalen Integrationsbeauftragten 
zustande kommen, dann gilt - das kann ich für die 
Fraktion der CDU sagen - zukünftig auch für die 
Kommission das, was für Anhörungen gilt: Nicht 
die Mehrheit entscheidet, sondern die Meinung. 
Wir werden uns also sehr genau ansehen, was 
diese Vertreterinnen und Vertreter gesagt haben, 

und müssen es in unsere Entscheidungen einflie-
ßen lassen. 

Die Abstimmung in dieser Kommission hat an Be-
deutung verloren. Dafür tragen Sie die Verantwor-
tung. Gut gemeint, aber eben schlecht gemacht - 
das ist Teil Ihrer Politik und soll in diesem Falle 
umgesetzt werden. Wir werden dem nicht zustim-
men können. 

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Zu einer Kurzintervention hat sich 
Frau Kollegin Polat gemeldet. Sie haben andert-
halb Minuten Redezeit. 

Filiz Polat (GRÜNE): 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Herr Nacke, ich 
möchte entschieden zurückweisen, dass wir die 
Kirchen in irgendeiner Weise aus dieser Kommis-
sion heraushalten wollten. Der Charakter der 
Kommission ist historisch gewachsen: Sie ist die 
Vertretung der Ausländerinnen und Ausländer. Seit 
viele Ausländerinnen und Ausländer die deutsche 
Staatsbürgerschaft angenommen haben - diese 
Weiterentwicklung haben Sie mitgetragen -, ist sie 
ein Gremium für Menschen mit Migrationshin-
tergrund.  

Wir gehen einen neuen Weg und nehmen explizit 
nur einen Vertreter der Verbände der Freien Wohl-
fahrtspflege auf, weil diese Organisationen die 
wesentlichen Empfänger von Geldern zur Umset-
zung von Integrationsmaßnahmen sind. Die Mus-
lime haben, wie Sie wissen, keine Wohlfahrtsorga-
nisation, weil sie noch keine als Körperschaft öf-
fentlichen Rechts anerkannte Religionsgemein-
schaft sind, sondern auch unter Ihrer Regierung 
nur als Vereine tätig sein konnten. Die Vereine in 
den Dachverbänden DITIB und Schura machen 
sehr viel Integrationsarbeit, fallen aber - auch zum 
Unmut der Muslime - immer noch in die Kategorie 
von Migrantenselbstorganisationen oder Vereinen 
muslimischen Glaubens.  

Um ein Gleichgewicht herzustellen zwischen Wohl-
fahrtspflege und muslimischen Vereinen, die sich 
mit Fragen der Integration beschäftigen, haben wir 
diesen Weg gewählt. Ich glaube, es liegt auch im 
Interesse der Kirchen, auf diese Weise die ver-
schiedenen Organisationen gleich zu behandeln. 
Nichts anders haben wir versucht. Das haben wir 
auch in den Ausschüssen deutlich gemacht. Ich 
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glaube, die Kirchen haben da sehr viel mehr Ver-
ständnis als Ihre Fraktion. 

Die Uneinigkeit an dieser Stelle tut mir sehr leid. 
1993 sind wir gemeinsam diesen Weg gegangen. 
Das war eine sehr wesentliche Weichenstellung. 
Heute, nach 20 Jahren, hätten wir gemeinsam den 
Weg weitergehen können. Ich bedaure, dass Sie 
da heute nicht mitstimmen wollen. 

Danke sehr.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Herr Kollege Nacke möchte antworten. Bitte! 

Jens Nacke (CDU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Verehrte Frau Kollegin Polat, auch ich bedauere, 
dass wir hier nicht zu einer gemeinsamen Lösung 
gekommen sind. Aber wenn Sie Gemeinsamkeit 
wollen, dann können Sie hier doch nicht das ein-
bringen, was Sie schon seit zehn Jahren gesagt 
und vertreten haben, und sich weigern, daran auch 
nur ein Jota zu ändern. 

Frau Kollegin Schröder-Köpf, ich freue mich, dass 
Sie - nachdem wir die 100-Tage-Bilanz jetzt durch 
haben; Sie sind mehrfach als besondere Leistung 
dieser Landesregierung erwähnt worden - jetzt 
doch noch gekommen sind. Sie waren vorhin nicht 
da; das hat uns sehr leid getan. 

Frau Kollegin Polat, es ist ja keine Bewegung zu 
verzeichnen gewesen. Migration und Integration - 
das sehen Sie doch genauso - sind keine Ein-
bahnstraße. Es gibt jene, die schon da sind, die 
Aufnahmebereitschaft zeigen, und jene, die kom-
men, die sich integrieren wollen, die sich einbinden 
wollen, die zur Gesellschaft hinzukommen. Beide 
sind in der Kommission vertreten. Sonst bräuchte 
man ja die Integrationsbeauftragten der Kommu-
nen nicht. Sonst bräuchte man die Wohlfahrtspfle-
ge nicht, die genau diese Angebote macht. Das 
soll ja in die Kommission mit einfließen.  

Wenn man sich aber, wenn es um religiöse Vielfalt 
geht, auf eine Religionsgemeinschaft, nämlich auf 
die Muslime, konzentriert und die anderen einfach 
außen vor lässt, dann bedeutet dies eine Ein-
schränkung. Ich meine, dass den Kirchen in unse-
rem Land und auch der jüdischen Glaubensge-
meinschaft bei Fragen der Integration und Migrati-
on ein ganz wesentlicher Anteil in unserer Gesell-
schaft zukommt. Dass Sie darauf verzichten, zeigt 

Kirchenfeindlichkeit. Da können Sie noch so viel 
reden - das ist die Wahrheit. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Für die FDP-Fraktion hat nun Herr 
Kollege Grascha das Wort. Bitte! 

Christian Grascha (FDP): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Auch die FDP-Fraktion 
bedauert, dass wir bei diesem wichtigen Thema 
heute nicht zu einem gemeinsamen Beschluss 
kommen werden. Allerdings müssen wir, wenn wir 
uns die Beratungen sowohl im Rechtsausschuss 
als auch im Sozialausschuss vor Augen führen, 
feststellen, dass diese Gemeinsamkeit zumindest 
von den Mehrheitsfraktionen an dieser Stelle of-
fensichtlich nicht gewollt war. 

Leider bleiben viele Fragen offen. Der Herr Kollege 
Nacke ist auf die Stellungnahme des GBD zu einer 
Frage eingegangen, die wir im Rechtsausschuss 
gestellt haben. Diese Frage ist beantwortet wor-
den.  

Es bleiben aber weiterhin offene Fragen. Insbe-
sondere die Frage der Inhalte spielt hier eine Rol-
le.  

Mit dieser Geschäftsordnungsänderung ist geplant, 
dass sich die Kommission mit allen Fragen, die 
sich aufgrund der kulturellen, weltanschaulichen 
und religiösen Vielfalt ergeben, beschäftigen soll. 
Diese Frage muss aber mit Inhalt gefüllt werden: 
Was bedeutet das eigentlich? Womit soll sich die 
Kommission konkret beschäftigen, und welches 
Ziel hat die Arbeit der Kommission?  

Das heißt, man hätte zunächst einmal interfraktio-
nell darüber sprechen müssen, mit welchen Inhal-
ten sie sich beschäftigen soll. Dann hätte man 
darüber reden müssen, wer an der Kommissions-
arbeit beteiligt werden soll. Rot-Grün hat hier leider 
die Chance verpasst, ihre integrationspolitischen 
Vorstellungen aufzuzeigen und diese in der Debat-
te zu präzisieren. 

Was, meine Damen und Herren, bleibt von dieser 
Debatte? - Rot-Grün glaubt tatsächlich, dass man 
die Integration in diesem Land mit mehr Strukturen 
und mehr Verwaltung verbessern kann. Das ist 
typisch sozialdemokratische Wohlfühl-Strukturpoli-
tik: Wir haben etwas für die Integration getan; wir 
haben eine Struktur geschaffen. 

 505



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  7. Plenarsitzung am 29. Mai 2013 
 

Es bleibt das Struktur- und Postenwirrwarr. In der 
Staatskanzlei haben wir eine Migrationsbeauftrag-
te ohne Kompetenz mit einem SPD-Mitarbeiter-
stab. Die Integration ist weiterhin im Sozialministe-
rium angesiedelt. Manche Teile sind auch im In-
nenministerium angesiedelt. Wir haben eine Härte-
fallkommission, deren Vorsitzende eigentlich die 
neue Landesbeauftragte hätte werden sollen. Wir 
haben einen Integrationsbeirat. Und wir haben jetzt 
die Kommission zu Fragen der Migration und Teil-
nahme, damit auch die Grünen mit im Boot sind 
und berücksichtigt wurden.  

Das heißt: Jeder wurde hier von Rot-Grün integ-
riert, nur von der Integration selbst ist tatsächlich 
nichts übrig geblieben. 

Zum Schluss möchte ich den Kollegen Tonne zitie-
ren, der gesagt hat - das ist ein nettes Zitat -: Ak-
zeptierte Vielfalt geht weit über gelegentliches 
Spaghetti- und Döner-Essen hinaus. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig!) 

- Das ist richtig. Genau. Aber man sollte es noch 
ergänzen: Akzeptierte Vielfalt geht auch weit über 
die Schaffung von Strukturen, Posten und Pöst-
chen hinaus. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Nun hat für die SPD-
Fraktion Herr Tonne das Wort. Bitte schön! 

(Ulrich Watermann [SPD]: Erkläre ihm 
das einmal!) 

Grant Hendrik Tonne (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Mit der heutigen abschließenden Beratung zur 
Änderung der Geschäftsordnung modernisieren wir 
die Arbeit der Kommission für Migration und Teil-
habe. Wir passen die Arbeitsgrundlage der Kom-
mission zum einen der gesellschaftlichen Entwick-
lung und zum anderen unserem Verständnis von 
einer größeren und wichtigeren Bedeutung der 
Kommission an als der, die sie bei der Vorgänger-
regierung hatte. Wir orientieren uns dabei an den 
Aspekten von mehr Mitbestimmung, von mehr 
Transparenz und von mehr Bedeutung für die 
Migrationspolitik in Niedersachsen. 

Seit der Einbringung im April-Plenum haben wir in 
den vergangenen Wochen eine zügige, gleichwohl 
gründliche Beratung in den Fachausschüssen und 

im Ältestenrat erlebt. Ich möchte daher insbeson-
dere dem Gesetzgebungs- und Beratungsdienst 
für seine hilfreichen Ausführungen, aber auch den 
Kolleginnen und Kollegen danken, die diese zügi-
ge Beratung sichergestellt haben. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wir, die Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen, wollen ganz bewusst keine lange Hänge-
partie, sondern wir wollen es der Kommission hier 
und heute ermöglichen, ihre Arbeit aufzunehmen 
und ihren Beitrag für mehr Teilhabe und Partizipa-
tion der Migrantinnen und Migranten in unserem 
Land zu leisten. Umso bedauerlicher ist vor diesem 
Hintergrund die soeben angekündigte Ablehnung 
der Oppositionsfraktionen. 

Herr Kollege Nacke, Sie haben sich bei der Ein-
bringung gewünscht, dass wir auf die bestehenden 
Bedenken eingehen. Ich stelle fest: Genau das ist 
in den Ausschussberatungen geschehen. Um das 
Ergebnis vorwegzunehmen: Keiner der vorge-
brachten Einwände ist durchschlagend gewesen. 
Die neue Arbeitsgrundlage, welche Ihnen heute 
vorliegt, ist modern, sie ist neu, und sie ist recht-
mäßig. 

Meine Damen und Herren von den Oppositions-
fraktionen, Sie könnten somit zustimmen. Da Sie 
das nicht machen, wollen Sie es also nicht. Sie 
wollen es nicht, weil die Migrationspolitik in Nieder-
sachsen bei Ihnen bestenfalls eine untergeordnete 
Rolle spielt. Hier wird der Unterschied zwischen 
Stillstand auf der einen Seite und Fortschritt auf 
der anderen Seite des Hauses sehr deutlich, mei-
ne Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Schauen wir uns einige Punkte im Einzelnen an. 

Es wurden Bedenken angemeldet, dass mögli-
cherweise ein Verstoß gegen das Demokratieprin-
zip vorliege, da sich die Kommission in der Mehr-
heit aus Externen und somit nicht aus gewählten 
Abgeordneten zusammensetze und diese Exter-
nen möglicherweise gewählte Abgeordnete über-
stimmen könnten.  

Inhaltlich sei mir die Anmerkung gestattet, dass die 
externen Mitglieder Fachleute im Bereich von Mig-
ration und Teilhabe sind und wir es daher aus-
drücklich begrüßen, dass sie im Rahmen der 
Kommission die Politik beraten und bereichern. 
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Das ist Dialog. Den wollen wir haben, meine Da-
men und Herren. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Von guten Argumenten dürfen sich dann auch 
Abgeordnete überzeugen lassen. 

Es ist und bleibt ein Armutszeugnis, an einem 
überholten Einstimmigkeitsprinzip festhalten zu 
wollen, ganz gleich, wie man es hier in seinen 
Beitrag kleidet. In der Vergangenheit waren sich 
große Teile der Experten einig und waren es re-
gelmäßig die Vertreter der CDU, die Beschlüsse 
torpediert haben, weil Einstimmigkeit erforderlich 
war. Wir wollen das ändern; denn es entspricht 
nicht unserem Politik- und Demokratieverständnis, 
meine Damen und Herren. 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Aber auch rechtspolitisch begegnet die Berufung 
externer Fachkräfte keinen Bedenken. Ich sage es 
noch einmal ausdrücklich: Es bestehen keine Be-
denken dagegen, dass so verfahren wird. 

Es wurde die Frage aufgeworfen, inwieweit der 
Kommission ein Zitierrecht zustehen solle. Das ist 
keine neue Frage; denn wir haben Kommissionen 
längst. Nichtsdestotrotz ist sie klar zu beantworten: 
Zitierrecht haben nur Ausschüsse, nicht die Kom-
missionen. Auch hier bleibt das Resümee: Es liegt 
eine klare, nicht angreifbare Regelung vor. 

Ich will an dieser Stelle aber auch ganz deutlich 
sagen, dass mich der Ablauf der Ausschussbera-
tungen ein wenig überrascht hat. Erst wurden die 
Bedenken wiederholt, die Sie in der ersten Bera-
tung vorgebracht hatten. Zugegeben, das ist weni-
ger überraschend. Diese Bedenken hat der GBD 
erst mündlich und insbesondere auf Wunsch der 
CDU-Fraktion dann auch noch einmal schriftlich 
ausgeräumt. Ich will mir an dieser Stelle übrigens 
den Einschub nicht verkneifen, dass zumindest wir 
auch volles fachliches Vertrauen in einen mündli-
chen Vortrag des GBD haben und Beiträge nicht 
erst glauben, wenn sie schriftlich vorliegen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Kaum sind diese Punkte ausgeräumt, präsentieren 
Sie uns neue, aber keineswegs stichhaltigere 
Gründe gegen die Änderung der Geschäftsord-
nung. Die Zusammensetzung solle jetzt anders 
sein, der Auftrag sei Ihnen unklar. 

Ich halte für meine Fraktion fest: Erstens. Wir sind 
der Überzeugung, dass wir mit dieser Grundlage 
sehr gut in die Arbeit starten können. Keine Ände-
rung ist in Stein gemeißelt und gilt in alle Ewigkeit. 
Der jetzige Vorschlag aber ist abgewogen, und 
man kann damit guten Gewissens beginnen. 

Zweitens. Mich verwundert ein wenig, dass wir im 
Zuge der gesamten Beratung immer gehört haben, 
was die Oppositionsfraktionen nicht wollen. Bis 
zum heutigen Tage haben wir keinen einzigen 
Satz dazu gehört, wie Sie sich die Arbeit in der 
Kommission vorstellen. Sie haben offensichtlich 
nichts im Angebot, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Sie müssen sich daher den Vorwurf gefallen las-
sen, dass Sie den Vorschlag ablehnen, um einfach 
nur dagegen sein zu können. Unter dem Aspekt 
der Übernahme von Verantwortung werden Sie 
dem Anspruch nicht gerecht. Ich sage Ihnen auch: 
Selbst für einfaches Opponieren ist das nicht aus-
reichend, meine Damen und Herren. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Regierungsfraktionen von SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen begrüßen die Veränderungen. 
Wir freuen uns darauf, dass die Kommission jetzt 
ihre Arbeit aufnehmen kann. Mehr Mitbestimmung, 
mehr Transparenz und mehr Bedeutung für die 
Migrationspolitik. Das ist ein gutes Signal für Nie-
dersachsen. 

Herzlichen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Zu einer Kurzintervention hat sich 
Herr Kollege Nacke gemeldet. Bitte schön! 

Jens Nacke (CDU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Kollege Tonne, ich bedaure ein wenig, dass 
Sie immer wieder dazu neigen, den Oppositions-
fraktionen ein parlamentarisches Foulspiel zu un-
terstellen. 

(Ulrich Watermann [SPD]: Wenn es 
so ist, muss man es auch sagen! - 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Ich möchte an dieser Stelle zwei Zitate aus dem 
Plenarprotokoll über die 5. Plenarsitzung am 
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17. April anführen, in der wir die erste Beratung 
durchgeführt haben. Zum einen habe ich ausge-
führt:  

„Die Frage ist: … Steigt dadurch die Bedeu-
tung von Beschlüssen dieser Kommission, 
oder wird sie eher reduziert? - Ich sage Ih-
nen voraus: Dadurch werden Entscheidun-
gen und Debatten in dieser Kommission 
letzten Endes, wie ich meine, auf ganz nor-
male Stellungnahmen, auf das Prinzip Anhö-
rung zurückgeführt. Das finde ich schade. 
Ich finde, wir sollten noch einmal darüber 
nachdenken, ob das so bleiben soll.“ 

Seite 319. - Auf Seite 320 habe ich ausgeführt: 

„Dieser Ausschuss soll sich mit der religiö-
sen Vielfalt im Lande beschäftigen. - Wie 
das ohne Vertreter der christlichen Kirchen, 
der jüdischen Glaubensgemeinschaft und 
anderer Glaubensgruppen möglich sein soll, 
ist mir ein Rätsel. Das kann nicht funktionie-
ren.“ 

Mit anderen Worten: Sie haben gerade gesagt, ich 
hätte hier irgendwelche Dinge ins Feld geführt. Die 
beiden Punkte - darum hatte ich ja auch gebeten; 
ich habe doch gesagt, dass der GBD das über-
prüft, was dann auch passiert ist -, die letzten En-
des dazu beigetragen haben, dass wir gegen die 
heute zu beschließenden Änderungen sind, habe 
ich in den Beratungen angesprochen. Ich finde es 
unfair, dass Sie hier versuchen, das anders darzu-
stellen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Danke schön, Herr Nacke. - Der Kollege Tonne 
möchte nicht antworten. - Damit sind wir am Ende 
der Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung.  

Es geht um § 18 b. Wer der Beschlussempfehlung 
des Ausschusses seine Zustimmung geben möch-
te, den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenpro-
be! - Enthaltungen? - Damit ist so beschlossen 
worden. 

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem 
vorliegenden Antrag mit den Änderungen seine 
Zustimmung geben möchte, den bitte ich, sich vom 
Platz zu erheben. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Damit ist der Antrag so beschlossen worden. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Ich rufe nun auf den  

Tagesordnungspunkt 4: 
Abschließende Beratung: 
Entwurf eines Niedersächsischen Gesetzes 
über die Anpassung der Besoldung und der 
Versorgungsbezüge im Jahr 2013 (Niedersäch-
sisches Besoldungs- und Versorgungsanpas-
sungsgesetz 2013 - NBVAnpG 2013) - Gesetz-
entwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/75 - Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Haushalt und 
Finanzen - Drs. 17/135 - Schriftlicher Bericht - 
Drs. 17/186 - Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU - Drs. 17/204  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzent-
wurf mit Änderungen anzunehmen. 

Eine mündliche Berichterstattung ist nicht vorge-
sehen.  

Der Änderungsantrag der Fraktion der CDU zielt 
auf eine Annahme des Gesetzentwurfs in einer 
weitergehenden geänderten Fassung ab. 

(Unruhe) 

Ich eröffne die Beratung, bitte Sie aber um etwas 
mehr Ruhe, damit wir der Beratung folgen können. 

Zu Wort gemeldet hat sich für die SPD-Fraktion 
der Kollege Henning. Bitte schön, Sie haben das 
Wort. 

Frank Henning (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Regierungsfraktionen von SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen haben erst am 17. April in erster 
Lesung einen Gesetzentwurf zur Besoldungsan-
passung im Beamten- und Versorgungsbereich in 
den Landtag eingebracht, der die erste Stufe der 
Tarifeinigung im öffentlichen Dienst auf die Beam-
tinnen und Beamten 1 : 1 überträgt.  

Damit werden auch die Bezüge der Kolleginnen 
und Kollegen, die verbeamtet sind, rückwirkend 
zum 1. Januar 2013 um 2,65 % erhöht.  

Wir sind der Auffassung, dass wir damit unserer 
Verantwortung gegenüber den Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes nachkommen und dafür sor-
gen, dass die Dienst- und Versorgungsbezüge an 
die Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen 
Verhältnisse angepasst werden. 
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Im Haushaltsausschuss konnten wir deshalb in 
seiner Sitzung am 8. Mai auch große Einigkeit 
zwischen den Regierungs- und Oppositionsfraktio-
nen erzielen, sodass der vorliegende Gesetzent-
wurf von allen Fraktionen in diesem Hohen Hause 
nunmehr einstimmig mitgetragen wird. Der Ge-
setzentwurf und die durch den Gesetzgebungs- 
und Beratungsdienst vorgeschlagenen geringfügi-
gen Änderungen sind somit im Ausschuss voll-
ständig unstreitig. 

Bis zu diesem Punkt kann ich also große Einigkeit 
feststellen, meine Damen und Herren. 

(Zuruf von Reinhold Hilbers [CDU]) 

Doch dann konnten - Herr Hilbers, genau - die 
Oppositionsfraktionen nicht der populistischen 
Versuchung widerstehen und meinten, im Rahmen 
eines Änderungsantrags auch sofort die zweite 
Stufe der Tarifeinigung auf den Beamtenbereich 
übertragen zu müssen. 

(Björn Thümler [CDU]: Das ist nor-
mal!) 

Wir dagegen haben immer die Auffassung vertre-
ten, dass die Frage, ob und in welchem Umfang 
die zweite Stufe der Tarifeinigung übertragen wer-
den kann, verantwortlich erst dann beantwortet 
werden kann, wenn Klarheit über den finanziellen 
Handlungsspielraum in diesem Land besteht. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Deshalb kann diese Frage erst im Rahmen der 
Aufstellung des Haushaltsplans für das Jahr 2014 
entschieden werden. 

Meine Damen und Herren, diese Vorgehensweise 
der Regierungsfraktionen hat etwas mit haushalts-
politischer Verantwortung und mit dem sorgsamen 
Umgang mit den uns von den Steuerbürgern drau-
ßen im Land anvertrauten Steuergeldern zu tun; 
denn wir Sozialdemokraten können mit Geld um-
gehen und machen nicht wie die Oppositionsfrakti-
onen einen auf puren Populismus.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Natürlich käme es bei den Polizeibeamten, die 
täglich ihren Kopf für diesen Staat hinhalten, den 
Finanzbeamten, die täglich dafür sorgen, dass wir 
in diesem Hause überhaupt etwas zu verteilen 
haben, sowie den Lehrerinnen und Lehrern, die 
sich täglich mit unseren mehr oder weniger gut 
erzogenen Kindern rumschlagen dürfen, sehr gut 

an, würden wir schon jetzt eine weitere Einkom-
menserhöhung um 2,95 % zum 1. Januar signali-
sieren.  

Da man jeden Euro aber nur einmal ausgeben 
kann, wäre auch ein solches Vorgehen in Un-
kenntnis der finanziellen Lage des Landes schlicht 
verantwortungslos, und kein kommunaler Kämme-
rer würde sich so verhalten.  

Deshalb kann man Ihr Verhalten, liebe Kolleginnen 
und Kollegen der Opposition, auch nur als blanken 
Populismus entlarven. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren von CDU und FDP: So 
dumm, wie Sie glauben, sind die Beamtinnen und 
Beamten in diesem Land nämlich auch nicht, als 
dass sie Ihnen als Vertretern der abgewählten 
Landesregierung in diesem Punkt Glauben schen-
ken würden. Die Polizistinnen und Polizisten, die 
Finanzbeamtinnen und -beamten sowie die Lehre-
rinnen und Lehrer haben sicherlich noch nicht ver-
gessen, dass gerade die schwarz-gelbe Landesre-
gierung im Umgang mit den Beamtinnen und Be-
amten nicht zimperlich war und vor allem die Ar-
beitsbedingungen im öffentlichen Dienst ver-
schlechtert hat.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Die wöchentliche Arbeitszeit wurde erhöht, das 
Weihnachtsgeld wurde von Ihnen komplett gestri-
chen, und die Leistungszulagen wurden nie aus-
gezahlt. Es erfolgten ein weiterer Stellenabbau und 
erhebliche Kürzungen im Beihilfebereich. 

(Björn Thümler [CDU]: Sie können es 
ja ändern!) 

Sicherlich haben auch die Polizistinnen und Poli-
zisten in diesem Land nicht vergessen, dass die 
durchschnittliche Wartezeit bei der Polizei bei Be-
förderungen von A 9 nach A 10 rund 15 Jahre 
dauert. Das haben Sie aufgrund Ihres sogenann-
ten A-11er-Erlasses zu verantworten, den wir in 
nächster Zeit reformieren werden. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wir brauchen von Schwarz-Gelb keine populisti-
schen Krokodilstränen in der Frage, wie wir mit 
Arbeitnehmern in diesem Land umgehen. Das 
glaubt Ihnen draußen eh niemand mehr; denn Sie 
haben in zehn Jahren Regierungszeit gezeigt, was 
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Sie wirklich von Arbeitnehmerrechten halten. Ich 
habe es gerade aufgezählt. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Zu Ihrer Erinnerung: Im Tarifbereich gibt es zum 
1. Januar 2013  2,65 % und zum 1. Januar 2014  
2,95 % mehr. Eingeplant hat Ihr Kollege Möllring 
seinerzeit aber lediglich 2 % - soviel zum Thema 
vorausschauende und sorgsame Finanzplanung 
durch die vorherige Landesregierung. Da fehlt 
nämlich noch ein bisschen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN – Reinhold Hilbers [CDU]: 
Dazu kommen wir gleich!) 

Dies gilt im Übrigen - Herr Hilbers, passen Sie jetzt 
wieder gut auf - auch für die finanziellen Rahmen-
bedingungen, die ich Ihnen jetzt zum vierten Mal 
erklären muss, weil Sie es offensichtlich immer 
noch nicht verstanden haben.  

Die im Haushaltsplan 2013 veranschlagte Netto-
kreditaufnahme von 620 Millionen Euro, zuzüglich 
der vorgesehenen Rücklagenentnahme von 
283 Millionen Euro und schlussendlich die 
295 Millionen Euro, die die HanBG laut Haushalt-
planentwurf für die Übernahme von Anteilen an der 
NORD/LB zahlen soll, die im Übrigen auch nur 
kreditfinanziert werden können, macht in der 
Summe - jedenfalls betriebswirtschaftlich betrach-
tet - einen Handlungsbedarf von rund 
1,2 Milliarden Euro aus, meine Damen und Herren. 
Das haben Sie uns hinterlassen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN – Zuruf von Reinhold Hil-
bers [CDU] – Unruhe – Glocke der 
Präsidentin) 

Jetzt wird es spannend. Hören Sie einmal zu, Herr 
Hilbers. - Gleichzeitig wird Herr Hilbers nicht müde, 
im Verein mit der FDP immer wieder zu behaup-
ten, wie falsch es sei, in dieser Situation - bei ei-
nem Haushaltsloch von 1,2 Milliarden Euro - über 
die Einnahmesituation des Landes auch nur nach-
zudenken.  

(Jörg Hillmer [CDU]: Ist es schon ein 
Loch?) 

In einer der nächsten Sitzungen des Haus-
haltsausschusses werden wir einen steuerpoliti-
schen Antrag der FDP und im Übrigen auch einen 
Änderungsantrag der CDU zu beraten haben, die 
sich im Kern völlig gleichen und im Wesentlichen 

darauf abzielen, keine weiteren Einnahmen für die 
Zukunftsaufgaben dieses Landes zu generieren. 

(Christian Grascha [FDP]: Sparen!) 

Sie wollen keine Anpassung der Erbschaftsteuer 
und keine Wiederbelebung der Vermögensteuer, 
weil das angeblich eine Substanzbesteuerung sei 
und die Millionäre zu stark belasten würde. Sie 
wollen keine Erhöhung des Spitzensteuersatzes 
bei der Einkommensteuer, weil auch dadurch die 
Reichen schlechter gestellt würden, meine Damen 
und Herren. 

Mir kommen die Tränen. Als gäbe es den Grund-
satz der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit, 
der in diesem Lande zum Glück immer noch gilt, 
aus Ihrer Sicht nicht. Die FDP will in diesem Zu-
sammenhang gleich die Kommunen ruinieren, in-
dem sie die Gewerbesteuer gänzlich abschaffen 
will, wozu die CDU wiederum interessanterweise 
auffällig schweigt. Kurzum, Ihre Finanzpolitik sieht 
so aus: Neue Einnahmen dürfen wir auf der Steu-
erseite nicht erschließen, weil die Klientel der FDP 
und Steuerhinterzieher wie Uli Hoeneß genug be-
lastet sind.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Gleichzeitig hinterlassen Sie uns ein Loch im 
Haushalt von 1,2 Milliarden Euro und haben heute 
auch noch neue Ausgabenvorschläge in einer 
Größenordnung von 170 Millionen Euro aufgrund 
des Vorschlags, die zweite Stufe des Tarifab-
schlusses auf den Beamtenbereich zu übertragen - 
das Ganze selbstverständlich, ohne auch nur ei-
nen einzigen Vorschlag zu machen, wo das Geld 
eigentlich herkommen soll. 

(Glocke der Präsidentin) 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluss. Wir werden Sie zwingen, bei den Haus-
haltsberatungen Farbe zu bekennen. Denn wer 
mehr Ausgaben tätigen will, muss seriös sagen, 
woher das Geld kommen soll bzw. an welcher 
Stelle er es im Haushalt einsparen will. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD 
und bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank Herr Kollege. Nun hat Kollege Hilbers 
von der Fraktion der CDU das Wort. Bitte!  
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Reinhold Hilbers (CDU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Herr Kollege Henning, es ist richtig, 
dass wir diesen Gesetzentwurf, was die Besol-
dungsanpassung angeht, unterstützen. Wir haben 
die Beschlussempfehlung mit beschlossen. Aller-
dings haben wir gesagt, wir wollen diese Erhöhung 
für 2013 nachvollziehen, aber auch in der Kombi-
nation mit 2014. Diese Erhöhung haben wir Ihnen 
noch einmal vorgelegt, und die wollen Sie nicht 
mitbeschließen. 

Unser Grundsatz gilt nach wie vor: Besoldung folgt 
Tarif. Wer einen Tarifvertrag unterschreibt, muss 
wissen, ob er ihn bezahlen kann. Wer einen Tarif-
vertrag unterschreibt, muss wissen, ob er ihn auf 
die Beamten übertragen will oder nicht. Wenn er 
ihn nicht übertragen will, muss er das sagen und 
es bei seinen Kalkulationen bedenken. Wenn er 
ihn übertragen will, muss er bereits bei der Unter-
schrift berücksichtigen, dass er auch das bezahlen 
können muss. 

(Beifall bei der CDU) 

Unsere Beamten haben ein Recht darauf, ange-
messen besoldet und versorgt zu werden. Es ist ihr 
gesetzlich verbrieftes Recht, an der allgemeinen 
Einkommens- und wirtschaftlichen Entwicklung 
teilzuhaben, und zwar deutlich und auf allen Stu-
fen. 

SPD und Grüne haben vor, nur die erste Stufe zu 
unterstützen. Diese erste Stufe unterstützen auch 
wir. Aber SPD und Grüne legen hier nur ein Teil-
werk vor und lassen die zweite Stufe außer Acht. 

(Johanne Modder [SPD]: Nicht außer 
Acht!) 

Deswegen haben wir Sie mit der Einbringung un-
seres Änderungsvorschlags bereits in der Aus-
schussberatung darauf hinweisen wollen, dass es 
an dieser Stelle falsch ist, nicht die gängige Praxis 
ist und nie die gängige Praxis war. Ich gebe Ihnen 
recht, dass wir den Beamtinnen und Beamten in 
den vergangenen Jahren einiges zugemutet ha-
ben; denn wir können Haushaltskonsolidierung 
nicht betreiben, ohne diesen Personalkostenblock 
im Blick zu haben. Das gilt auch zukünftig. Ich 
habe von Ihnen auch nicht vernommen, dass Sie 
die Streichung des Weihnachtsgeldes rückgängig 
machen wollen. Das haben Sie mal im Wahlkampf 
behauptet. 

(Johanne Modder [SPD]: Das stimmt 
doch nicht!) 

In der Koalitionsvereinbarung steht nichts davon. 
Sie tun es ja nicht! Sie machen das nicht rückgän-
gig. 

Aber bei uns war den Beamtinnen und Beamten 
eines immer ganz klar: Sie haben sich auf das 
verlassen können, was wir ihnen gesagt haben, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Johanne Modder [SPD]: Was Sie ih-
nen weggenommen haben, ja! - Un-
ruhe - Glocke der Präsidentin) 

Zu dieser Linie, die Erhöhung für 2014 mitzube-
schließen, haben wir im Ausschuss große Unter-
stützung erfahren. Dazu will ich für Sie aus der 
Mitteilung Blickpunkt Niedersachsen vom April 
2013 von Herrn Eichenauer von der Deutschen 
Steuer-Gewerkschaft zitieren: 

„Ich begrüße die Entscheidung der Nieder-
sächsischen Landesregierung, das Ergebnis 
der Tarifverhandlungen für die Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes 2013  1 : 1 auf die 
Beamtinnen und Beamten zu übertragen. 
Sie folgt damit einer Praxis der alten Lan-
desregierung, die wir stets als richtig aner-
kannt haben. Wir erwarten“ 

- so schreibt er weiter - hier, bezogen auf die alte 
Landesregierung - 

„auch für 2014 die Beibehaltung dieser Re-
gel.“ 

- die Regel der alten Landesregierung - 

„Die Beamtinnen und Beamten unseres 
Landes dürfen 2014 nicht weiter von der all-
gemeinen Einkommensentwicklung abge-
hängt werden.“ 

Ich finde, Herr Dr. Eichenauer hat an dieser Stelle 
recht! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Die kommunalen Spitzenverbände - Sie haben 
gesagt, die Kämmerer könnten die Anhebung nicht 
bezahlen - haben Ihnen in ihrer Stellungnahme 
Folgendes geschrieben: Wir regen jedoch an, dass 
bereits in diesem Gesetzentwurf auch die zweite 
Stufe der Tarifeinigung, die ab 2014 gelten wird, 
mit umgesetzt wird. Gerade im kommunalen Be-
reich mit sehr hohen Beschäftigungsquoten dürfte 
eine einheitliche Umsetzung der Tarif- und Besol-
dungserhöhungen unter personalwirtschaftlichen 
Aspekten angebracht sein. - Das schreiben Ihnen 
die kommunalen Spitzenverbände! Auch diese 
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haben recht, meine Damen und Herren, wenn sie 
das fordern. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Erstens, meine Damen und Herren, Sie können es 
auch bezahlen. Sie können diese erste Stufe - das 
halte ich noch einmal fest - ohne jegliche haushalt-
wirtschaftliche Maßnahme bezahlen. Dafür brau-
chen Sie weder eine Haushaltssperre noch außer- 
oder überplanmäßige Ausgaben. Sie können das 
vollumfänglich aus dem Titel bedienen. Sie legen 
keinen Nachtragshaushalt vor. Ich stelle fest: Wir 
haben Ihnen sogar so viel Luft im Haushalt hinter-
lassen, dass Sie das ohne Versorgungs- und Be-
soldungsnachtrag bezahlen können. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Björn Thümler [CDU]: Wenn man es 
will!) 

- Wenn man es will! 

Zweitens. Herr Schneider hat uns kürzlich den 
Jahresabschluss vorgelegt. Sie - oder wir; die 
Festsetzung erfolgte noch unter unserer Verant-
wortung - laufen im Istbetrag um 140,9 Millionen 
Euro unter dem Sollwert aus. Das heißt, Sie haben 
2012  140 Millionen Euro für die Personalausga-
ben frei verfügbar gehabt. Sie können bei den 2 % 
und bei der Fortschreibung in der Mipla für 2014 
und 2015 davon ausgehen, dass diese finanzielle 
Luft fortgeschrieben worden ist. Sie haben die 
Summe von 170 Millionen Euro, die Sie benötigen, 
schon fast über den Betrag eingespielt, den wir 
Ihnen als Vorsorge hinterlassen haben. Das, was 
wir gemacht haben, ist vorausschauende Finanz-
politik. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Hören Sie doch auf, dieses Märchen zu erzählen, 
es sei nicht genug Geld da und wir müssten Steu-
ererhöhungen machen. Das ist heute zwar nicht 
der Punkt auf der Tagesordnung, aber es regt 
einen doch schon auf.  

Man muss sich doch einmal den Jahresabschluss 
anschauen, den Sie uns vorgelegt haben. Sie ha-
ben in 2012 gegenüber 2011 einen Zuwachs um 
1,6 Milliarden Euro - 9 % mehr an Steuern und 
steuerinduzierten Einnahmen - gehabt. Da sagen 
Sie aber immer noch, Sie hätten zu wenig Geld in 
der Kasse! Wo ist denn eine 10-prozentige Steige-
rung festzustellen? - Wenn das nicht ausreicht, um 
Ihre Politik zu gestalten, dann fragen Sie sich mal, 

ob Ihre Politik richtig ist, aber doch nicht, ob die 
Einnahmeseite stimmt! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Hier erzählen Sie dann ständig das Märchen, wie 
Ihr Defizit aussieht und wie Sie sich das zurecht-
rechnen. Das hat offensichtlich Herr Schneider 
Ihnen aufgeschrieben, und das bauen Sie dann als 
Textbaustein in Ihre Reden ein. Das mag ja für die 
Fraktionsarbeit effektiv sein. 

(Renate Geuter [SPD]: Das ist eine 
Tatsache!) 

- Das ist eine Tatsache, dass Sie das so machen! 
Das ist ja schön! 

(Lachen bei der CDU und bei der 
FDP) 

Ich finde es gut, Frau Modder, dass Sie das we-
nigstens zugeben. 

(Johanne Modder [SPD]: Das habe 
ich nicht gesagt! - Zuruf: Das war Frau 
Geuter!) 

- Das war Frau Geuter? Entschuldigung! 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Ja, Frau Geuter ist mir bekannt. 

(Heiterkeit - Ronald Schminke [SPD]: 
Der hat richtig Ahnung!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
wir doch auch dazu die Zahlen sprechen. Ich zitie-
re aus der Vorlage:  

„Zum erforderlichen Ausgleich der De-
ckungslücke zwischen Ist-Einnahmen und 
Ist-Ausgaben im Zuge des Ist-Abschlusses 
erfolgte eine abschließende Schuldenauf-
nahme für das Haushaltsjahr 2012 in Höhe 
von rund 2,195 Milliarden Euro. Im Ergebnis 
liegt eine Nettokreditaufnahme in Höhe von 
288,8 Millionen Euro vor.“ 

720 Millionen Euro waren veranschlagt. Entspre-
chende Reste waren noch vorhanden. Hier wurden 
nur Kredite über 288,8 Millionen Euro aufgenom-
men. - Und Sie bilden Reste aus Krediten in Höhe 
von 1,35 Milliarden Euro.  

Das ist es doch, was Sie machen: Da bunkern Sie 
Geld! Stellen Sie doch einen Nachtragshaushalt 
auf, buchen Sie diese Kredite aus, und machen 
Sie konsequent, was Sie in Bückeburg erreichen 
wollten! 
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Aber nein, Sie erzählen hier das Märchen, Sie 
hätten nicht genug Geld in der Kasse. Aber gleich-
zeitig verschaffen Sie sich ein Polster dafür, dass 
Sie in Zukunft Ihre rot-grünen Versprechen bedie-
nen können. Das lassen wir Ihnen nicht durchge-
hen. 

(Renate Geuter [SPD]: Die Wahrheit 
tut weh, nicht wahr?) 

Auch die Märchen von der Nettokreditaufnahme 
und vom leeren Landeshaushalt lassen wir Ihnen 
nicht durchgehen. Sie brauchen weder neue 
Schulden noch höhere Steuern. Sie sollen eine 
ordentliche Politik machen! Das verlangen wir von 
Ihnen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Setzen Sie deswegen heute ein besoldungspoliti-
sches Zeichen! Unterstützen Sie unseren Ände-
rungsantrag. Deshalb haben wir ihn eingebracht.  

Die Beamtinnen und Beamten haben es auf jeden 
Fall nicht verdient, dass sie zur Jongliermasse 
Ihrer Aktion „Klingelbeutel“ oder Ihrer Finanzpolitik 
werden. Sie können Beamtenbesoldung nicht nach 
Kassenlage machen! Bei uns ist es immer so ge-
wesen, dass Besoldung und Tarif zusammengehö-
ren. Das soll auch so sein. 

(Renate Geuter [SPD]: Da haben Sie 
aber ein kurzes Gedächtnis!) 

Schauen Sie sich die deutschen Bundesländer an! 
Überall, wo Christdemokraten und FDP regieren, 
sind die Tarifabschlüsse 1 : 1 umgesetzt worden. 
In den Bundesländern, in denen Sie regieren, gibt 
es große Proteste. 10 000 Menschen sind in NRW 
auf der Straße gewesen und haben gegen Ihre 
Beamtenbesoldungspolitik demonstriert, wo Sie die 
höheren Besoldungsgruppen gar nicht an der Be-
soldungssteigerung und die niedrigeren nur gestaf-
felt beteiligen. 

Sie werden diese Diskussion nicht durchhalten. Sie 
koppeln dort die Beamten von der Entwicklung ab. 
Das haben Sie offensichtlich auch in Niedersach-
sen vor, sonst würden Sie das nicht zu den Haus-
haltsberatungen anmelden. Das beabsichtigen Sie. 
Wenn Sie das aber nicht wollen, können Sie heute 
unserem Vorschlag zustimmen.  

Ansonsten muss man leider davon ausgehen, 
dass Sie das, was in NRW praktiziert wird, und 
das, was Sie in Rheinland-Pfalz und anderen Bun-
desländern wie Bremen und Hamburg machen, 
auch bei uns machen wollen. Dass Sie das tun, 

haben die Beamtinnen und Beamten nicht ver-
dient. 

Gehen Sie einen anderen Weg! Lassen Sie sich 
die Proteste, die dort stattfinden - schauen Sie sich 
das in den Zeitungen an -, eine Mahnung sein! 
Gehen Sie unseren Weg mit! Verweigern Sie sich 
nicht diesem Beschluss.  

Die Beamten haben ein Recht auf Verlässlichkeit, 
sie haben ein Recht auf geradlinige, der Tarifpolitik 
entsprechende Besoldung. Dafür haben wir Ihnen 
unseren Vorschlag vorgelegt.  

Ich finde, es gibt gute Gründe, den Beamtinnen 
und Beamten diese Regelung zuzugestehen und 
den Gesetzentwurf so zu beschließen. Sie sollten 
hier heute ein deutliches Zeichen setzen. Das ver-
langen wir heute von Ihnen. Sie sollen sich beken-
nen.  

Bekennen Sie sich zu dem Änderungsantrag, den 
wir Ihnen vorgelegt haben. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen hat nun Frau Kollegin Twesten das Wort. 
Bitte schön! 

Elke Twesten (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Anpassung der 
Beamtenbesoldung und der Versorgungsbezüge 
heute ist eine gute Entscheidung für Niedersach-
sen. 

Herr Hilbers, wir machen das richtig. Ich freue mich 
insbesondere, dass dieses Gesetz nun ausdrück-
lich die rückwirkende Gleichstellung von Ehen und 
eingetragenen Lebenspartnerschaften im Besol-
dungs-, Versorgungs- und Beihilferecht umfasst. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Damit übernehmen wir den im März vereinbarten 
Tarifabschluss für das Jahr 2013 auf die Beamtin-
nen und Beamten, die Richterinnen und Richter 
und die Versorgungsempfängerinnen und -emp-
fänger in diesem Bereich in Niedersachsen. Das ist 
eine für uns unstrittige Entscheidung und ein deut-
liches Zeichen für die beamteten Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, die mit unserer Entschei-
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dung jetzt wieder auf gleicher Stufe mit ihren an-
gestellten Kolleginnen und Kollegen stehen 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

und die in den Jahren unter Schwarz-Gelb immer-
hin erhebliche Einschränkungen hinnehmen muss-
ten - kein Weihnachtsgeld, keine Leistungszulage, 
empfindliche Kürzungen im Beihilfebereich -, die 
insbesondere die Versorgungsempfängerinnen 
und -empfänger getroffen haben, wie uns vielfach 
berichtet wurde. Wir unternehmen heute also einen 
richtungsweisenden, einen zeitgemäßen Schritt, 
der zudem gangbar ist und in einen in finanzieller 
Hinsicht darstellbaren Rahmen passt. 

Die Finanzierung des Tarifabschlusses und die 
Übernahme für den Beamtenbereich treffen aber 
auf günstige Rahmenbedingungen im Personal-
wirtschaftsbereich. Ältere Beamte in höheren Be-
soldungsgruppen scheiden aus, jüngere Beamte 
rücken nach. Insofern ergänzen sich in diesem 
Haushaltsbereich Gegebenheiten und Erfordernis-
se in guter Weise. Es geht um 69 Millionen Euro 
Anpassung, die wir gut und gerne mit Fug und 
Recht in diesem Bereich belassen und verantwor-
tungsbewusst ausgeben. 

Vielen Dank an dieser Stelle, dass Sie, meine Her-
ren Ausschusskollegen aus den Oppositionsfrakti-
onen, unsere Initiative unterstützen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Damit könnte ich mich jetzt verabschieden und 
meine Rede schließen. Aber natürlich weiß ich an-
gesichts der Ausschussberatung, was Sie quält 
und welchen Verlauf die Debatte jetzt hier ange-
sichts Ihres Änderungsantrages nehmen soll. Inso-
fern werden wir nicht kneifen. Wir werden Sie aber 
auch nicht schonen, sich mit den tatsächlichen Ge-
gebenheiten bzw. mit der rauen finanzpolitischen 
Gegenwartsgeschichte Niedersachsens auseinan-
derzusetzen. 

Die gute Ausgangslage 2013 darf den Blick auf die 
weniger positiven Bedingungen für 2014 nicht ver-
stellen. In jeder Sekunde steigen die Verbindlich-
keiten des Landes um 20 Euro. Das Land Nieder-
sachsen hat mittlerweile 60 Milliarden Euro Schul-
den. Das sind 7 500 Euro pro Kopf, die wir nicht 
ignorieren und in die nächste Generation verschie-
ben wollen.  

Die Verschuldung ist da und muss bedient werden. 
Sie reduziert den Spielraum für alle politischen 
Maßnahmen. Entspanntes Zurücklehnen und das 

Prinzip „Makt wi“ gehen nicht mehr; denn selbst 
wenn wir hohe Einnahmen haben, ist dieses Geld 
auf der Ausgabeseite längst gebucht. Um das Kind 
beim Namen zu nennen: Wünschenswerte Initiati-
ven im Bereich der Besoldungsanpassung werden 
wir auch für das Jahr 2014 mit äußerster Sorgfalt 
und Umsicht planen. Wir werden wenig aufgeregt 
zu Werke gehen. Und wir möchten ein Gesamtpa-
ket, das zur Schuldenbremse passt. Vielen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Nun hat für die FDP-
Fraktion Herr Kollege Oetjen das Wort. Bitte 
schön!  

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Ich beginne mit dem Unstritti-
gen.  

Auch wir wollen, dass der Tarifabschluss 2013  
1 : 1 auf den Beamtenbereich übertragen wird. 
Das sieht der Gesetzentwurf vor, und deswegen 
werden wir ihm auch zustimmen.  

Dass Ihnen das 2013 gelingt, überrascht auch 
nicht; denn die dafür notwendigen Finanzmittel hat 
Ihnen die alte Landesregierung, haben Ihnen CDU 
und FDP im Haushaltsplan hinterlassen. Kollege 
Hilbers hat es eben gesagt: Eine Erhöhung um 
2 % war vorgesehen, und die darüber hinaus erfor-
derlichen 69 Millionen Euro können ohne Schwie-
rigkeiten im Personaltitel erwirtschaftet werden; ein 
Nachtragshaushalt ist dafür nicht notwendig. Also: 
Danke, CDU und FDP, dass die Tariferhöhung für 
das Jahr 2013 umgesetzt werden kann!  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Aber wir erwarten von Ihnen jetzt natürlich auch 
eine Aussage für das Jahr 2014. Frau Kollegin 
Twesten, es ist ein bisschen dürftig, nur ganz all-
gemein zu sagen, wir müssen einmal gucken, was 
kommt. Der Kollege Hilbers hat die Zahlen vorge-
tragen, insbesondere den Jahresabschluss 2012. 
Setzen Sie sich doch bitte einmal mit den Argu-
menten auseinander, und lesen Sie nicht nur die 
Rede vor, die Sie in der Vorbereitung geschrieben 
haben.  

Minister Schneider hat in der ersten Beratung des 
Gesetzentwurfs angekündigt, zum Jahr 2014 erst 
dann etwas sagen zu können, wenn die Steuer-
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schätzung vorliegt. Sie liegt inzwischen vor, aber 
gleichwohl schweigen Rot-Grün und auch der Mi-
nister zu der Frage, was mit 2014 ist.  

Herr Minister, wenn Sie schon nicht das Ergebnis 
der Haushaltsklausurtagung vorwegnehmen wol-
len und wenn Sie nicht die Traute haben, sich klar 
zu positionieren, dann sagen Sie dem Haus doch 
wenigstens, was Sie für die Haushaltsklausurta-
gung angemeldet haben. Sagen Sie, mit was Sie 
als Finanzminister planen, um das Jahr 2014 zu 
gestalten. Wir erwarten von Ihnen, dass Sie hier 
und heute Farbe bekennen.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, wir von der FDP-Frak-
tion befürchten ebenso wie die Beamtinnen und 
Beamten im Lande Niedersachsen, dass Sie dem 
Beispiel anderer rot-grün regierter Bundesländer 
folgen. Schleswig-Holstein, Baden-Württemberg, 
Nordrhein-Westfalen, Bremen und Rheinland-Pfalz 
setzen den Tarifabschluss nämlich nicht 1 : 1 um. 
Es ist allgemein bekannt, dass die Kolleginnen und 
Kollegen Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsi-
denten Druck auf Herrn Ministerpräsidenten Weil 
ausüben und sagen: „Warum scherst du in Nieder-
sachsen im Jahr 2013 aus? Das kann so nicht 
weitergehen. Wir können es uns in Nordrhein-
Westfalen nicht leisten, den Tarifabschluss umzu-
setzen.“  

Herr Minister, wir erwarten die klare Aussage, dass 
im Land Niedersachsen der Tarifabschluss auch 
für das Jahr 2014 1 : 1 auf den Beamtenbereich 
übernommen wird.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Die Steuerschätzung liegt inzwischen vor. Sie 
zeigt, dass die dafür notwendigen Finanzmittel 
vorhanden sind. Der Puffer, der sich aus der mittel-
fristigen Finanzplanung ergibt, ist ausreichend; das 
hat der Kollege Hilbers gerade schon vorgerech-
net. Deshalb werden wir als FDP-Fraktion dem 
Änderungsvorschlag der CDU-Fraktion zustimmen 
und uns heute eindeutig darauf festlegen, dass wir 
den Tarifabschluss auch für das Jahr 2014  1 : 1 
auf den Beamtenbereich übertragen wollen. Denn 
wir, meine Damen und Herren, wollen, dass die 
Beamtinnen und Beamten in Niedersachsen auch 
im Jahr 2014 an der allgemeinen Einkommens-
entwicklung teilhaben.  

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Oetjen. - Für die Landesregie-
rung hat nun Herr Finanzminister Schneider das 
Wort.  

Peter-Jürgen Schneider, Finanzminister: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Der von den Regierungsfraktionen 
eingebrachte Entwurf eines Niedersächsischen 
Gesetzes über die Anpassung der Besoldung und 
der Versorgung im Jahr 2013 soll heute unter Be-
rücksichtigung der Änderungen, die der Ausschuss 
vorgeschlagen hat, verabschiedet werden. Da-
durch wird es möglich, die Auszahlung - das inte-
ressiert die Betroffenen natürlich - der erhöhten 
nachzuzahlenden und laufenden Bezüge auf ge-
setzlicher Grundlage Ende Juli mit der Augustzah-
lung vorzunehmen.  

Herr Hilbers, ich darf an dieser Stelle einen kleinen 
Einschub machen. Der von Ihnen postulierte 
Grundsatz „Besoldung folgt Tarif“ ist verfassungs-
rechtlich betrachtet Unfug. Natürlich folgt Besol-
dung niemals Tarif. Die Besoldung ist Sache des 
Gesetzgebers und nicht Sache der Tarifverhand-
lungen von ver.di oder von wem auch immer.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Ich bitte, darüber noch einmal nachzudenken. 
Wenn sich das Parlament selber entmannen will, 
kann das natürlich so im Raume stehen bleiben. 
Aber wenn Sie das anders sehen - was ich Ihnen 
empfehle -, dann sollten Sie das nicht wiederholen.  

Für 2013 bleibt es also bei der zeit- und inhalts-
gleichen Übertragung der ersten Stufe des Tarif-
abschlusses. Das heißt, die Dienstbezüge und 
auch die Versorgungsbezüge werden rückwirkend 
vom 1. Januar an um 2,65 % erhöht, die Anwärter-
bezüge um 50 Euro.  

Meine Damen und Herren, auch bezüglich der 
1:1-Übertragung sind hier einige Märchen verbrei-
tet worden. Tatsächlich ist sie nach jetzigem Stand 
nur von Bayern und Hamburg beschlossen wor-
den. Herr Hilbers hat zwar gesagt, Hamburg macht 
das nicht, aber das stimmt nicht.  

Hinsichtlich Bayern ist es so, dass es da erstens 
eine Landtagswahl gibt und zweitens Bayern viel 
mehr Geld hat als Niedersachsen. Und in Hamburg 
ist nach meiner Kenntnis eine Gegenfinanzierung 
gefordert. Dort geht die 1:1-Umsetzung zulasten 
des Personaletats, also: Mehr Geld für weniger 
Beamte.  
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Aber sehen wir uns die Nachbarländer an! - Diese 
Abfrage ist ganz frisch; das hätten Sie auch ma-
chen können.  

(Reinhold Hilbers [CDU]: Habe ich 
hier!)  

- Dann haben Sie wahrscheinlich die falschen Leu-
te angerufen. 

In den Nachbarländern sieht das folgendermaßen 
aus: Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein und 
Bremen - - -  

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Alle rot-
grün!) 

- warten Sie einmal ab, bevor Sie rumtönen! - ha-
ben modifizierte Regelungen beschlossen.  

Und wie ist es bei den CDU-regierten Ländern? 
Dort haben sich noch nicht alle entschieden. Aber 
wie ist es bei denen, die schon etwas beschlossen 
haben? - Sachsen-Anhalt will die Besoldungsan-
passung 2014 zum 1. Juli vornehmen und Thürin-
gen erst zum 1. August. Das ist die Situation. Zwei 
CDU-regierte Länder - das Saarland und Sach-
sen - haben sich noch nicht entschieden. Das 
Saarland ist ein Haushaltsnotlagenland. Damit 
haben wir uns gerade gestern im Stabilitätsrat 
beschäftigt. Deshalb glaube ich nicht, dass das 
Saarland 1 : 1 übertragen wird. 

Damit, meine Damen und Herren von CDU und 
FDP, fällt Ihr Kartenhaus also in sich zusammen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Herr Minister, lassen Sie eine Frage des Kollegen 
Hilbers zu? 

Peter-Jürgen Schneider, Finanzminister: 
Nein. Lassen Sie mich das bitte erst zu Ende brin-
gen.  

Das geplante Gesetz stellt die amtsangemessene 
Alimentation sicher und verhindert eine Abkopp-
lung der Landesbeamten. Das wollen wir auch so. 
Die 69 Millionen Euro sind in den Haushaltsansät-
zen zu erwirtschaften. - Das ist richtig. Das habe 
ich allerdings schon vor einigen Wochen gesagt. 
Das ist nichts Neues.  

Im Übrigen sollte nicht untergehen, dass der vor-
liegende Gesetzentwurf darüber hinaus auch noch 
Regelungen zur Gleichstellung eingetragener Le-
benspartnerschaften im Bereich des öffentlichen 

Dienstrechts normiert und auch eine Stärkung der 
Alimentierung kinderreicher Familien vorsieht. 

Über das weitere Vorgehen - die Übertragung der 
zweiten Stufe - wollen wir in Verbindung mit dem 
Haushaltsplanentwurf 2014 entscheiden. Dieses 
Verfahren ist auch nach wie vor sachgerecht, mei-
ne Damen und Herren. Wir befinden uns in den 
Gesprächen über den Haushalt. Sie sind noch 
nicht abgeschlossen. Wir sind erst einmal auf der 
Ebene der Ministergespräche angelangt, ge-
schweige denn, dass wir einen Gesamtüberblick 
haben.  

Die Steuerschätzung liegt uns vor. Sie bringt Ein-
nahmeausfälle. Verplante Mittel gegenüber der 
Mipla fallen für 2014 in der Größenordnung von 
123 Millionen Euro aus. Wir wissen, dass über die 
in der Mipla veranschlagte Vorsorge für Besol-
dungserhöhungen hinaus 170 Millionen Euro not-
wendig sind, davon 130 Millionen Euro für den 
Beamtenbereich, über den wir heute diskutieren. 
Die übrigen 40 Millionen Euro betreffen den Tarif-
vertragsbereich und sind zu bedienen.  

Diese 170 Millionen Euro stehen also im Raum. 
Das ist die Ausgangslage für eine verantwortliche 
Politik in diesem Bereich. Deswegen tun sich alle 
Länder damit schwer - mit Ausnahme des schon 
erwähnten Bayern. Verantwortliche Politik in die-
sem Bereich ist ein Abwägen in Anbetracht der 
Gesamtsituation. Dafür reicht es nicht aus, auf die 
Steuerschätzung zu gucken. Da muss man viel-
mehr auch auf die Ausgabenotwendigkeiten 
schauen, und darunter findet sich nun einmal eine 
ganze Reihe von Dingen, die wir nicht in der Hand 
haben, weil sie sich aufgrund gesetzlicher Rege-
lungen ergeben. Denken Sie nur an die ganzen 
Geldleistungsgesetze, die wir mit dem Landes-
haushalt zu bedienen haben. 

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Was hat 
MF für die Klausur angemeldet?) 

Das ist also ein weites Feld, und das muss in einer 
Gesamtschau entschieden werden.  

Praktisch gibt es im Moment noch nicht die Not-
wendigkeit, schon heute zu beschließen, was 2014 
passiert. Politisch gibt es diese Notwendigkeit viel-
leicht - weil man damit gut aussehen kann -, aber 
praktisch eben nicht. Das Ganze kann in aller Ru-
he und in Anbetracht der gesamten Zahlen im 
Herbst von diesem Landtag als dem für die Besol-
dung zuständigen Gesetzgeber diskutiert und in 
einem gesetzgeberischen Akt beschlossen wer-
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den. Wenn es so weit ist, freue ich mich auf Ihre 
Einsparvorschläge zur Gegenfinanzierung. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Jan-Christoph Oetjen 
[FDP]: Damit nehmen Sie vorweg, 
dass Sie es nicht machen werden, 
Herr Minister!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Der Kollege Hilbers 
hat zusätzliche Redezeit beantragt. Der Minister 
hat seine Redezeit um zwei Minuten überzogen. 
Ich gebe Ihnen zwei Minuten zusätzliche Redezeit, 
Herr Hilbers. Bitte! 

Reinhold Hilbers (CDU): 
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. - Herr Minister, 
ich gebe Ihnen recht: Was Sie zum Thema gesetz-
liche Regelungen gesagt haben, ist völlig richtig. 
Aber ich habe hier nicht von Gesetzesfolgen ge-
sprochen, sondern davon, dass immer unser 
Grundsatz war, die Tarifbezahlung und die Beam-
tenbesoldung im Zusammenhang zu sehen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wenn Sie diesen Zusammenhang aufgeben, dann 
nehmen wir das zur Kenntnis, und das werden 
dann auch die niedersächsischen Beamtinnen und 
Beamten zur Kenntnis nehmen. 

Hier ist soeben angesprochen worden, was wir den 
Beamten zugemutet hätten. Ich will Ihnen in Erin-
nerung rufen, dass die Arbeitszeitverlängerung der 
Beamtinnen und Beamten damals unter Schröder 
beschlossen worden ist und nicht zu unserer Zeit.  

So viel von meiner Seite zur Aufklärung des Sach-
verhalts. 

(Beifall bei der CDU) 

Nun zu dem, was Sie zu den anderen Bundeslän-
dern gesagt haben. Ich habe die Länder wegge-
lassen, die noch keine Beschlüsse gefasst haben. 
Aber eines ist bei den Bundesländern unisono 
festzustellen: Außer Berlin treffen alle Länder die 
Entscheidungen für die komplette Übernahme des 
Ergebnisses. Nur Sie und Berlin beschließen nur 
für ein Jahr die erste Stufe. Damit isolieren Sie sich 
von den anderen Ländern.  

Natürlich muss man das aus rechtlichen Gründen 
nicht machen. Die Frage aber ist doch, was man 
will, wenn man es nicht tut. Wenn man es nicht tut, 

ist das für die Beamtinnen und Beamten ein ein-
deutiges Zeichen dafür, dass diese zweite Stufe in 
die Dispositionsmasse dessen kommt, was Sie im 
Rahmen der Haushaltsberatungen zu verhandeln 
und zu veranschlagen haben - obwohl Sie 140 Mil-
lionen Euro in dem Titel übrig haben, obwohl Sie 
die gesamte Erhöhung aus dem aktuellen Haus-
halt bezahlen können und obwohl Ihnen die Steu-
erschätzung deutlich bessere Ergebnisse attestiert 
als die, mit denen Sie gerechnet haben.  

(Renate Geuter [SPD]: Weniger als die 
Mipla!) 

- Auch die Mipla gibt das alles her. Es ist Vorsorge 
für eine zweiprozentige Erhöhung getroffen wor-
den. Den Rest können Sie aus der Unterinan-
spruchnahme des Titels herleiten.  

Sie wollen das Geld für Ihre Wahlversprechen 
benutzen. Aber dann sagen Sie das den Beamtin-
nen und Beamten auch! Deswegen legen wir Ih-
nen diesen Gesetzentwurf vor. Entweder sagen 
Sie jetzt: „Die Übernahme hat für uns Priorität. An 
der Stelle legen wir uns schon fest!“, oder Sie sa-
gen: „Das kommt in die Dispositionsmasse!“ - 
Wenn Sie Letzteres wollen, dann tun Sie das. 
Dann werden die Beamtinnen und Beamten des 
Landes Niedersachsen das auch so zur Kenntnis 
nehmen.  

Bei uns herrschte immer Verlässlichkeit - bei allen 
Zumutungen, die wir beschließen mussten. Diese 
Verlässlichkeit fordere ich auch von Ihnen ein.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Auch Herr Oetjen wünscht zusätzliche Redezeit. 
Sie haben eine Minute, Herr Oetjen. 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Herzlichen Dank, verehrte Frau Präsidentin. - Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Auch wenn Herr 
Minister Schneider sich hier nicht festlegen wollte, 
was am Ende der Haushaltsberatungen heraus-
kommt: Am Ende hat er es doch getan. Er hat 
gesagt, er erwarte die Einsparvorschläge von CDU 
und FDP, wenn es darum geht, das Tarifergebnis 
für 2014 zu übertragen. Damit haben Sie, Herr 
Minister, vorweggenommen, dass die Übertragung 
des Tarifergebnisses für 2014 gerade nicht in Ih-
rem Haushaltsplanentwurf stehen wird. 

(Renate Geuter [SPD]: Sie haben 
nicht zugehört! Der Entwurf ist noch 
nicht fertig!) 
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Deswegen ist es umso wichtiger, dass wir heute 
ein klares Signal setzen: Dass wir als Gesetzgeber 
den Änderungsvorschlag der Union annehmen und 
die Übertragung des Tarifergebnisses auf unsere 
Beamtinnen und Beamten sowohl für 2013 als 
auch 2014 beschließen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Wir kommen zur Einzelberatung. Ich rufe auf: 

Artikel 1. - Hierzu liegt ein Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU in der Drucksache 17/204 vor. 
Wer diesem Änderungsantrag seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist dieser 
Änderungsantrag abgelehnt. 

Ich komme nun zur Änderungsempfehlung des 
Ausschusses. Wer der Änderungsempfehlung des 
Ausschusses seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! 
- Enthaltungen? - Dann ist so beschlossen. 

Artikel 2. - Auch hierzu liegt eine Änderungsemp-
fehlung des Ausschusses vor. Wer so beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Das ist mit großer 
Mehrheit so beschlossen. 

Artikel 2/0. - Auch hierzu liegt ein Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU in der Drucksache 17/204 
vor. Wer diesem Änderungsantrag seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist 
der Antrag abgelehnt. 

Artikel 2/1. - Hierzu liegt eine Änderungsempfeh-
lung des Ausschusses vor. Wer so beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Das ist mit großer 
Mehrheit so beschlossen. 

Artikel 3. - Auch hierzu liegt eine Änderungsemp-
fehlung des Ausschusses vor. Wer so beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Das ist mit großer 
Mehrheit so beschlossen. 

Artikel 3/1. - Auch hierzu liegt ein Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU vor. Wer so beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Damit ist dieser An-
trag abgelehnt. 

Artikel 4. - Auch hierzu liegt eine Änderungsemp-
fehlung des Ausschusses vor. Wer so beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Das ist mit großer 
Mehrheit so beschlossen. 

Artikel 5. - Auch hierzu liegt ein Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU vor. Wer so beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Damit ist dieser An-
trag abgelehnt. 

Ich komme nun zur Änderungsempfehlung des 
Ausschusses. Wer so beschließen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Das ist mit großer Mehrheit so 
beschlossen. 

Gesetzesüberschrift. - Auch hierzu liegt ein Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU vor. Wer so 
beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist 
dieser Antrag abgelehnt. 

Ich komme zur Änderungsempfehlung des Aus-
schusses. Wer so beschließen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Das ist mit großer Mehrheit so beschlos-
sen. 

Wir kommen nun zur Schlussabstimmung.  

Wer dem Gesetzentwurf in der so geänderten Fas-
sung seine Zustimmung geben möchte, den bitte 
ich aufzustehen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Damit ist dieses Gesetz mit großer Mehrheit so 
beschlossen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 5: 
Erste Beratung: 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Nie-
dersächsischen Gesetzes über die Feiertage 
(NFeiertagsG) - Gesetzentwurf der Fraktion der 
CDU - Drs. 17/165  

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs erteile ich 
Herrn Kollegen Björn Thümler von der CDU-Frak-
tion das Wort. Bitte schön! 

(Vizepräsident Karl-Heinz Klare über-
nimmt den Vorsitz) 
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Björn Thümler (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Eine Gesellschaft ohne Religion ist wie ein 
Schiff ohne Kompass. Religion ist vom lateinischen 
Wort religio abgeleitet und bedeutet Rückbindung. 
Religion steht für Werte und das Leben nach die-
sen Werten. Religion schafft ein Wertefundament 
und gibt dem Leben einen Kompass.  

Ernst Wolfgang Böckenförde hat deshalb zu Recht 
gesagt: „Der freiheitliche, säkularisierte Staat lebt 
von Voraussetzungen, die er selbst nicht garantie-
ren kann.“ Religion und Religionsausübung sind 
fundamental für unsere Gesellschaftsordnung und 
den Zusammenhalt unserer Gesellschaft.  

Staat und Gesellschaft haben deshalb ein Interes-
se an einer Förderung der Kirchen und Religions-
gemeinschaften als Wertestifter. Sie haben ein 
Interesse daran, den Menschen die Möglichkeit zu 
geben, ihre Religion aktiv auszuüben und zu le-
ben. Dazu gehört es auch, religiöse Feiertage zu 
schützen und zu würdigen. Deshalb ist die staatli-
che Anerkennung religiöser Feiertage ein wichtiger 
Beitrag zur Förderung der aktiven Religionsaus-
übung in unserem Land.  

Das gilt für mich im Übrigen auch für jüdische und 
muslimische Feiertage. Im Zusammenhang mit 
dem Staatsvertrag werden wir mit den muslimi-
schen Gemeinden darüber sprechen. Ich gehe 
davon aus, dass auch das eine Verankerung fin-
det. Die CDU-geführte Landesregierung hat in der 
vergangenen Legislaturperiode bereits einen weit-
gehenden Entwurf dazu vorbereitet. Wir können 
uns am Ende sicherlich mit Nuancen darauf ver-
ständigen, den Staatsvertrag zu unterzeichnen. 

Meine Damen und Herren, als Martin Luther am 
31. Oktober 1517 seine 95 Thesen an die Tür der 
Schlosskirche zu Wittenberg schlug, war dies zu-
nächst nur als Anstoß einer innerkirchlichen Debat-
te gedacht. Tatsächlich aber entwickelte sich dar-
aus eine Bewegung, die nicht nur das Christentum 
in Deutschland, Europa und der Welt veränderte, 
sondern auch erheblichen Einfluss auf Politik und 
Gesellschaft nehmen sollte. Die Reformation steht 
für Aufklärung, Selbstständigkeit und die Fähigkeit, 
seinen Glauben und seine Lebensumstände zu 
hinterfragen. Die Reformation ist einer der Motoren 
gewesen, um überhaupt in die frühe Neuzeit und 
die Staatenwerdung zu kommen, wie wir sie im 
19. Jahrhundert erlebt haben. Reformation ist in 
diesem Sinne eine fortwährende Aufgabe für jede 
einzelne Religion, für jeden gesellschaftlichen Be-
reich und für jeden einzelnen Menschen selbst.  

Am 31. Oktober 2017, also in gut vier Jahren, wird 
sich der Reformationstag zum 500. Male jähren. 
Diesen besonderen Tag als gesetzlichen Feiertag 
zu begehen, bietet die Chance, das Bewusstsein 
für die Bedeutung der Reformation und ihre Errun-
genschaften unabhängig von Parteizugehörigkei-
ten und persönlichen Neigungen zu stärken, und 
sich mit dem Kerngedanken der Reformation und 
dem, was er ausgelöst hat, auseinanderzusetzen. 
Wir wollen diesen ganz besonderen Tag gebüh-
rend würdigen und für diesen Tag nicht nur Ruhe 
und Besinnung, sondern auch die Möglichkeit er-
öffnen, einen Feiertag in Niedersachsen zu bege-
hen, wie es auch andere Bundesländer vorhaben. 
Im Übrigen ermöglicht das auch die Teilnahme am 
gleichzeitig stattfindenden Kirchentag. Es wäre 
ausgesprochen sinnvoll, wenn alle Bundesländer 
gemeinsam erklären würden, dass dieser Tag ein 
Feiertag ist. 

Wir haben uns darüber verständigt, diesen Ge-
setzentwurf gleich zur Abstimmung zu stellen. Wir 
sind uns fraktionsübergreifend einig, dass Inhalt 
und Sinn dieses Tages gegeben sind. Unter-
schiedliche politische Auffassungen sind nicht 
festzustellen.  

Ich mache nur eine kleine Anmerkung dazu: Bei 
nächster Gelegenheit sollten wir ein Gesetz um die 
Regelung ergänzen, dass die Anwendung des 
niedersächsischen Ladenöffnungszeitengesetzes 
für diesen Feiertag ausgeschlossen ist, damit es 
sich tatsächlich um einen Feiertag und nicht um 
einen zusätzlichen Einkaufstag handelt. Wir haben 
im Kollegenkreis schon darüber gesprochen. Das 
wäre dem Anlass angemessen. Dafür werden wir 
sicherlich eine vernünftige Regelung finden.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Thümler. - Falls es noch nicht 
angekommen ist: Vorhin wurde sofortige Abstim-
mung beantragt. - Es liegen weitere Wortmeldun-
gen vor. Herr Kollege Uwe Santjer hat sich zu Wort 
gemeldet.  

Uwe Santjer (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
freue mich, dass mein heutiger erster Redebeitrag 
in diesem Hause inhaltlich nicht strittig ist. Was 
Herr Thümler gesagt hat, ist etwas, was uns einen 
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kann und auch muss. Für mich ist das ein guter 
Einstieg in die Plenararbeit.  

Ich hoffe, dass hier, wenn wir über dieses Thema 
reden, nicht mit Fehlinterpretationen und Unterstel-
lungen gearbeitet wird. So ganz gelungen ist das 
bislang jedoch nicht. Ich fühle mich jedenfalls fast 
bis ins Mark getroffen, wenn ich höre, dass man 
der SPD-Fraktion vorwirft, dass sie kirchenfeindlich 
sei. Meine Damen und Herren, wenn man einmal 
schaut, wie viele Mitglieder der CDU der Kirche 
angehören und wie viele der SPD, dann stellt man 
fest, dass es prozentual mehr Mitglieder der SPD 
sind, die der Kirche angehören, als der CDU. Inso-
fern wundert es mich sehr, dass man uns Kirchen-
feindlichkeit bescheinigt. 

(Zurufe von der CDU: Wo steht das?) 

Das Lutherjahr 2017 wird akribisch vorbereitet. Die 
Evangelische Kirche Deutschlands begeht 2017 
ein Festjahr, das von allen Gliedern der Kirche 
aktiv begleitet wird. Herr Thümler, ich bin ganz bei 
Ihnen, wenn Sie sagen, es ist notwendig und folge-
richtig, in diesem Jahr auch einen Feiertag festzu-
legen. Mit Schreiben vom November 2012 hat sich 
Landesbischof Ralf Meister an den ehemaligen 
Ministerpräsidenten Herrn McAllister gewandt und 
den Vorschlag der EKD befördert, der den 31. Ok-
tober 2017 als bundesweiten Feiertag erbittet. Ich 
verstehe die Einlassung der EKD als Einladung an 
uns. Es ärgert mich fast ein bisschen, dass wir 
nicht selbst auf die Idee gekommen sind, der Kir-
che auf diese Weise zur Seite zu springen und von 
vornherein zu sagen, dass man dafür einen Feier-
tag festlegen kann. Meine Damen und Herren, 
fühlen wir uns eingeladen, wenn es darum geht, 
diesen Tag und dieses Jahr gebührend zu feiern!  

Wenn ich das Geschehen der Reformation richtig 
sehe, trat mit diesem Ereignis die Zeitwende vom 
Mittelalter zur Jetztzeit, vom Feudalismus zur De-
mokratisierung der Gesellschaft ein. Es ging dar-
um, dass sich die Unterdrückten zeigen. Sie sollten 
sich einmischen, sie sollten mitentscheiden. Es 
ging darum, zu verbinden und nicht zu spalten. 
Luther könnte man für die damalige Zeit einen 
Satz zuschreiben, der lauten könnte: In christlicher 
Freiheit Demokratie wagen.  

(Beifall bei der SPD) 

Die Reformation hat nicht nur die Kirche, sondern 
das Zusammenleben in großen Teilen der Welt 
verändert. Wenn ein bekennender Christ wie ich 
etwas verliebt über Luther reden wollte, könnte er 
sagen, dass Luther mit seiner Übersetzung der 

Bibel so etwas wie eine normative deutsche Spra-
che entwickelt hat und dass für ihn Bildung für alle 
von Bedeutung war. 

Den Reformationstag als Feiertag zu proklamieren, 
ist auf der einen Seite deshalb nur ein Gesetzes-
akt, wie wir ihn heute hoffentlich über die Bühne 
bringen. Den 31. Oktober 2017 aber als Möglich-
keit zu nutzen, Luther und damit die Regeln des 
Miteinanders anschlussfähig an die Gesellschaft 
von heute zu machen, wäre kein von uns, also von 
der Politik, zu verantwortendes Ziel, sondern eine 
inhaltliche Leistung, die von Kirche und Zivilgesell-
schaft letztlich erbracht werden muss. Dafür ist ja 
noch genug Zeit. Die Vorbereitungszeit haben wir. 

Es wäre also gut, wenn wir die Luther-Dekade als 
Kulturauftrag verstehen würden. Anhand des Den-
kens und Handelns Luthers kann ein Diskurs ent-
brennen, der das Miteinander unserer Gesellschaft 
in den Fokus rückt. Ich wünsche mir dabei, dass 
wir weniger das Ich in den Mittelpunkt rücken, son-
dern mehr das Wir finden. 

(Beifall bei der SPD - Christian Dürr 
[FDP] lacht) 

Dabei will ich nicht verhehlen, dass ich mich schon 
gefragt habe - als Neuer darf ich das noch, Herr 
Dürr -, wie denn Luther mit uns umgehen würde, 
wenn er mit uns Regeln über die, die hier im Saal 
sind, erarbeiten würde. 

(Christian Dürr [FDP]: Er würde nicht 
sagen: Das Wir entscheidet!) 

Ich schätze, wir wären hier in den Diskussionen 
verständnisvoller und sachlicher, und ich schätze, 
bei guten Regeln des Miteinanders hätten wir ges-
tern - der Ministerpräsident hat es angedeutet; er 
hat es mir vorweggenommen - beim Fußballturnier 
des Landtags zwei Mannschaften mehr gehabt.  

Aber verstehen Sie bitte die Aufforderung der EKD 
als Einladung, neu ins Gespräch zu kommen: auch 
über das Miteinander verschiedener Kulturen und 
Glaubensrichtungen, auch über das Verhältnis von 
Kirche und Politik, auch über die Möglichkeiten der 
Inklusion, sodass niemand aufgrund seiner Her-
kunft, seines Einkommens, seiner Einzigartigkeit 
und Besonderheit am Rand stehen muss. Lassen 
Sie uns dieser Einladung folgen und uns in den 
Diskurs einmischen! 

Neben meiner Freude will ich aber auch einen 
Gedanken der Verwunderung sagen. Ich fand den 
Redebeitrag von Ihnen, Herr Thümler, auch für uns 
einladend. Das will ich zugeben. Ich hätte mich 
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aber natürlich gefreut, wenn wir das interfraktionell 
geregelt und einen gemeinsamen Antrag gestellt 
hätten. Ich glaube, das hätte diesem Thema mehr 
entsprochen. Das ist uns nicht gelungen. Da ha-
ben wir ein kleines Stück Chance verpasst. 

(Beifall bei der SPD) 

Nichtsdestotrotz ist die Zielrichtung richtig. Die 
Sache ist richtig. Wir sollten da gemeinsam stehen. 
Wir haben uns ja auch gemeinsam entschieden, 
heute sofort abzustimmen. Von daher freue ich 
mich auf die Geschlossenheit des Hauses. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Santjer. Ich möchte Ihnen herz-
lich zu Ihrer ersten Rede gratulieren. Vor allen 
Dingen kann man ja einmal darüber nachdenken, 
wie man diese gute Anregung, mit historischen 
Personen zu diskutieren, am Ende hinbekommt. 

Liegen weitere Wortmeldungen vor? - Heiner 
Scholing von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Herr Scholing! 

Heinrich Scholing (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist 
auch meine erste Rede hier im Haus. Ich darf über 
Martin Luther reden. Das ist, finde ich, ein enormes 
Privileg.  

Der Thesenanschlag von Martin Luther kann, 
glaube ich, als eine Sternstunde der Menschheit 
bezeichnet werden - da kennen wir noch weitere; 
der historische Platz ist gesichert und unbestrit-
ten -: ein großer Schritt der Selbstvergewisserung 
des Menschen - da tritt ein Mensch aus dem Ge-
dankengebäude, Ideengebäude seiner Zeit her-
aus; neue Horizonte erschließen sich -, auch ein 
Schritt der Zivilcourage - gegen den Strom, gegen 
die Mächtigen, den eigenen Werten, der eigenen 
Wahrheit verpflichtet - und auch bereit, selber Leid 
hinzunehmen.  

Diese Botschaften des Thesenanschlags aufzu-
nehmen, tut der Gesellschaft gut und tut übrigens 
auch der Politik gut. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich möchte mich in diesem Zusammenhang noch 
einmal ganz ausdrücklich bei unserem Landtags-
präsidenten bedanken, der auf die Rede von Otto 

Wels verwiesen hat. Das ist auch eine Sternstunde 
der Menschheit gewesen, in der Politik aufgestan-
den ist und gesagt hat: Nein! 

Wenn Politik über Martin Luther reflektiert, muss 
sie natürlich auch den ganzen Luther betrachten 
und ihn in seinem historischen Kontext verstehen. 
Lobhudelei ist da fehl am Platz und entspricht auch 
nicht mehr dem Kenntnisstand, den wir heute ha-
ben, und wird auch Luther nicht gerecht. 

Das Jahresthema der evangelischen Kirche heißt 
Toleranz. Wenn wir über Toleranz und Martin Lu-
ther nachdenken, dann kommen wir auch ins Grü-
beln. Das problematische Verhältnis von Martin 
Luther zum Judentum ist hinlänglich belegt. Aber 
dennoch: Es gibt gute Gründe, dem 500. Reforma-
tionstag besonders zu gedenken - und das vor 
allem unter dem Aspekt der Toleranz. 

Auf welche Art kann dies geschehen? - Feste, 
Veranstaltungen, Foren, die zum Dialog zu Religi-
on und mit Religion einladen - bewusst Religion 
und nicht nur Religionsgemeinschaften -, Projekte 
in unseren Schulen. 

Meine Fraktion hält die einmalige Etablierung eines 
gesetzlichen Feiertages nicht für die einzige Mög-
lichkeit, der Reformation zu gedenken. Wir sehen 
die Problematik, dass wir natürlich immer wieder 
sehr sorgsam hinschauen müssen, dass wir nicht 
einzelne Religionsgemeinschaften privilegieren.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Die Aufteilung, die wir zum Teil alle noch aus 
Schulen kennen - evangelisch, katholisch und 
sonstige -, taugt schon lange nicht mehr. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Gleichzeitig müssen wir zur Kenntnis nehmen, 
dass andere Bundesländer hier schon Pflöcke 
eingeschlagen haben. Ein niedersächsischer Son-
derweg wäre kaum vermittelbar. Die Bremer haben 
frei, und die Niedersachsen gehen arbeiten.  

(Glocke des Präsidenten) 

- Herr Präsident, ich habe anscheinend langsamer 
geredet, als ich dachte. 

Wir sollten den Tag nutzen: Wir schließen uns dem 
Antrag der CDU an, und wir schließen uns auch 
dem Antrag auf sofortige Abstimmung an. Auch wir 
hätten es begrüßt, wenn wir im Vorfeld deutlicher 
einbezogen worden wären. Wie wir allen Redebei-
trägen entnehmen können, ist hier viel Raum für 
Konsens und wenig Raum für Dissens. 
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Eines guten Redners Amt oder Zeichen ist, dass er 
aufhöre, wenn man ihn am liebsten höret. - Martin 
Luther.  

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei 
den GRÜNEN sowie Zustimmung bei 
der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Scholing. Auch Ihnen herzliche 
Gratulation zu Ihrer ersten Rede hier im Landtag. 
Im Ausschuss haben wir das schon an anderer 
Stelle sehr intensiv erlebt. Alles Gute, und feiern 
Sie schön gleich in der Mittagspause! In der Regel 
gibt man dann einen aus - für die Fraktion. 

(Heiterkeit - Jens Nacke [CDU]: Das 
ist ja bei den Grünen nicht so teuer!) 

- Den Zwischenruf habe ich gehört. Dass das bei 
Ihnen nicht so teuer wird, hat Herr Nacke gerufen.  

(Zuruf von GRÜNEN: Bei uns gibt es 
Apfelsaft!) 

Das Wort hat jetzt der Kollege Christian Grascha. 

Christian Grascha (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Am 31. Oktober 2017 begehen die protes-
tantischen Christen den 500. Jahrestag der Refor-
mation. Gedacht wird daran, dass Martin Luther 95 
Thesen an die Schlosskirche zu Wittenberg an-
schlug. Luther kritisierte darin vor allem die kirchli-
che Postenvergabe gegen Geld mit dem soge-
nannten Dispens als auch den daraus folgenden 
Ablasshandel. 

Martin Luthers Kritik an der katholischen Kirche 
setzte den Anfangspunkt für die Reformation, die 
als einer der größten Wendepunkte in der Ge-
schichte des Abendlandes bezeichnet werden 
kann. Die Reformation stellte über Jahrhunderte 
gewachsene fundamentale Glaubensgrundsätze 
sowie kirchliche Praktiken infrage. 

Besonders als Liberaler ist es mir wichtig, darauf 
hinzuweisen, dass die Reformation den Weg zur 
Aufklärung und zur persönlichen Freiheit in unserer 
heutigen Gesellschaft, in unserer heutigen Vorstel-
lung geebnet hat. Die Reformation löste letztlich 
den Staat von der Bevormundung durch die Kir-
che. Auch heute sind die tief greifenden Verände-
rungen, die vor knapp 500 Jahren begannen, ge-
sellschaftlich zu spüren - egal, ob wir über Familie, 
den Staat, die Gesellschaft, die Schule, die Hoch-
schule, die Wissenschaft, die Kunst oder die Wirt-

schaft sprechen. Beispielhaft kann man hier nur 
die Bildungspolitik und das Bildungswesen he-
rausnehmen. Das Ziel, Bildungspolitik durchlässig 
zu machen und jedem die gleiche Chance zu er-
möglichen, ist im Kern auf die Reformation zurück-
zuführen. 

Die Reformatoren hatten die Überzeugung: Jeder 
muss die Bibel verstehen, und das Bildungswesen 
soll auf allen Ebenen gestärkt werden. 

Das Reformationsjubiläum ist deshalb von grund-
sätzlicher Bedeutung. Der Reformationstag am 
31. Oktober 2017 bietet nicht nur den Kirchen die 
Gelegenheit, die Bedeutung der Reformation für 
uns heute zu erwähnen und sie zu thematisieren, 
sondern es ist vielmehr ein historisches Ereignis, 
das für die gesamte Gesellschaft von Bedeutung 
ist. 

Das Ansinnen der CDU-Fraktion greift einen Vor-
schlag der evangelischen Kirche auf und geht über 
einen Feiertag hinaus, nämlich den 31. Oktober 
2017 arbeitsfrei zu machen. Dies ist beispielsweise 
heute in den neuen Bundesländern jedes Jahr der 
Fall. In den alten Bundesländern haben sich bisher 
zahlreiche Bundesländer dazu verständigt, im Jahr 
2017 einen arbeitsfreien Tag zu haben, beispiels-
weise Rheinland-Pfalz und Hessen. 

Nach Auffassung der FDP-Fraktion ist „Arbeitsfrei 
oder nicht arbeitsfrei?“ aber nicht der entscheiden-
de Punkt. Wichtiger ist, dass der Gedanke, die 
Ursache und die Folgen der Reformation in den 
Fokus gerückt werden. Eine neue Debatte über 
Aufklärung in einer manchmal vordergründig da-
herkommenden aufgeklärten Gesellschaft und eine 
Debatte über die persönliche Freiheit zu führen, 
würde unserer Gesellschaft guttun. 

(Christian Dürr [FDP]: Sehr richtig!) 

Wir begrüßen, dass sich in Niedersachsen beide 
große Kirchen, die evangelische und die katholi-
sche Kirche, für einen arbeitsfreien Feiertag aus-
gesprochen haben. Das zeigt, dass die Reformati-
on nicht nur eine protestantische Reformation ist, 
sondern genauso die katholische Kirche betrifft - 
und natürlich die Gesellschaft insgesamt. 

Die FDP-Fraktion hat intensiv über diesen Vor-
schlag der CDU diskutiert und beraten. Dabei stell-
te sich die Frage: Ist es angemessen und geeig-
net, den Reformationstag in dieser Art und Weise 
arbeitsfrei zu feiern? Schließlich muss man sich 
immer die Frage stellen: Welche anderen histori-
schen Ereignisse sind gegebenenfalls noch in 
dieser Form zu würdigen? Wo ist da die Abgren-
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zung? Wo wollen wir die Grenze ziehen? Ist ein 
Gedenken nicht auch ohne Arbeitsfreiheit möglich? 

Überwogen hat am Ende aus unserer Sicht die 
herausgehobene historische Bedeutung dieses 
Ereignisses der Reformation für unsere Gesell-
schaft insgesamt. 

Vor diesem Hintergrund stimmen wir sowohl dem 
Antrag zu, sofort abzustimmen, als auch dem Ge-
setzentwurf insgesamt. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Grascha. - Der Innenminister hat 
sich zu Wort gemeldet. Herr Innenminister, bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der Anschlag der 95 Thesen 
am 31. Oktober 1517 an die Wittenberger Schloss-
kirche durch Martin Luther hat eine weltweite Ent-
wicklung ausgelöst, die die Welt verändert und 
gerade die Kultur in Norddeutschland maßgeblich 
mitgeprägt hat. Weltweit beziehen sich heute Milli-
onen Christen auf die Reformation und bereiten 
sich demzufolge auf das Reformationsjubiläum am 
31. Oktober 2017 vor. 

Die Regierungschefinnen und -chefs der Länder 
haben sich daher bereits bei einem Treffen am 
6. Dezember 2012 dafür ausgesprochen, das 
500. Reformationsjubiläum im Jahre 2017 mit ei-
nem bundesweiten Feiertag zu begehen. 

Die Landesregierung ist genauso wie der Rat der 
Konföderation evangelischer Kirchen in Nieder-
sachsen der Auffassung, dass der 500. Jahrestag 
in jedem Fall eine besondere Würdigung fordert. 
Aus diesem Grund wird die Absicht dieses Ge-
setzentwurfs auch von der Niedersächsischen 
Landesregierung ausdrücklich begrüßt. 

(Zustimmung von Johanne Modder 
[SPD] und Mechthild Ross-Luttmann 
[CDU]) 

Die nähere Ausgestaltung und Regelung sollte 
dann im Rahmen des weiteren Gesetzgebungsver-
fahrens erörtert werden. 

Grundsätzlich erscheint dieses ein weiteres Thema 
zu sein, meine Damen und Herren, das besonders 
geeignet ist, über alle Parteigrenzen hinweg zu 

einer einheitlichen und harmonischen Entschei-
dung geführt zu werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Damit sind wir am Ende der 
Beratung. 

Von Herrn Thümler ist für die einbringende Frakti-
on sofortige Abstimmung beantragt worden. 

Nun ist das Verfahren etwas komplizierter, als ich 
gerade gedacht habe. Wir haben das jetzt aber 
hier so abgestimmt. 

Am Ende der ersten Beratung eines Beratungsge-
genstandes kann ein Beratungsgegenstand an 
einen Ausschuss überwiesen werden. Eine Über-
weisung an einen Ausschuss gilt als beschlossen, 
wenn mindestens 30 Mitglieder des Landtages 
dafür stimmen.  

Ich frage daher zunächst, ob ein Quorum von 30 
Mitgliedern des Landtages eine Ausschussüber-
weisung beantragt. - Das ist nicht der Fall. Eine 
Ausschussüberweisung wird nicht beantragt. 

Wir kommen daher zur zweiten Frage, die hier 
entschieden werden muss, ob es Widerspruch 
dagegen gibt, dass die zweite Beratung unmittel-
bar anschließend durchgeführt wird. Sie kann frü-
her beginnen, wenn nicht eine Fraktion oder zehn 
Mitglieder des Landtages widersprechen.  

Ich frage daher, ob es Widerspruch dagegen gibt, 
die zweite Beratung über den Gesetzentwurf un-
mittelbar anzuschließen. - Ich sehe keinen Wider-
spruch. 

Dann kommen wir zur zweiten Beratung. Eine 
Berichterstattung ist naturgemäß nicht vorgesehen. 
Gibt es jetzt noch Wortmeldungen zu diesem Ge-
setzentwurf? - Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Einzelberatung. Ich rufe auf: 

Artikel 1. - Wer dem Artikel 1 seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - 
Gegenstimmen? - Eine Gegenstimme. Gibt es 
Enthaltungen? - Das ist nicht der Fall. 

Artikel 2. - Wer dem Artikel 2 seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - 
Ich frage nach Gegenstimmen. - Enthaltungen? - 
Eine Enthaltung. 
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Wir kommen jetzt zur Schlussabstimmung. 

Wer dem Gesetzentwurf in der Schlussabstim-
mung seine Zustimmung geben möchte, den bitte 
ich, sich von seinem Platz zu erheben. - Gibt es 
Gegenstimmen? - Eine. Enthaltungen? - Das ist 
nicht der Fall. Damit ist das Gesetz so beschlos-
sen. - Herzlichen Dank. 

(Beifall) 

Ich rufe jetzt auf den 

Tagesordnungspunkt 6: 
Abschließende Beratung: 
Zustimmung des Landtages gemäß Artikel 70 
Abs. 2 der Niedersächsischen Verfassung zur 
Ernennung der Staatssekretärin a. D. Dr. Sand-
ra von Klaeden zum Mitglied des Landesrech-
nungshofs - Antrag der Landesregierung - 
Drs. 17/183 - Beschlussempfehlung des Aus-
schusses zur Vorbereitung der Wahl und der Zu-
stimmung des Landtages nach Artikel 70 Abs. 2 
der Verfassung - Drs. 17/200  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, der Ernennung 
der Staatssekretärin a. D. Dr. Sandra von Klaeden 
zum Mitglied des Landesrechnungshofs zuzustim-
men. 

Nach § 56 Abs. 3 unserer Geschäftsordnung findet 
eine Berichterstattung über die Ausschussbera-
tung nicht statt. 

Nach der Geschäftsordnung beginnt die zweite 
Beratung frühestens am zweiten Tage nach der 
Verteilung der Beschlussfassung - § 39 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 29 der Geschäftsordnung des 
Niedersächsischen Landtages - und kann früher 
beginnen, wenn nicht eine Fraktion oder zehn Mit-
glieder des Hauses widersprechen. 

Mir wurde mitgeteilt, dass sich alle Fraktionen da-
mit einverstanden erklärt haben, über den Bera-
tungsgegenstand jetzt zu entscheiden. Ich stelle 
also fest, dass es keinen Widerspruch gibt. 

Nach § 56 Abs. 3 der Geschäftsordnung stimmt 
der Landtag ohne Aussprache ab. Wir kommen 
daher zur Abstimmung. Wer der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses folgen und damit dem An-
trag der Landesregierung in der Drucksa-
che 17/183 zustimmen will, den bitte ich jetzt um 
ein Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Gibt 
es Enthaltungen? - Das ist nicht der Fall. 

Damit ist Frau Dr. Sandra von Klaeden zum Mit-
glied des Landesrechnungshofs bestellt worden. 
Herzlichen Dank.  

Frau Dr. von Klaeden, ich gratuliere Ihnen herzlich 
zu dem ehrenvollen Amt. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, nun treten wir in die 
Mittagspause ein. Sie dauert bis 14.30 Uhr. Dann 
treffen wir uns hier wieder. Guten Appetit! 

(Unterbrechung der Sitzung von 
12.28 Uhr bis 14.30 Uhr) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Ich begrüße Sie 
alle zur Nachmittagssitzung des heutigen Plenar-
tages. 

Ich darf mich - ich glaube, in unser aller Namen - 
sehr herzlich bei Herrn Landtagspräsident Buse-
mann für seine Worte bedanken, die er eben im 
Namen des gesamten Hauses bei der eindrucks-
vollen Erinnerungs- und Gedenkkundgebung der 
Türkischen Gemeinde in Niedersachsen zwischen 
dem Alten Rathaus und der Marktkirche gespro-
chen hat.  

Ich darf mich auch bei den vielen Kolleginnen und 
Kollegen aus dem Parlament bedanken, die in 
großer Zahl bei dieser Kundgebung anwesend 
waren. Das gilt auch für viele Fraktionsmitarbeite-
rinnen und -mitarbeiter, die ich nicht vergessen 
möchte, sowie für die Angehörigen der Landesre-
gierung und deren Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, die dabei waren.  

Ich glaube, wir haben bei dieser Kundgebung aus 
gegebenem Anlass als Parlament in Gänze ein 
deutliches Zeichen gesetzt - auch als Warnung für 
die Zukunft an uns alle, aufmerksam zu sein und 
alles dafür zu tun, dass sich Vorkommnisse wie vor 
20 Jahren in Solingen nicht wiederholen. Einen 
herzlichen Dank an Herrn Busemann für seine 
Rede! 

(Beifall) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich rufe jetzt auf 
den 

Tagesordnungspunkt 7: 
Erste Beratung: 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Nie-
dersächsischen Gesetzes über die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung und des Niedersächsi-
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schen Verfassungsschutzgesetzes - Gesetz-
entwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/169  

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs erteile ich 
dem Kollegen Karsten Becker von der SPD-
Fraktion das Wort. Bitte schön, Herr Kollege! 

Karsten Becker (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir 
haben heute Morgen eine Aussprache über die 
100-Tage-Bilanz der Landesregierung geführt. Von 
den Oppositionsfraktionen haben wir dabei gehört, 
dass die Landesregierung - so will ich es einmal 
zusammenfassen - noch etwas eiliger arbeiten 
solle.  

Meine Damen und Herren von CDU und FDP, Sie 
haben Ihr eigenes, zurückliegendes Regierungs-
handeln als Vorbild angeboten.  

Möglicherweise muss eine Opposition das auch so 
bewerten. Um in ihrer Argumentation aber halb-
wegs glaubwürdig zu bleiben, sollte auch eine 
Opposition darauf achten, dass ihre Kritik an der 
Landesregierung wenigstens halbwegs mit der 
Qualität des noch nicht allzu weit zurückliegenden 
eigenen Regierungshandelns in Einklang steht, 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

das bekanntlich auch erst vor 100 Tagen geendet 
hat.  

Insofern, meine Damen und Herren, ist die Neure-
gelung der Bestandsdatenauskünfte keine ganz so 
schlechte Gelegenheit, die heute Morgen von CDU 
und FDP vorgetragene Kritik im Lichte ihrer eige-
nen Regierungstätigkeit - oder vielleicht besser: 
Untätigkeit - zu bewerten.  

Sehr geehrte Damen und Herren, vor anderthalb 
Jahren - genauer gesagt: am 24. Januar 2012 - hat 
das Bundesverfassungsgericht die bisherige 
Rechtsgrundlage, das Telekommunikationsgesetz, 
als unzureichend für die Übermittlung von Be-
standsdaten an die Sicherheitsbehörden bewertet 
und eine spezialgesetzliche Regelung gefordert. 
Bestandsdaten in diesem Sinne sind die persönli-
chen Daten der Kunden von Telekommunikations-
anbietern, im Wesentlichen also Telefonnummer, 
Name, Anschrift und Geburtsdatum. 

Ferner hat das Gericht - unseres Erachtens völlig 
zu Recht - kritisiert, dass die bisherige Norm die 
explizite Zuordnung von dynamischen IP-Adressen 

zu ihren Nutzern nicht regelt - ebenso wenig wie 
die Übermittlung von Passwörtern von E-Mail-
Diensten oder von PIN- und PUK-Nummern bei 
Mobiltelefonen. Damit haben die niedersächsi-
schen Gefahrenabwehr- und Verfassungsschutz-
behörden eine wesentliche rechtliche Grundlage 
ihres Handelns verloren.  

Das Bundesverfassungsgericht hat damals aller-
dings auch eine Frist gesetzt, um diesen gesetzes-
technischen Mangel zu beheben, und zwar bis 
zum 30. Juni 2013. Ab diesem Zeitpunkt, meine 
Damen und Herren, bestehen für niedersächsische 
Behörden in Fällen der polizeilichen Gefahrenab-
wehr oder Informationsgewinnung durch Verfas-
sungsschutzbehörden keine Rechtsgrundlagen 
mehr für die Erhebung solcher Bestandsdaten.  

Man sollte meinen, eine Frist von anderthalb Jah-
ren ist genug Zeit, um die Problemstellung zu bera-
ten und eine neue gesetzestechnische Ermächti-
gung zu schaffen, die sowohl den Erfordernissen 
der Sicherheitsbehörden als auch den schutzwür-
digen Belangen der betroffenen Bürgerinnen und 
Bürgern Rechnung trägt. Das ist genug Zeit - vor-
ausgesetzt, man fängt früh genug an.  

Der Eindruck, dass Sie in Ihrer Regierungsverant-
wortung, meine Damen und Herren von der CDU 
und von der FDP, früh genug angefangen hätten, 
drängt sich bei der Bewertung dieses Sachverhal-
tes allerdings nicht gerade auf.  

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Sie sind 
ja neu im Haus!) 

Wir haben jedenfalls Ende Februar dieses Jahres - 
also vor ungefähr 100 Tagen - nichts, aber auch 
gar nichts vorgefunden, was darauf hingedeutet 
hätte, dass Sie sich in den zurückliegenden zwölf 
Monaten Ihrer Regierungsverantwortung auch nur 
ansatzweise mit der Problematik befasst hätten.  

Wenn wir uns, meine Damen und Herren, ebenfalls 
zwölf Monate lang Zeit lassen würden - das sind 
365 Tage, also ungefähr das Vierfache des Zeit-
raums, den Sie heute Vormittag, bemüht kritisch, 
bei uns zu bilanzieren versucht haben -, um die 
erforderlichen Ermächtigungsgrundlagen zu schaf-
fen, dann stünden unsere Polizeibeamtinnen und 
-beamten über ein halbes Jahr lang ohne ein wich-
tiges Werkzeug zur Gefahrenabwehr da. Das wäre 
fatal, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 
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Denn die Bestandsdatenauskunft ist im Alltag un-
serer Sicherheitsbehörden unerlässlich. Sie ver-
pflichtet Telekommunikationsunternehmen, Aus-
kunft über Name und Anschrift eines Anschlussin-
habers zu erteilen, wenn Telefonnummern oder 
E-Mail-Adressen bekannt sind, z. B. bei Fällen von 
Vermissten oder Suizidankündigungen - eben im-
mer dann, wenn es darum geht, Personen aufzu-
finden, um sie vor Gefahren für Gesundheit, Leben 
oder Freiheit zu schützen, oder zur Erkenntnisge-
winnung der Verfassungsschutzbehörden.  

In keinem Fall erhalten die Behörden nach dem 
Gesetzentwurf aber Informationen über konkrete 
Verbindungsdaten, also Auskünfte darüber, wer 
wann mit wem telefoniert hat oder wo sich ein 
Handy zu einem bestimmten Zeitpunkt befunden 
hat. Eine Vorratsdatenspeicherung durch die Hin-
tertür bewirkt dieser Gesetzentwurf also gerade 
nicht, um das hier deutlich zu sagen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Die einzufügenden Regelungen dienen vielmehr 
ausschließlich der Abfrage von Bestandsdaten. 

Meine Damen und Herren, wir geben unseren 
Sicherheitsbehörden mit diesem Gesetz ein wir-
kungsvolles und ausgewogenes Instrument an die 
Hand. Es enthält alle Ermächtigungen, derer es 
bedarf, um Gefahren abzuwehren, um die Freiheit 
und körperliche Integrität von Menschen zu schüt-
zen oder um die Verfassungsschutzbehörden in 
die Lage zu versetzen, die an Kommunikationsvor-
gängen Beteiligten zuordnen zu können.  

Es berücksichtigt aber auch rechtsstaatliche As-
pekte angemessen. Insbesondere trägt es der 
Wahrnehmung des Grundrechts auf informationelle 
Selbstbestimmung umfassend Rechnung, indem 
es die Abfrage von Zugangssicherungscodes und 
die Zuordnung dynamischer IP-Adressen unter 
einen Richtervorbehalt stellt. Und es ist für die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Sicherheits-
behörden aufgrund der enthaltenen Eilkompetenz-
regelung und der weitgehenden Entsprechung mit 
den spezifischen Regelungen der Strafprozess-
ordnung auch praktikabel.  

Schließlich noch etwas zum Verfahren: Es eilt. Es 
eilt, meine Damen und Herren aus den ehemaligen 
Regierungsfraktionen, weil Sie das Gesetz über 
ein Jahr lang liegen gelassen haben. Aber wir sind 
entschlossen, auch dieses Ihrer Versäumnisse zu 
heilen. Wir bringen den Gesetzentwurf heute mit 

der Zielsetzung ein, ihn im Juni-Plenum zu verab-
schieden. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Becker. - Im Rahmen 
der Aussprache in der ersten Beratung hat nun der 
Kollege Thomas Adasch für die CDU-Fraktion das 
Wort. 

Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich will direkt auf den Kollegen Becker eingehen. 
Ich hatte bis vorhin noch die Hoffnung, dass wir 
uns interfraktionell verständigen und hier nicht 
unnötig Polemik und Schärfe in die Diskussion 
gebracht werden. 

(Wiard Siebels [SPD]: Dann lass das 
doch!) 

Wenn Sie richtig informiert wären - Sie sind ja neu 
dabei -, wüssten Sie, dass sich CDU und FDP in 
der Tat schon sehr intensiv mit diesem Thema 
beschäftigt haben. Die Sprecher aus dem Verfas-
sungsschutzausschuss haben heute Vormittag - 
Herr Becker, Sie waren nicht mit dabei - interfrakti-
onell zusammengesessen und über einen gemein-
samen Weg beraten. Offenbar hat man Sie dar-
über nicht informiert. 

(Björn Thümler [CDU]: Na so was!) 

Ich hätte mich gefreut, wenn Sie ein bisschen mehr 
zur Sache gekommen und ein bisschen mehr auf 
die Rechtsproblematik eingegangen wären, anstatt 
hier über Regierungsarbeit zu philosophieren. 

(Beifall bei der CDU) 

Ausgangslage für diesen in der Tat wichtigen und 
drängenden Gesetzentwurf - das ist zu Recht ge-
sagt worden - ist ein Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichtes vom 24. Januar 2012, das uns 
dazu auffordert, das Niedersächsische Gesetz 
über die öffentliche Sicherheit und Ordnung und 
das Niedersächsische Verfassungsschutzgesetz 
der Rechtsprechung anzupassen. 

Die Handlungsmöglichkeiten der Ermittlungsbe-
hörden müssen aus unserer Sicht weiterhin si-
chergestellt werden - ich glaube, darin sind wir uns 
einig. Das Instrument des Abfragens von Be-
standsdaten ist zur Abwendung von Gefahrensitu-

526 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  7. Plenarsitzung am 29. Mai 2013 
 

ationen unbedingt erforderlich. Diese Ermittlungs-
methoden werden beispielsweise bei der Suche 
nach vermissten und suizidgefährdeten Personen 
oder bei der Verfolgung von Straftaten, die die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung gefährden, 
genutzt. Ebenso besteht die Chance auf die Ver-
hinderung von Amokläufen. 

Bisher regelte der § 113 des TKG, dass Telekom-
munikationsdienstleister im Rahmen eines manuel-
len Auskunftsverfahrens dazu verpflichtet sind, die 
nötigen Daten an die Sicherheitsbehörden zu 
übermitteln. Das Bundesverfassungsgericht hat 
festgestellt, dass der § 113 Abs. 1 Satz 1 des Ge-
setzes bei verfassungskonformer Auslegung mit 
dem Grundgesetz vereinbar ist. 

Bei § 113 Abs. 1 Satz 2 muss der Bundesgesetz-
geber die Zugriffrechte hingegen auf den erforder-
lichen Umfang beschränken. Zusätzlich bedarf es 
für den Datenabruf durch eine Sicherheitsbehörde 
einer qualifizierten fachrechtlichen Ermächtigungs-
grundlage. Daher werden die angesprochenen 
Landesgesetze geändert; darüber sind wir uns hier 
im Hause einig, denke ich. Auf diese Weise wird 
hinreichend klar geregelt, gegenüber welchen Be-
hörden die Anbieter konkret zur Datenübermittlung 
verpflichtet sein sollen. 

Durch die Anpassung der Regelungen wird es den 
niedersächsischen Ermittlungsbehörden durch die 
Schaffung der erforderlichen Rechtsgrundlagen 
ermöglicht, auch über den 30. Juni hinaus - das ist 
der wichtige Stichtag - die Berechtigung zur Erhe-
bung von Bestandsdaten zu erhalten. 

Zu § 113 Abs. 1 Satz 2 TKG entschied das Bun-
desverfassungsgericht, dass Zugriffe auf Zugangs-
sicherungscodes von Endgeräten oder Spei-
chereinrichtungen, wie beispielsweise PINs oder 
PUKs, in der momentanen gesetzlichen Ausgestal-
tung mit dem Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung kollidieren und unverhältnismä-
ßig in diesen Schutzbereich eingreifen. Der bishe-
rige Umfang dieser Datenerhebungen sei für eine 
effektive Aufgabenwahrnehmung der Sicherheits-
behörden nicht erforderlich, weshalb die Regelung 
unverhältnismäßige Grundrechtseingriffe zur Folge 
habe. 

Mit der Neuregelung wird die Abfrage von Zu-
gangssicherungscodes an strengere Eingriffsvor-
aussetzungen und Verfahrensregelungen gebun-
den. Eine Abfrage der Daten soll zukünftig nur bei 
Gefahren für Leib, Leben und Freiheit einer Person 
ermöglicht werden. Der Nutzungszweck muss 
folglich stets berücksichtigt werden. Durch die 

rechtliche Normierung wird dieser Vorgang insge-
samt transparenter.  

Zudem wird die Abfrage von Zugangssicherungs-
codes im vorliegenden Gesetzentwurf unter Rich-
tervorbehalt gestellt. Dieser wird allerdings nicht 
vom Bundesverfassungsgericht gefordert. Ein 
Richtervorbehalt ist aus unserer Sicht nur dann 
sinnvoll, wenn der Ermittlungserfolg nicht gefährdet 
wird. - Ich denke hierbei beispielsweise an die 
Suche nach einer suizidgefährdeten Person. Ein 
Richtervorbehalt könnte das Auffinden des Betrof-
fenen unnötig erschweren. 

Für den Verfassungsschutz sollen vergleichbare 
Regelungen getroffen werden. Hier wird für ein 
Auskunftsverlangen die Anordnung des Fachminis-
ters oder die Zustimmung der G 10-Kommission 
verlangt. 

In diesen Punkten besteht für die CDU-Fraktion 
noch Beratungsbedarf, während die grundlegen-
den Ziele der Gesetzesanpassung selbstverständ-
lich unterstützt werden. 

Die Auskunft über die Zuordnung dynamischer 
Internetprotokolladressen bedarf ebenso einer 
normenklaren Regelung. Der Abruf von Bestands-
daten und Zugangssicherungscodes anhand von 
dynamischen IP-Adressen soll unter einen Richter-
vorbehalt gestellt werden und lediglich zur Abwehr 
von Gefahren für Leib, Leben und Freiheit einer 
Person zum Einsatz kommen. Mit dem vorliegen-
den Änderungsgesetz werden die notwendigen 
Rechtsanpassungen vorgenommen, sodass die 
dynamischen IP-Adressen nach der Übergangsfrist 
weiterhin abgerufen werden können. 

Über die bisherigen Ausführungen herrscht weit-
gehende Einigkeit zwischen den Fraktionen. Aller-
dings gibt es noch einen Punkt, bei dem die CDU-
Fraktion weiteren Beratungsbedarf sieht: Der Ord-
nungsbegriff findet im vorliegenden Entwurf keine 
Erwähnung mehr; es wird lediglich der Begriff der 
öffentlichen Sicherheit gebraucht. 

Insgesamt sorgen die dargestellten Änderungen 
aber für die Umsetzung der Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts bezüglich der qualifizierten 
Rechtsgrundlagen zur Erhebung von Bestandsda-
ten. Dies gilt auch für die Verwendung dynami-
scher Internetprotokolladressen und die Abfrage 
von Zugangssicherungscodes. 

Da die CDU - Herr Kollege Becker, da muss ich 
Ihnen noch einmal widersprechen - maßgeblich an 
der Erarbeitung des vorliegenden Änderungsge-
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setzes mitgewirkt hat, herrscht weitgehende Einig-
keit über die Regelungstatbestände. 

Wir freuen uns auf die Beratung im Innenaus-
schuss. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Auch Ihnen, Herr Kollege Adasch, herzlichen 
Dank. - Im Rahmen der Beratung hat jetzt der Kol-
lege Jan-Christoph Oetjen von der FDP-Fraktion 
das Wort. 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Sowohl von Herrn Kollegen Becker als auch 
von Herrn Kollegen Adasch ist angesprochen wor-
den, dass diese Gesetzesnovelle auf einem Bun-
desverfassungsgerichtsurteil vom Januar 2012 
basiert. Das Gericht hat uns eine Frist bis zum 
30. Juni dieses Jahres gesetzt, dieses Urteil um-
zusetzen und das Gesetz zu ändern. 

Herr Kollege Becker, Sie sind neu in diesem Hau-
se. Aber bevor Sie hier fragen, warum CDU und 
FDP dieses Gesetz in der letzten Wahlperiode 
nicht mehr geändert haben, sollten Sie selbst über-
legen, welche Gründe es dafür gegeben haben 
mag. Am Ende jeder Wahlperiode stauen sich die 
Gesetzentwürfe. Wir alle wissen, dass der Gesetz-
gebungs- und Beratungsdienst dann unter dem 
Programm ächzt, das im Parlament noch vor der 
Wahl umgesetzt werden soll. Insofern hat dieser 
Gesetzentwurf zurückgestanden, weil wir noch bis 
zum 30. Juni Zeit haben. Ich bitte da um Verständ-
nis. Aber es ist bei Weitem nicht so, dass sich 
CDU und FDP nicht mit diesem Punkt beschäftigt 
hätten. Das hat der Kollege Adasch gerade sehr 
richtig ausgeführt.  

Jetzt liegt der Gesetzentwurf vor. Sie setzen das 
Bundesverfassungsgerichtsurteil um. Das findet 
selbstverständlich die Zustimmung der FDP-Land-
tagsfraktion. Deswegen kann ich grundsätzlich 
schon jetzt Zustimmung zu dem Gesetzentwurf 
signalisieren. Denn wir stimmen bei den Rege-
lungsinhalten natürlich überein.  

Auch die über das Bundesverfassungsgerichtsur-
teil hinausgehenden Richtervorbehalte, die Sie ein-
führen, insbesondere für die Abfrage von PINs und 
PUKs auf der einen Seite und für die Abfrage dy-
namischer IP-Adressen auf der anderen Seite, 

finden unsere inhaltliche Zustimmung. Von daher 
haben Sie auch da die FDP-Fraktion an Ihrer Sei-
te.  

Wir alle wissen, dass die Strafverfolgungsbehör-
den diese Instrumente brauchen. Deswegen sind 
auch wir der Ansicht, dass einer zügigen Beratung 
im Innenausschuss nichts entgegensteht und wir 
dieses Gesetz hoffentlich im Juni in diesem Hause 
verabschieden können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, bei der CDU und 
bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Ich erteile das Wort dem Kollegen Belit Onay von 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Belit Onay (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Das Fernmelde- und 
Telekommunikationsgeheimnis bildet die Grundla-
ge einer freiheitlichen Informationsgesellschaft. 
Insofern ist dieses Thema ein sehr sensibles, ein 
sehr wichtiges. Man mag verstehen, dass es zum 
Ende der letzten Legislaturperiode hin Engpässe 
gegeben hat. Dennoch hätte man sich schon ge-
wünscht, dass man sich eines so wichtigen The-
mas annimmt. Aber vielleicht ist es gar nicht so 
schlimm, dass wir das jetzt machen. 

(Zustimmung von Ina Korter [GRÜNE]) 

Das Internet hat durch seine massenhafte und 
insbesondere mobile Benutzung - wir vergnügen 
uns hier oft mit unseren Smartphones, iPads und 
Tablet-PCs - massiv an Bedeutung gewonnen. 
Das Bundesverfassungsgericht hat diese Auffas-
sung durch die Formulierung eines Grundrechts 
auf Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integri-
tät informationstechnischer Systeme sowie die 
Entscheidung zur Vorratsdatenspeicherung unter-
strichen.  

Um die Sensibilität dieses Themas noch einmal 
hervorzuheben, ist es vielleicht sinnvoll, sich die 
Entscheidung und die Begründung des Bundesver-
fassungsgerichts noch einmal anzuschauen. Herr 
Adasch hat das schon richtig dargestellt.  

Der Zugriff auf Bestandsdaten wird seit 2004 so-
wohl im Telekommunikationsgesetz als auch in 
den jeweiligen Fachgesetzen für die zugreifenden 
Sicherheitsbehörden geregelt. In Klagen vor dem 
Bundesverfassungsgericht wurden 2005 explizit 
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nur Normen des Telekommunikationsgesetzes 
angegriffen. Das Bundesverfassungsgericht ent-
schied dann, wie Sie alle wissen, im Januar 2012 
sowohl über die angegriffenen Normen des Tele-
kommunikationsgesetzes als auch mittelbar über 
die einschlägigen Fachgesetze. Es hat uns eine 
Frist bis zum 30. Juni 2013 gesetzt. Bis dahin 
muss die Umsetzung stehen. 

Das Urteil sieht mit Ausnahme des Zugriffs auf 
dynamische IP-Adressen den Zugriff auf Be-
standsdaten als nicht von Artikel 10 des Grundge-
setzes, sondern von Artikel 2 Abs. 1 erfasst. Die 
Erhebungs- und Speicherungspflicht nach § 111 
des Telekommunikationsgesetzes sowie die Pflicht 
zur Bereitstellung über automatisierte Schnittstel-
len wurden für verfassungsgemäß erklärt. Aller-
dings wurde eine Beobachtungspflicht für die Ein-
führung des Internetprotokolls Version 6 statuiert.  

§ 113 Abs. 1 des Telekommunikationsgesetzes 
wird insofern verfassungskonform ausgelegt, als 
erstens nur eine Verbindung mit einer fachgesetz-
lichen Norm eine Auskunftspflicht der Provider zu 
begründen vermag; das ist das sogenannte Dop-
peltürmodell. Zweitens ist die Abfrage auf Fälle mit 
konkreter Gefahr und Anfangsverdacht zu be-
schränken. Drittens wird keine Rechtsgrundlage für 
Zugriffe auf dynamische IP-Adressen dargestellt.  

§ 113 Abs. 1 Satz 2 regelt den Zugriff auf soge-
nannte Zugangscodes, sogenannte PINs und 
PUKs. Dies wurde vom Bundesverfassungsgericht 
für verfassungswidrig - nicht für nichtig - erklärt, 
weil der Zugriff auf Daten unabhängig von den 
Voraussetzungen für deren Nutzung eröffnet wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Ge-
setzentwurf liegt Ihnen vor. Wir haben verfolgen 
können, wie sich das im Bundestag entwickelt hat. 
Dort war die Entwicklung in Sachen Datenschutz 
leider eher ein Armutszeugnis. Deshalb auch mein 
Statement zu Beginn: Es ist, glaube ich, besser, 
dass Rot-Grün das jetzt macht. 

Wir haben den Richtervorbehalt, wir haben die 
Eingriffsschwelle. Wir haben die Abfrage von der 
Abwehr konkreter Gefahren für die öffentliche Si-
cherheit abhängig gemacht. Wir haben strengere 
Eingriffsvoraussetzungen für die Abfrage von IP-
Adressen und Zugangssicherungscodes wie PINs 
und PUKs gewählt. Die Datenschutzmaßnahmen, 
die hier vorgesehen sind, gehen deutlich über das 
hinaus, was das Bundesverfassungsgericht in der 
Entscheidung vom 24. Januar 2012 gefordert hat.  

Diese Leistung ist, glaube ich, erwähnenswert, 
auch in der 100-Tage-Bilanz. 

Insofern freue ich mich auf die Diskussion im Aus-
schuss. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Zu einer Kurzintervention hat der Kollege Adasch 
von der CDU-Fraktion das Wort. 

Thomas Adasch (CDU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich kann wirklich nahezu alles von dem unter-
schreiben, was Sie hier gesagt haben.  

Aber wir müssen hier dem von Ihnen erweckten 
Eindruck entgegensteuern, es habe erst rot-grüner 
Anstrengungen bedurft, um hier inhaltlich voranzu-
kommen. Lassen Sie mich darauf aufmerksam 
machen, dass andere Bundesländer, auch CDU-
geführte, in dem gleichen Sinne beraten und be-
schließen, wie wir das hoffentlich tun werden.  

Insofern war der Hinweis, es habe erst Rot-Grün 
bedurft, aus meiner Sicht überflüssig.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Der Kolleg Onay möchte erwidern. Bitte, Sie haben 
das Wort. 

Belit Onay (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Herr Adasch, ich will 
jetzt keine parteipolitischen Gräben aufreißen. Wir 
haben hier größtenteils Konsens. Ich glaube, wir 
werden uns im Ausschuss einigen können.  

Aber es war schon etwas verwunderlich, dass der 
Gesetzentwurf nicht mehr in der alten Wahlperiode 
eingebracht wurde. Herr Thümler hat den Slogan 
„Liegen lassen. Später machen.“ geprägt. Hier wird 
sichtbar, dass es auch bei Schwarz-Gelb zum 
Schluss solche Züge gegeben hat.  

Ich freue mich auf die Ausschusssitzung. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 
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Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Meine Damen und Herren, für die Landesregierung 
hat jetzt Herr Innenminister Pistorius das Wort. 
Bitte schön, Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren Abgeordneten! Die Bestands-
datenabfrage ist, wie wir wissen, kein neues In-
strument, weder bei der Polizei noch beim Verfas-
sungsschutz. Sie ist schon gegenwärtig ein ganz 
extrem wichtiges, vielfach eingesetztes und ganz 
wesentliches Mittel, das häufig den einzigen An-
satz zur Gewinnung erforderlicher Kenntnisse dar-
stellt. Ich will kurz zwei, drei Beispiele nennen, die 
das verdeutlichen. 

So geht es beispielsweise um die Aufklärung ext-
remistischer Straftaten, um die Verhinderung von 
Suiziden und Amokläufen sowie um das Auffinden 
von vermissten Personen. 

Konkret geht es dabei beispielhaft um Fälle wie 
diese: 

Für ein im Geheimen vorbereitetes Rechtsrock-
konzert - wie wir gerade lernen, nimmt die Zahl 
erfreulicherweise ab - wird anonym per SMS ge-
worben; über den Anschlussinhaber können wir 
Erkenntnisse über Veranstalter, Veranstaltungsort 
und Zeitpunkt gewinnen und entsprechend agie-
ren. 

Aus einem dschihadistischen Netzwerk im Ausland 
heraus findet regelmäßiger Kontakt zu einem deut-
schen Telefonanschluss statt. Über den An-
schlussinhaber können wir Kontakte und Verbin-
dungen dieses Netzwerks in die Bundesrepublik 
Deutschland ermitteln. Das ist ein ganz wichtiger 
und oft der einzige zentrale Ermittlungsansatz. 

Ein Beispiel aus einem ganz anderen Bereich: Ein 
Minderjähriger wird nach einem Streit im Eltern-
haus als vermisst gemeldet; es bestehen Anhalts-
punkte, dass auf dem zurückgelassenen Mobiltele-
fon Daten gespeichert sind, die Aufschluss über 
seinen Aufenthaltsort geben. 

Ein letztes Beispiel: In einem Internet-Chat kündigt 
eine - selbstverständlich unter einem Pseudonym 
auftretende - Person an, sich töten zu wollen. Die 
Zuordnung der IP-Adresse liefert einen Ansatz-
punkt für die rechtzeitige Verhinderung dieses 
Suizids. 

In solchen Fällen, beispielhaft aufgezählt, ist die 
Bestandsdatenabfrage zur Aufdeckung extremisti-

scher Strukturen und zur Gefahrenabwehr ein 
geeignetes und wirksames Mittel, das - auch das 
ist vom Bundesverfassungsgericht hervorgehoben 
worden - nur in sehr geringem Maße in die Rechte 
der betroffenen Personen überhaupt eingreift. 

Was geschieht bei einer Bestandsdatenabfrage? 
Auf Anforderung der Polizei oder des Verfas-
sungsschutzes ist ein Telekommunikationsunter-
nehmen verpflichtet, Auskunft über die sogenann-
ten Bestandsdaten eines Telekommunikationsteil-
nehmers zu geben. Das sind genau die Daten, die 
für die Begründung oder inhaltliche Ausgestaltung 
eines Vertragsverhältnisses über Telekommunika-
tionsdienste erforderlich sind. Hierzu zählen - es 
wurde schon aufgezählt - Name, Anschrift, Tele-
fonnummer, Anschlussnummer, Passwörter, PIN 
und PUK.  

Um es nochmals deutlich zu machen, weil das in 
der öffentlichen Diskussion der vergangenen Mo-
nate bisweilen einen etwas unglücklichen Zungen-
schlag erhalten hat: Es geht bei diesen Abfragen 
weder um die Überwachung von Gesprächsinhal-
ten noch um eine Auswertung des Telekommuni-
kationsverhaltens noch der Daten und schon gar 
nicht um eine Ortung von mobilen Telefonen, Lap-
tops oder dergleichen. Vielmehr gleicht die Be-
standsdatenabfrage in etwa der Telefonbuchaus-
kunft mit der berühmten Reverse-Suche, die wir 
von früher noch kennen. 

Eine Neuregelung der Bestandsdatenabfrage ist 
erforderlich - auch das haben wir schon gehört -, 
weil das Bundesverfassungsgericht vor fast ein-
einhalb Jahren entschieden hat, dass eine Befug-
nis in den jeweiligen Fachgesetzen des Bundes 
und der Länder zu regeln ist. Die bisherige Praxis, 
nach der Bestandsdatenabfragen allein auf das 
Telekommunikationsgesetz des Bundes gestützt 
werden, ist nicht mit der Verfassung vereinbar und 
darf nur noch für eine Übergangszeit bis Mitte des 
Jahres fortgeführt werden.  

Ich kann, weil ich nicht dabei war, nicht beurteilen, 
was im Parlament und in den Ausschüssen bera-
ten worden ist. Im Innenministerium hat es jeden-
falls keinen Entwurf gegeben, der sich damit be-
fasst hätte, diese Auflage des Bundesverfas-
sungsgerichts rechtzeitig umzusetzen.  

(Johanne Modder [SPD]: Aha!) 

Ich will das sehr deutlich sagen und mich bei den 
Regierungsfraktionen dafür bedanken, dass sie 
diesen Entwurf eingebracht haben, damit wir die 
verbleibende kurze Zeit bis zum 30. Juni nutzen 
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können und das Gesetz rechtzeitig in Kraft tritt. 
Vielen Dank dafür. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Der vorliegende Gesetzentwurf - das ist deutlich 
geworden - setzt die Vorgaben um. Das ist bereits 
im Einzelnen ausgeführt worden. Ich will das nicht 
alles wiederholen. Wir berücksichtigen die Vorga-
ben, und ich sehe den Beratungen mit Interesse 
entgegen. 

Vielen Dank für die bisher gezeigte Kooperations-
bereitschaft. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen mir im Rahmen der Aussprache nicht vor. 
Deswegen kann ich die Beratung schließen. 

Wir kommen zur Ausschussüberweisung. 

Ich darf Sie darauf hinweisen, dass entgegen der 
Angabe in der ausgedruckten Tagesordnung die 
Mitberatung des Ausschusses für Angelegenheiten 
des Verfassungsschutzes nicht beschlossen wer-
den soll. Das hängt auch damit zusammen - darauf 
haben sich die Parlamentarischen Geschäftsführer 
geeinigt -, dass er erst nach dem Ältestenrat tagt. 
Eine Mitberatung ist möglich, wenn der Innenaus-
schuss das beschließt und es zeitlich eingerichtet 
werden kann; das Ganze ist aber mit dem Ziel 
verbunden, die Beratungen so abzuschließen, 
dass die zweite Beratung des Gesetzentwurfs im 
Juni-Plenum erfolgen kann.  

Deswegen stimmen wir über die Ausschussüber-
weisung wie folgt ab: Federführend soll der Aus-
schuss für Inneres und Sport sein, mitberatend die 
Ausschüsse für Rechts- und Verfassungsfragen 
und für Haushalt und Finanzen. Wer das unter-
stützt, den bitte ich um das Handzeichen. - Die 
Ausschussüberweisung ist ausreichend unter-
stützt. Damit ist so beschlossen. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 8: 
Erste Beratung: 
Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der 
Ladenöffnungszeiten in Niedersachsen - Ge-
setzentwurf der Fraktion der FDP - Drs. 17/179  

Die Einbringungsrede hält für die FDP-Fraktion die 
Kollegin Gabriela König, der ich das Wort erteile. 

Gabriela König (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das 
niedersächsische Ladenöffnungsgesetz ist im Ver-
hältnis zu den Gesetzen der uns umgebenden 
Bundesländer stark eingeschränkt. In Hamburg, 
Hessen, Nordrhein-Westfalen, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen-Anhalt sowie Schleswig-Hol-
stein gelten Ladenöffnungszeiten, die liberaler sind 
als die in Niedersachsen. Allein schon deshalb ist 
es an der Zeit, eine Harmonisierung und Flexibili-
sierung zu erwirken. 

Es ist doch absurd, dass man rund um die Uhr 
alles im Netz bestellen kann und gleichzeitig bei-
spielsweise der Verkauf von Brötchen, Zusatz- 
oder Geschenkartikeln gerade am Sonntag gesetz-
lich stark eingeschränkt bzw. verboten ist. Keinem 
ist zu erklären, dass Blumen am Sonntag verkauft 
werden dürfen, Blumentöpfe, Blumenerde oder 
Dekoartikel dagegen nicht. 

(Beifall bei der FDP) 

Warum sollten wir uns auf den Verkauf von Blu-
men und Pflanzen in kleinen Mengen und auf 
höchstens drei Stunden beschränken? Warum 
können wir nicht den Verkauf von Blumen und 
Pflanzen und den Verkauf von Blumenerde, Rank-
hilfen, Übertöpfen, Dekorations- und Geschenkar-
tikel für fünf Stunden ermöglichen, erst recht, wenn 
sie im direkten Zusammenhang mit der frischen 
Ware stehen? 

Es ist ebenfalls keinem zu erklären, dass unbeleg-
te Brötchen nur für drei Stunden beim Bäcker zu 
erwerben sind, belegte Brötchen aber den ganzen 
Tag, beispielsweise in einer Konditorei - dort dafür 
aber keine unbelegten. Da wiehert meines Erach-
tens der Amtsschimmel. 

In Hamburg kann man beispielsweise sein Fahr-
zeug am Sonntag sechs Stunden waschen, in 
Niedersachsen überhaupt nicht. Man kann es im 
Rahmen der Erhaltung und Wiederherstellung der 
Fahrbereitschaft aussaugen, ja, man kann es be-
tanken - wobei mir nicht ganz klar ist, warum ein 
Auto, das nicht ausgesaugt werden kann, nicht 
trotzdem fahrbereit sein sollte. 

Nehmen wir einmal das Beispiel einer Tankstelle in 
Hamburg-Neugraben. Waschen kann man da. 
Sieben Kilometer weiter, in Niedersachsen, in Neu 
Wulmstorf, darf man es nicht. - Was für eine Will-
kür! 
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Die Beschränkung des Sortimentkatalogs für den 
Sonntagsverkauf muss deshalb vernünftig ange-
passt werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Schauen wir also noch einmal zu unseren Nach-
barn hinüber. Nordrhein-Westfalen, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein 
- alle öffnen sonntags fünf Stunden, ohne jede 
Beschränkung. Hamburg öffnet fünf Stunden au-
ßer Ostersonntag, Pfingstsonntag und dem Zwei-
ten Weihnachtsfeiertag. Hessen öffnet sogar sechs 
Stunden, außer dem Ostersonntag, Pfingstsonntag 
und dem Ersten Weihnachtsfeiertag sowie Karfrei-
tag und Fronleichnam. 

Wir wollen hier in Niedersachsen nicht mehr und 
nicht weniger als unsere Anrainerländer. Wir wol-
len nebenbei auch die Angriffsfläche für Wettbe-
werbsverbände und deren Klagemöglichkeiten re-
duzieren. Das sind wir unseren Unternehmen hier 
in Niedersachsen schuldig. Deshalb wollen wir 
diese Harmonisierung und Flexibilisierung. Wir 
wollen Ladenöffnungszeiten wie die anderen auch. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich bitte Sie deswegen, im Rahmen der Realitäten, 
die in anderen Bundesländern längst bestehen, 
und im Sinne einer Kunden- und Wirtschafts-
freundlichkeit in Niedersachsen die Änderung des 
Ladenschlussgesetzes zu verfolgen, nicht mehr 
und nicht weniger. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank für die Einbringung, Frau Kollegin 
König. - Im Rahmen der Beratung hat für die SPD-
Fraktion der Kollege Holger Ansmann das Wort. 
Bitte sehr, Herr Kollege! 

Holger Ansmann (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Über Änderungen im Nieder-
sächsischen Gesetz über Ladenöffnungs- und Ver-
kaufszeiten ist auch in der vergangenen, der 
16. Wahlperiode des Niedersächsischen Landta-
ges immer wieder und ausführlich gesprochen 
worden, zuletzt in der 145. Plenarsitzung am 26. 
September 2012. Ein Schwerpunkt war dabei im-
mer die Diskussion über den besonderen Schutz 
des Sonntags.  

Die unterschiedlichen Meinungen und Positionen 
sind somit sowohl hier im Landtag als auch bei den 
betroffenen Akteuren wie Kirchen, Verbänden und 
Gewerkschaften bekannt. Als neu gewählter Land-
tagsabgeordneter verwundert es mich daher schon 
sehr, dass bei eigentlich ausdiskutierten Positio-
nen dieser Gesetzentwurf von der Fraktion der 
FDP in den Landtag eingebracht wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Es handelt sich hier offenbar um den Versuch, alte 
Positionen, die in der Regierungsverantwortung 
nicht durchsetzbar waren, in der Opposition am 
Leben zu erhalten. Das hat allerdings nichts mit 
Modernisierung zu tun, wie in der Überschrift des 
Gesetzentwurfs zu lesen ist, sondern mit einer 
politischen Haltung, die eine Debatte von gestern 
führt und rückwärts gewandt eine kleine Minderheit 
bedient und sich nicht an den Interessen der 
Mehrheit Tausender in dieser Branche beschäftig-
ter Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer orientiert. 
Solch eine Politik werden wir nicht zulassen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Schon im Jahr 2007, als die damalige CDU/FDP-
Landesregierung eine deutliche Ausweitung der 
Ladenöffnungs- und Verkaufszeiten mit ihrer politi-
schen Mehrheit durchgesetzt hat, war dies nur 
gegen den massiven Widerstand einer nicht alltäg-
lichen Allianz, bestehend aus Kirchen, Gewerk-
schaften, Kommunen, Einzelhandelsbetrieben so-
wie Sozial- und Familienverbänden, möglich. 

Warum kam dieser Widerstand zustande? - Ver-
längerte Öffnungszeiten - so die belegbare Er-
kenntnis - helfen den großen Supermarktketten 
dabei, kleinere Einzelhandelsgeschäfte vom Markt 
zu verdrängen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Damit verschlechtert sich die Versorgung vor allem 
im ländlichen Raum sowie in den Randlagen von 
Städten. Die Ausweitung von Ladenöffnungszeiten 
hat massive negative Auswirkungen auf die Ar-
beitssituation der im Einzelhandel Beschäftigten, 
und das sind nach wie vor überwiegend Frauen in 
Teilzeit- und Minijobs. Die Flexibilisierung der Ar-
beitszeiten hat kaum zu Umsatzsteigerungen ge-
führt. Die Kunden verteilen sich nur über einen 
längeren Zeitraum. Der Euro kann eben nur einmal 
ausgegeben werden. 

(Zustimmung bei der SPD) 
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Gerade aktuell hat der Landessportbund darauf 
hingewiesen - immerhin hat er 2,8 Millionen Mit-
glieder -, dass die identitätsstiftende und integrie-
rende Kraft des Sports nachhaltig geschwächt 
wird, wenn zunehmend mehr Menschen eine re-
gelmäßige Teilnahme am Übungs- und Wett-
kampfbetrieb aufgrund veränderter Arbeitszeiten 
nicht mehr möglich ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Gesetzentwurf sieht eine Verlängerung der 
Öffnungszeit an Sonntagen von drei auf fünf Stun-
den vor. Das ist nicht nur nicht nötig, sondern er-
kennbar auch nicht das angestrebte Ziel, hat die 
FDP in der Vergangenheit doch schon acht Stun-
den als sinnvoll angesehen und eingebracht. Diese 
Salamitaktik ist von uns erkannt worden und wird 
nicht mitgemacht.  

(Christian Dürr [FDP]: Sie müssen ja 
nicht aufmachen! Das ist doch kein 
Öffnungszwang!) 

Dass die FDP schon vor der heutigen Beratung 
durch Herrn Dürr erklärt, dass die CDU ihre Zu-
stimmung signalisiert habe, überrascht 

(Christian Dürr [FDP]: Das habe ich 
nicht gesagt!) 

- ich zeige Ihnen den entsprechenden Zeitungs-
ausschnitt; auch Sie bringen sonst ja immer aktuel-
le Pressemeldungen mit in den Landtag -, 

(Christian Dürr [FDP]: Ich möchte 
gern wissen, wo das steht! Das ist 
doch falsch!) 

hat die CDU doch die besondere Schutzbedürftig-
keit des Sonntags in der Vergangenheit in vielen 
Debatten gemeinsam mit uns erklärt. Unsere Posi-
tion ist deutlich und klar: Drei Stunden am Sonntag 
sind ausreichend, um frische Brötchen einzukau-
fen. Dazu braucht man nur ein bisschen früher 
aufzustehen. Ausflüge am Sonntag sollen vorwie-
gend der Erholung dienen. Darüber hinaus gibt es 
für das Shoppen am Sonntag genügend Ausnah-
meregelungen. Wer meint, am Sonntag Videos 
gucken zu müssen, hat für deren Besorgung an 
sechs Wochentagen ausreichend Zeit. 

(Zuruf von Gabriela König [FDP]) 

Und das Auto am Sonntag waschen? - Lassen Sie 
uns den Sonntag zur Entschleunigung nutzen. 
Beschleunigung haben die Menschen bei den heu-
tigen Arbeitsbedingungen an den anderen sechs 
Tagen der Woche genug. 

Meine Damen und Herren, das Bundesverfas-
sungsgericht hat 2009 in seiner Grundsatzent-
scheidung zum Berliner Ladenöffnungsgesetz aus-
drücklich festgestellt, dass ein bloß wirtschaftliches 
Umsatzinteresse der Verkaufsstelleninhaber und 
ein alltägliches Erwerbsinteresse potenzieller Käu-
fer keine Ausnahmen vom Schutz der Sonntagsru-
he rechtfertigen würden. Lassen Sie uns somit den 
Sonntag auch zukünftig als einen unter dem be-
sonderen Schutz von Staat und Gesellschaft ste-
henden Tag der Erbauung und Erholung erhalten! 

(Beifall bei der SPD) 

Wir alle kennen den Begriff der Sonntagsruhe. 
Diese Verbindung gibt es an den anderen Tagen 
der Woche nicht. Der Sonntag dient der Familie 
und den Freunden, in Anbetracht der heutigen 
Gedenkveranstaltung insbesondere auch den aus-
ländischen Freunden, dem Abschalten und dem 
Kirchgang. Wir möchten nicht wieder die Allianz 
Niedersachsen, die Allianz von kirchlichen Organi-
sationen, den Sportverbänden und den Gewerk-
schaften auf das parlamentarische Parkett rufen.  

Wir gehen gern auch gegenüber anderen Bundes-
ländern mit gutem Beispiel voran. Wir wollen, dass 
der Sonntag das bleibt, was er immer war - ein 
besonderer Tag. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege Ansmann, wir bedanken uns auch bei 
Ihnen. Das war Ihre erste Rede hier im Hause. 
Herzliche Gratulation dazu! 

(Beifall bei der SPD) 

Im Rahmen der Beratung hat jetzt für die CDU-
Fraktion die Kollegin Annette Schwarz das Wort. 
Bitte schön, Frau Kollegin! 

Annette Schwarz (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
FDP hat mit dem Titel „Modernisierung der Laden-
öffnungszeiten in Niedersachsen“ und der Artikula-
tion in der Öffentlichkeit, dass das geltende Gesetz 
antiquiert sei, ein sehr deutliches Zeichen gesetzt.  

Ich habe dabei überlegt und mich gefragt: Wann 
haben wir die letzte Novelle verabschiedet? - Das 
war vor gut anderthalb Jahren. Ich habe dann 
überlegt, wie alt ich eigentlich selbst bin. Ich habe 
gedacht: Hm, dann bist du ganz schön antiquiert. 
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Meine Damen und Herren, sehen wir uns den Ge-
setzentwurf der FDP einmal etwas näher an und 
fragen uns, was der FDP vorschwebt! Sie möchte, 
dass an Sonntagen statt drei künftig fünf Stunden 
lang geöffnet werden kann. Die Reduktion der 
Öffnungszeiten in den Ausflugs-, Kur- und Erho-
lungs- bzw. Wallfahrtsorten von acht auf fünf Stun-
den ist, so denke ich, eher ein Flüchtigkeitsfehler, 
der Ihnen unterlaufen ist und mit Sicherheit noch 
geändert wird. In Ihrem Wahlprogramm und im 
Wahlkampf haben Sie selbst betont, dass Sie die 
dreistündige Öffnungszeit an Sonntagen auf acht 
Stunden ausdehnen wollen. 

Meine Damen und Herren, die grundsätzliche Ver-
einfachung bzw. Vereinheitlichung der Öffnungs-
zeiten mag für den Verwaltungsvollzug von Vorteil 
sein. Aber: Die Abwägung der verfassungsrechtli-
chen Verankerung des Sonn- und Feiertagsschut-
zes ist die Herausforderung per se; das wissen 
Sie. Ein geändertes Konsumverhalten ist nicht 
zwingend ein hinreichender Grund für die Aushöh-
lung des Sonn- und Feiertagsschutzes. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns noch 
einmal einen Blick auf das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts vom 9. Juni 2004 werfen! Es 
weist eindeutig darauf hin, dass eine bundesein-
heitliche Regelung des Ladenschlusses für die 
Herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen 
und Lebensverhältnisse im Bundesgebiet und für 
die Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im 
gesamtstaatlichen Interesse nicht erforderlich ist. 
Wenn also in benachbarten Bundesländern andere 
Regelungen bestehen, muss Niedersachsen diese 
nicht zwingend aufnehmen. 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und 
bei den GRÜNEN) 

Sonst hätten wir wieder ein Bundesrecht wie vor 
2006, als es letztendlich zentral geregelt war. 

Stadtstaaten inmitten eines Flächenlandes wie 
Niedersachsen würde ich ungern als Vergleich 
heranziehen. Wenn von unserer Kollegin König die 
Verhältnisse in Mecklenburg-Vorpommern oder 
Nordrhein-Westfalen dargestellt werden, ist zu 
sagen, dass es dort auch Restriktionen gibt, die wir 
im Gesetz nicht verankert haben. Nordrhein-
Westfalen hat für Autowaschanlagen keine Sonn-
tagsöffnung vorgesehen, und in Mecklenburg-Vor-
pommern sind die Sonntagsöffnungsmöglichkeiten 

erheblich stärker eingeschränkt, als es bislang in 
Niedersachsen der Fall ist.  

Erste Reaktionen auf den Gesetzentwurf der FDP 
hat es bereits gegeben. Der Landessportbund ist 
von unserem Kollegen Ansmann mit angeführt 
worden. Ich würde allerdings aus dem Schreiben 
einen Satz besonders hervorheben. Dort wird dar-
auf hingewiesen, dass das Engagement im Ehren-
amt, das gemeinsame Sporttreiben und ein aktives 
Vereinsleben auf freie Sonn- und Feiertage ange-
wiesen sind. Ich glaube, das ist der Kernsatz, der 
nicht außer Acht gelassen werden sollte. 

(Zustimmung bei der CDU, bei der 
SPD und bei den GRÜNEN - Holger 
Ansmann [SPD]: Richtig!) 

Kirchen und Sozialverbände haben in der Vergan-
genheit wie auch aktuell in aller Deutlichkeit auf ein 
Ruhebedürfnis und auf eine gesellschaftsverträgli-
che Vertaktung des Arbeitslebens hingewiesen. 
Dabei nimmt der Sonntag immer noch, wenn nicht 
sogar wieder eine stärkere Rolle ein. 

Wir fragen uns schon, warum eine Änderung des 
Gesetzes in der Fassung vom Oktober 2011 erfor-
derlich ist. Nicht nur uns geht es so, sondern auch 
der Hauptgeschäftsführer des Handelsverbandes 
Niedersachsen-Bremen, Herr Thiemann, äußerte 
sich überrascht vom Vorstoß der FDP. Ich darf 
dabei aus dem Kurier am Sonntag  - das ist die 
Sonntagausgabe des Weser Kuriers - vom 26. Mai 
2013 zitieren. Gleichlautend war es auch in der 
HAZ nachzulesen. Er wird folgendermaßen zitiert:  

„Wir sind über diese Initiative überrascht, da 
es aus den Kreisen des Handels keine 
Stimmen gab, die eine Änderung des bishe-
rigen und in seiner Struktur bewährten La-
denöffnungszeitengesetzes in Niedersach-
sen forderten.“ 

Meine Damen und Herren, sicher: Nicht nur in 
Niedersachsen wurde in den vergangen Jahren 
der Ladenschluss heiß diskutiert. Wenn aber die 
aktuelle Regelung als ein gangbarer Kompromiss 
bezeichnet wird und die recht weitreichenden ge-
nerellen Ausnahmen für Bäcker und den Einzel-
handel in Bahnhöfen und dergleichen mehr von 
den Praktikern als ausreichend erachtet werden, 
dann hat Schwarz-Gelb mit Beteiligung der SPD im 
Herbst 2011 etwas Brauchbares auf den Weg ge-
bracht. Das muss nicht nach eineinhalb Jahren 
grundsätzlich infrage gestellt werden.  
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(Zustimmung bei der CDU, bei der 
SPD und bei den GRÜNEN - Norbert 
Böhlke [CDU]: Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, wir haben die Möglich-
keit, diese Fragen im federführenden Ausschuss 
für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Mi-
gration mehr oder weniger ausreichend zu erör-
tern. Dort können die Form der Anhörung sowie 
die Eignung des vorliegenden Entwurfs geklärt 
werden, um die genannten Vollzugsprobleme 
eventuell lösen zu können. 

Mitberatend ist der Ausschuss für Rechts- und 
Verfassungsfragen. Ich möchte hier beantragen, 
dass auch der Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr in die Mitberatung miteinbezogen wird. Es 
würde mich freuen, wenn das Unterstützung finden 
würde.  

Danke.  

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und 
bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Zu dem letzten Vorschlag würde ich die Parlamen-
tarischen Geschäftsführer bitten, untereinander 
abzuklären, ob das tatsächlich hier beschlossen 
werden soll oder ob der federführende Ausschuss 
nicht von dem Recht, den Gesetzentwurf zur Mit-
beratung zu überweisen, Gebrauch machen sollte, 
was eigentlich das übliche Verfahren wäre. Ich 
bitte um kurze Rückmeldung, ob das tatsächlich 
hier beschlossen werden soll.  

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist noch nicht 
dran gewesen. Der Kollege Thomas Schremmer 
hat für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das 
Wort. 

Thomas Schremmer (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Was diesen Gesetzentwurf angeht, 
bin ich ausnahmsweise mal stramm auf CDU-Linie. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

Das wird sicherlich nicht so oft vorkommen. Aber in 
diesem Fall finde ich es gut, dass ich das auch mal 
sagen darf. 

(Norbert Böhlke [CDU]: Je reifer, des-
to klüger, desto öfter, Herr Kollege!) 

- Genau, Herr Kollege Böhlke sagt es. 

Unsere frühere Landtagskollegin Ursula Helmhold 
hat es schon in der letzten Wahlperiode gesagt: 

Der Landtag beschäftigt sich heute zum x-ten Male 
mit dem Thema Ladenöffnung bzw. eigentlich mit 
dem Thema Ladenschluss. 

Die FDP-Fraktion hatte heute Morgen eine Aktuelle 
Stunde zum Thema „Karussellpolitik“. Jetzt frage 
ich Sie: Was ist Karussellpolitik, wenn nicht solche 
Gesetzentwürfe, wie er jetzt vorliegt? 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Ich will es einmal etwas anders versuchen als mit 
den Punkten, die hier schon angeführt worden 
sind. Die Techniker-Krankenkasse hat Anfang 
dieses Jahres einen Bericht über die Krankentage 
veröffentlicht und ist dabei auch auf die Zunahme 
psychischer Erkrankungen und die damit verbun-
denen Krankentage eingegangen. Sie hat deutlich 
gemacht, dass die Zunahme in diesem Bereich 
ungleich höher als in allen anderen Krankheitsfel-
dern ist. Das bezieht sich nicht nur auf Krankhei-
ten, die nichts mit dem Arbeitsleben zu tun haben. 
Im Gegenteil: Jeder sechste Krankentag ist psy-
chisch bedingt. Das hat etwas mit dem Arbeitsle-
ben zu tun. 

Wir haben hier heute schon eine ganze Menge 
über Ruhe und Besonnenheit gesprochen. Des-
wegen möchte ich eine buddhistische Weisheit 
zitieren und Ihnen von der FDP Gelegenheit ge-
ben, noch zum Umdenken zu kommen: Gönne dir 
einen Augenblick der Ruhe, und du begreifst. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Jens Nacke [CDU]: Soll das 
das Regierungshandeln beschreiben? 
- Heiterkeit bei der CDU) 

Ich komme noch mit Sachargumenten, die Sie alle 
auch schon gehört haben. Ich will sie gerne noch 
einmal alle aufzählen, wie ich gerne erneut aufzäh-
len will, wer in dieser Welt gegen diesen FDP-
Gesetzentwurf sein wird und schon vorher war. 

Nachweislich gibt es keine Umsatzsteigerungen 
durch die Öffnung an Feiertagen und Sonntagen. 
Es gibt keine Stärkung des mittelständischen Ein-
zelhandels. Im Gegenteil: Die Ketten werden be-
vorzugt. Es gibt keine nachweislichen Beschäfti-
gungswirkungen. Lediglich die Verteilung der Ar-
beitszeit ändert sich. Damit gibt es eine Erschwer-
nis für ehrenamtliches Engagement und für die 
gemeinsame Zeit für die Familie. Schließlich gibt 
es keine Akzeptanz für diesen Gesetzentwurf au-
ßerhalb der FDP. Das ist zwar kein Sachargument, 
aber im Prinzip kann man das so sagen. 
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Auch ich habe das Zitat von Herrn Thiemann vor 
mir. Ich möchte noch ein anderes anbringen, näm-
lich vom Kollegen Focke von der CDU. Er hat am 
26. September 2012 gesagt: Ich kann nur sagen, 
wir haben ein gut funktionierendes Ladenöff-
nungsgesetz. Bei dem wird es auch bleiben. 

Der Kollege McAllister hat 2006 gesagt: Die Kir-
chen haben recht. Ohne Sonntage gäbe es nur 
Werktage. Das wollen wir nicht. 

Der Kollege Thümler hat heute Morgen davon 
gesprochen, religiöse Feiertage zu schützen, die 
Religionsausübung zu ermöglichen, und er hat von 
Ruhe und Besinnung gesprochen. Er hat sogar 
über die Ladenöffnung an diesem von uns ge-
meinsam beschlossenen Feiertag gesprochen. 

Ich kann Ihnen nur sagen, liebe FDP: Diese Rege-
lung geht an der Wirklichkeit vorbei. Das steht 
auch in Ihrem Gesetzentwurf: Die bisherige Rege-
lung geht an den Bedürfnissen der Menschen vor-
bei. - Das ist zwar nur ein Halbsatz, gilt aber origi-
nal für diesen Gesetzentwurf. 

Deswegen werden wir als Grüne diesem Gesetz-
entwurf keineswegs zustimmen, sondern versu-
chen, den Sonntag weiterhin als Tag der seeli-
schen Erbauung und Erhebung zu behalten. Bevor 
sich Herr Bode gleich zu einer Kurzintervention 
meldet, will ich mit einer buddhistischen Weisheit 
schließen, die mir auch zu etwas Demut verhilft: 
Sei gütig, und du begreifst, dass dein Urteil über 
andere allzu hart war. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

So, wie es der Kollege Schremmer eben schon 
festgestellt hat, liegt eine Wortmeldung zu einer 
Kurzintervention von dem Kollegen Bode von der 
FDP-Fraktion vor. 

Jörg Bode (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Der Volksmund würde jetzt sicherlich sa-
gen: Vielleicht sollte man die Kirche einmal im Dorf 
lassen. Denn um was geht es in diesem Gesetz-
entwurf wirklich? - Es geht darum, dass Dinge, die 
im Warenkorb durchaus zu Irritationen und auch zu 
Abmahnungen führen, die niemand wirklich nach-
vollziehen kann, vernünftig geregelt werden. 

Wenn man morgens Brötchen verkaufen darf, aber 
im gleichen Laden die Brötchen am Nachmittag, 
wenn man Kuchen verkauft, nicht mehr anbieten 
darf, ohne dass man Butter draufgeschmiert hat, 
ist das eine Regelung, die tatsächlich niemand 
verstehen kann, meine sehr geehrten Damen und 
Herren. 

Wenn man im Gartencenter zwar eine Pflanze 
verkaufen darf, aber dann, wenn man ein bisschen 
Blumenerde oder Torf für einen Rhododendron 
verkauft, als Händler riskiert, eine Abmahnung zu 
bekommen, ist das eine Regelung, die niemand 
nachvollziehen kann. 

(Glocke des Präsidenten) 

Die Frage ist, wie man das am besten regeln kann. 
Beim Warenkorb haben wir bislang keine Rege-
lung gefunden, die dieses Problem gerade bezüg-
lich der Abmahnung hat lösen können. Deshalb 
haben wir den Vorschlag zur Anpassung der Öff-
nungszeiten vorgelegt, um also diesem Problem 
Herr zu werden. 

Meine lieben Kollegen von der SPD, ich empfehle 
ferner, den Gesetzentwurf mit der tatsächlichen 
Rechtslage abzugleichen. Auch wenn Sie gesagt 
haben, es solle auch künftig nicht möglich sein, 
sonntags in Videotheken DVDs auszuleihen, 
möchte ich Sie darauf hinweisen, dass man das 
nach der geltenden Rechtslage schon heute darf. 
Der Punkt war nur in der Aufzählung enthalten, 
weil die Autowaschanlagen hinzukommen sollen. 

(Uwe Schwarz [SPD]: Warum haben 
Sie das nicht als Wirtschaftsminister 
umgesetzt?) 

Da haben wir das Problem, dass wir uns scheinbar 
um eine kleine Minderheit kümmern, wie Sie es so 
schön gesagt, liebe Kollegen von der SPD. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege Bode, bitte schließen Sie den Satz 
jetzt ab! Ihre eineinhalb Minuten Redezeit sind 
abgelaufen. 

Jörg Bode (FDP): 
Wir kümmern uns nämlich um Ihren Kollegen 
Schminke, der das elementar gefordert hat und die 
Forderung eben sogar wieder aufgestellt hat. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege Schremmer, Sie haben die Möglich-
keit zur Erwiderung. - Sie verzichten darauf. 
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Dann hat jetzt für die Landesregierung der Herr 
Innenminister Pistorius das Wort. Bitte schön, Herr 
Minister! 

(Jens Nacke [CDU]: Der Bereich So-
ziales ist doch zuständig!) 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Die Landesregierung ist zuständig. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Zulässigkeit des Betriebes von Auto-
waschanlagen an Sonn- und Feiertagen wird seit 
Jahren thematisiert, nicht nur hier, aber auch gerne 
hier. Sie war Gegenstand von Landtagseingaben, 
Kleinen Anfragen und Schreiben an die jeweiligen 
Landesregierungen. Initiatoren waren allerdings 
meistens die Betreiber dieser Anlagen. 

In der Vergangenheit wurden insbesondere ent-
sprechende Landtagseingaben einstimmig damit 
beschieden, dass der Landtag keinen Anlass zu 
einer entsprechenden Gesetzesinitiative gesehen 
hat. Ich schicke vorweg: Die Landesregierung hält 
an dieser Auffassung fest. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Die Landesregierung betrachtet den Schutz des 
Sonntags als einen ganz wichtigen Grundsatz des 
gesellschaftlichen Lebens, und zwar unabhängig 
davon, ob er religiös motiviert ist und der Kirch-
gang notwendig oder gewünscht ist. Es geht viel-
mehr um viele Fragen, die unser tägliches Leben 
heute beeinflussen.  

Wir reden über eine dramatische Steigerung der 
Anzahl von Burn-out-Erkrankungen in vielen Be-
rufsfeldern. Wir reden von mangelnden Ruhepha-
sen. Wir reden von einer ständigen Reizüberflu-
tung in vielen Lebensbereichen. Deswegen ist die 
Sonntagsruhe, dieser eine Tag der Ruhe in der 
Woche, ein wichtiges Element. Von daher müssen 
wir auf diesen Sonntag achtgeben, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Denn wir stellen fest: Die Sonntagsruhe ist heute 
schon in vielen Bereichen durchbrochen. Bei jeder 
wirtschaftlichen Betätigung, die zugelassen wird, 
muss doch beachtet werden, dass davon eben 
nicht nur diejenigen profitieren, die in ihrer Freizeit 
shoppen oder ihr Auto waschen wollen, sondern 
dass sie auch Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer trifft, die an einem Sonntag vielleicht auch 

lieber ihre Freizeit genießen wollen, in die Kirche 
gehen wollen, oder Nachbarn, die schlicht und 
ergreifend ihre Ruhe haben wollen. 

(Gabriela König [FDP]: Geht es nicht 
auch um Studentinnen und Studen-
ten, die etwas hinzuverdienen wol-
len?) 

Die Zulassung des Betriebs von Autowaschanla-
gen an Sonn- und Feiertagen würde zwar - das 
räume ich freimütig ein - nicht die verfassungsmä-
ßig geschützte Institution des Sonntagsschutzes 
grundsätzlich infrage stellen. 

(Zurufe von der FDP) 

Meine Damen und Herren, andere Länder - Frau 
König hat es ausgeführt - haben Regelungen er-
lassen, die einen Betrieb ermöglichen. Ich wider-
spreche Ihnen jedoch auch an diesem Punkt, Frau 
König. Zu diesem Punkt haben Sie vorhin davon 
gesprochen, in Hamburg könne man sonntags sein 
Auto waschen, 7 km weiter aber nicht mehr, und in 
diesem Kontext haben Sie von Willkür gesprochen. 
Ich möchte Sie darauf hinweisen, dass das nach 
meiner Auffassung kein Ausdruck von Willkür ist, 
sondern Ausdruck des gewollten deutschen Föde-
ralismus, liebe Frau König. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Christian Dürr [FDP]: 
Hamburg macht das besser!) 

Es ist richtig: Die feiertagsrechtliche Welt geht 
nicht unter, aber es geht um den Grundsatz, dass 
wir nicht Stein für Stein dieser Sonntagsruhe 
preisgeben dürfen. Denn mit jeder weiteren Auf-
weichung etablierter Regelungen nähern wir uns 
irgendwann dem Kernbereich, der dann wirklich 
berührt wäre. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Die Landesregierung - lassen Sie mich das ab-
schließend sagen - sieht deshalb keine Notwen-
digkeit einer Lockerung des Gesetzes für eine 
Tätigkeit, die - das werden Sie mir zugestehen - 
ohne Schwierigkeiten auch an einem Werktag 
durchgeführt werden kann. Das können Sie jede 
Woche und zumindest am Samstag in allen Städ-
ten Deutschlands aufmerksam beobachten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 
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Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. Ich schließe die Beratung.  

Wir kommen zur Ausschussüberweisung. 

Der Antrag auf Mitberatung durch den Ausschuss 
für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr ist zurückgezo-
gen worden. Es bleibt also dem federführenden 
Ausschuss überlassen, den Wirtschaftsausschuss 
mit zu beteiligen.  

Damit stimmen wir jetzt über folgende Ausschuss-
überweisung ab: federführend an den Ausschuss 
für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und 
Migration, mitberatend an den Ausschuss für 
Rechts- und Verfassungsfragen. Wer so beschlie-
ßen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das 
war die deutliche Mehrheit. Damit ist die Aus-
schussüberweisung so beschlossen worden.  

Meine Damen und Herren, ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 9: 
Abschließende Beratung: 
Privatisierung verhindern - Wasserversorgung 
muss Teil der kommunalen Daseinsvorsorge 
bleiben - Antrag der Fraktion der SPD und der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/26 - 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Um-
welt, Energie und Klimaschutz - Drs. 17/126 - Än-
derungsantrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/206  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag unver-
ändert anzunehmen.  

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Der Änderungsantrag der Fraktion der CDU zielt 
auf eine Annahme des Antrags in einer geänderten 
Fassung ab.  

Ich eröffne die Beratung und erteile zunächst der 
Kollegin Sigrid Rakow für die Fraktion der SPD das 
Wort.  

Sigrid Rakow (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
„Wasser ist kein gewöhnliches Gut und die Was-
serversorgung kein gewöhnliches Geschäft. Der 
Zugang zu Wasser ist ein Menschenrecht“. - So 
steht es in unserem Entschließungsantrag.  

Wir alle hier haben auch ein sehr persönliches 
Verhältnis zum Wasser. Jeder von uns besteht zu 
70 % aus Wasser, und die restlichen 30 % sind 

dazu da, uns in Form und Funktion zu bringen. 
Das funktioniert umso besser, je sauberer das 
Trinkwasser ist, das wir bekommen. Ohne Wasser 
jedenfalls kann der Körper nicht funktionieren. - So 
viel zur Bedeutung des Trinkwassers und seiner 
notwendigen Qualität.  

Unsere niedersächsischen Wasserversorger liefern 
uns die benötigten Mengen in hervorragender 
Qualität zu vernünftigen Preisen. Das ist gut so, 
und wir wollen, dass es auch genau so bleibt.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Was wir nicht wollen, meine Damen und Herren, ist 
eine Regelung durch die EU, die uns unter dem 
Titel „Dienstleistungskonzessionsrichtlinie“ in zahl-
reichen Fällen zwingen würde, unsere bewährten 
kommunalen Strukturen der Trinkwasserversor-
gung aufzugeben. Wir wollen keine Regelung, die 
in bestimmten Konstellationen der Privatisierung 
Vorschub leistet. Christian Ude, der Präsident des 
Deutschen Städtetags, warnt:  

„Privatisierung ist nur am ersten Tag schön, 
danach ist man ausgeliefert. Private müssen 
im nächsten Quartalsbericht Renditen aus-
weisen, Aktionäre, Analysten und Ratinga-
genturen zufriedenstellen.“  

Und genau darum, meine Damen und Herren, 
gehört die Wasserversorgung nicht in private 
Hand!  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Wir brauchen keine Regelung durch die EU, die 
zahlreiche Wasserversorger möglicherweise zu 
einer europaweiten Trinkwasserausschreibung ver-
pflichtet. Dagegen wehren wir uns. Die Wasserver-
sorgung soll aus der Konzessionsrichtlinie heraus-
genommen werden. Das ist unser Ziel - Ziel der 
SPD, der Grünen, der Koalition, der Landesregie-
rung. Die Landesregierung hat sich auch im Bun-
desrat schon entsprechend verhalten.  

Bei der Diskussion über die Trinkwasserrahmen-
richtlinie versuche ich immer noch, eine kleine 
Lanze für Herrn Barnier, den zuständigen Kom-
missar, zu brechen, der als Franzose viel Erfah-
rung mit privaten Anbietern hat und der diese 
Dienstleistungskonzessionsrichtlinie verantwortet. 
Er kannte, als er die Richtlinie verfasste, die deut-
schen Verhältnisse nicht. Das gab er in einem 
Interview bekannt. Er hatte eher Länder im Auge, 

538 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  7. Plenarsitzung am 29. Mai 2013 
 

in denen Korruption oder vielleicht Intransparenz 
an der Tagesordnung sind.  

Das Problem ist wahrscheinlich, dass es gar nicht 
so einfach ist, eine Richtlinie zu formulieren, die für 
alle Länder der EU gleichermaßen zutreffend ist. 
Ich vergleiche das immer so ein bisschen mit einer 
Großfamilie, die ich mit Getränken versorgen soll: 
Pfefferminztee für alle ist keine Lösung.  

(Ulrich Watermann [SPD]: Wieso das 
denn nicht?)   

Pfefferminztee wie auch die Dienstleistungsrichtli-
nie mögen erträglich sein, sie sind aber nicht das 
Richtige bezogen auf die unterschiedlichen Be-
dürfnisse der Empfänger. Darum muss man diffe-
renzieren. Das muss auch Herr Barnier, und das 
heißt: Die Trinkwasserrichtlinie muss aus der Kon-
zessionsrichtlinie heraus.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Meine Damen und Herren von der CDU, nach 
Ihren Äußerungen bei der Einbringung des Antrags 
im März habe ich fest damit gerechnet, dass wir 
heute gemeinsam mit Ihnen diesen Antrag verab-
schieden oder vielleicht auch einen gemeinsamen 
Antrag schreiben werden. Aber dann kam Ihr Än-
derungsvorschlag und mit ihm - zumindest bei mir - 
eine ganze Menge an Erstaunen und Irritation.  

Den ländlichen Raum zu loben, mag Ihnen, meine 
Damen und Herren von der CDU, so wichtig sein, 
dass sich das jetzt in jedem ihrer Papiere wieder-
findet. Aber was soll das? Ist das jetzt ein neuer 
Glaubenssatz, eine Beschwörungsformel oder die 
Fahne, die Sie hissen, damit Sie einen Grund ha-
ben, einem Antrag von uns nicht zustimmen zu 
müssen? - Genau so kommt mir das jetzt vor.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Meine Damen und Herren von der CDU, ich bin 
sicher, dass in Ihren Reihen viele sind, die unse-
rem Antrag gerne zustimmen würden.  

(Jens Nacke [CDU]: Vielleicht tun sie 
das sogar!)  

- Das wäre großartig. Dann könnten wir die Dis-
kussion vielleicht viel kürzer halten. Verraten Sie 
dann aber vorher, was Sie machen.  

Ihr Verhalten mag zum politischen Rollenspiel 
gehören. Das kann man auch erst einmal noch 
akzeptieren. Bei dem vorliegenden Antrag aber 
wäre es wirklich schade, wenn Sie so verfahren 

würden. Enthaltung ist keine Haltung, und gerade 
in diesem Fall brauchen wir eine sehr klare Hal-
tung. Wir brauchen das deutliche Zeichen eines 
mit großer Mehrheit unterstützten Antrages als 
richtige Botschaft gegenüber der EU. Dies ist wirk-
lich nicht der Moment für Parteipolitik.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Liebe Kollegen von der CDU, haben Sie verges-
sen, dass in sehr vielen Kreistagen Resolutionen 
gegen die Einbeziehung des Trinkwassers in die 
Konzessionsrichtlinie gefasst worden sind? Es 
waren Ihre Kollegen vor Ort, die diese Resolutio-
nen mit verfasst bzw. mit unterschrieben haben. 
Wollen Sie denen in den Rücken fallen, indem Sie 
sich hier und jetzt enthalten? - Das kann doch 
wirklich nicht Ihr Ernst sein.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Zum Schluss noch ein Appell an die Reihen der 
CDU. Wenn Sie noch zu Ihrem Parteitagsbe-
schluss von Hannover stehen, dann stimmen Sie 
unserem Antrag zu. Wenn Sie Frau Merkel, die 
eine Trinkwasserprivatisierung ablehnt, unterstüt-
zen wollen, dann stimmen Sie unserem Antrag zu. 
Wen Sie so souverän sein wollen wie Ihre Partei-
kollegen aus Nordrhein-Westfalen, dann stimmen 
Sie unserem Antrag zu.  

Nutzen Sie die nächsten Minuten, um in sich zu 
gehen und um die Zustimmung, die Herr Nacke 
eben so ganz leicht angedeutet hat, vielleicht doch 
noch hinzubekommen. Wir haben hier einen guten, 
wichtigen und mehrheitsfähigen Antrag vorgelegt. 
Dem sollten Sie alle zustimmen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin Rakow. - Für die FDP-
Fraktion erteile ich dem Kollegen Dr. Hocker das 
Wort.  

Dr. Gero Hocker (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die geschätzte Kollegin Rakow hat ihre 
Rede eben mit den Worten begonnen: „Wasser ist 
kein gewöhnliches Gut und die Wasserversorgung 
kein gewöhnliches Geschäft. Der Zugang zu Was-
ser ist ein Menschenrecht, das man Renditeinte-
ressen entziehen müsste.“  
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Ich weiß nicht, ob es eine glückliche Fügung ist, 
dass wir gleich, in etwa eineinhalb Stunden, unter 
Tagesordnungspunkt 13 einen Antrag diskutieren 
werden, mit dem genau festgelegt werden soll, zu 
welchem Preis und zu welchen Konditionen das 
Land Niedersachsen eigene Grundwasservorräte 
nach Hamburg - an die Stadt bzw. die Hamburger 
Wasserwerke - verkaufen soll.  

Der Widerspruch zwischen diesen beiden Anträ-
gen ist für mich ganz offensichtlich. Wenn man 
tatsächlich nicht mit Wasser handeln dürfte, wenn 
Renditeinteressen tatsächlich keine Rolle spielen 
dürften, dann wäre es auch nicht hinzunehmen, 
dass das Land Niedersachsen ein Verwaltungsab-
kommen mit der Stadt Hamburg abschließt, das 
den Verkauf von Grundwasser aus der Nordheide 
regelt. Ich bin gespannt, wie die Redner nach mir 
diesen Widerspruch auflösen werden. 

Das Hamburger Abendblatt schreibt am 11. No-
vember 2011: „Hamburg soll mehr Geld für Wasser 
aus der Heide bezahlen.“ - In dem Antrag, den wir 
gleich beraten, ist z. B. formuliert, dass wertvolles 
Wasser aus der Nordheide mit hohem Gewinn für 
die Hamburger Wasserwerke verkauft wird. 

Beide Formulierungen zeigen eines, nämlich dass 
mit Wasser an allen Ecken und Enden Handel ge-
trieben wird. Das tut das Land Niedersachsen, und 
das tut auch die Freie und Hansestadt Hamburg. 
Ich zitiere aus dem Geschäftsbericht der Hambur-
ger Wasserwerke von 2012: „Die Hamburger Was-
serwerke haben trotz schwieriger Randbedingun-
gen den geplanten Jahresüberschuss von rund 
30 Millionen Euro erreichen können.“  

Überall, in Niedersachsen, in Hamburg, in ganz 
Deutschland und in der Welt, wird mit Wasser ge-
handelt. Anzunehmen, dass sich Wasser den 
Rahmenbedingungen, die für andere Grundnah-
rungsmittel wie Mehl, Butter, Gemüse oder Obst 
gelten, entziehen würde, ist nicht nur vollständig 
der Welt entrückt, sondern auch naiv. 

Wer Wasser fördert, reinigt oder aufbereitet, muss 
dafür Geld investieren, und wer Geld investiert, 
möchte das investierte Geld wieder zurückbekom-
men, und das zusätzlich zu einer Rendite. Das gilt 
übrigens völlig unabhängig davon, ob er privat-
rechtlich firmiert oder ob es sich um ein öffentlich-
rechtliches Unternehmen handelt. Das Ganze ist 
auch nicht nur legitim, sondern die Voraussetzung 
dafür, dass überhaupt Wasser gefördert wird, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren. 

Jetzt noch ein Wort in eigener Sache in Richtung 
der Partei, die gerade ihren 150. Geburtstag gefei-
ert hat:  

(Johanne Modder [SPD]: Das ist die 
SPD!) 

an die SPD. - Das weiß ich, liebe Frau Modder; 
vielen Dank für den Hinweis.  

In der zweiten Zeile Ihres Antrages ist formuliert, 
dass der Zugang zu Wasser ein Menschenrecht 
ist. Liebe Frau Modder, liebe Frau Rakow, ich fin-
de, „Menschenrecht“ ist ein großes Wort. Da soll-
ten Sie verbal ein bisschen abrüsten. In einer Zeit, 
in der der Ehrenvorsitzende der SPD, der Altkanz-
ler Helmut Schmidt, in einer öffentlich-rechtlichen 
Fernsehsendung den Kampf von amnesty interna-
tional für Menschenrechte als - Zitat - „übertrieben“ 
bezeichnet und behauptet, dass - ich zitiere wei-
ter - „Menschenrechte nur ein Erzeugnis der west-
lichen Kultur seien, das sich nicht missionarisch 
auf die ganze Welt übertragen lasse“ 

(Zuruf von Petra Tiemann [SPD]) 

- das ist ein Zitat gewesen, verehrte Frau Kollegin - 
in einer Zeit, in der auch auf von der SPD gedulde-
ten Internetseiten der Bundesvorsitzende meiner 
Partei wegen seines Äußeren beschimpft und er-
niedrigt wird, in einer Zeit, in der der Juso-
Vorsitzende von Hannover seine Badewanne ger-
ne mit dem Blut der FDP füllen möchte, würde ich 
an Ihrer Stelle das Wort Menschenrechte nicht zu 
inflationär benutzen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Zuruf von der SPD: Peinlich!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Zu einer Kurzintervention hat sich aus der SPD-
Fraktion die Kollegin Rakow gemeldet. Sie haben 
das Wort. 

Sigrid Rakow (SPD): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich will zwischen-
durch gar keine große Diskussion anfangen, son-
dern Herrn Hocker nur gerne darüber aufklären, 
dass es die Vereinten Nationen waren, die Wasser 
zum Menschenrecht erklärt haben. Das war keine 
Idee von mir, keine Idee von der SPD, sondern 
schlicht und ergreifend eine Aussage auf größerer 
Basis. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 
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Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Dr. Hocker? - Sie verzichten auf eine Erwide-
rung. Dann hat im Rahmen der Aussprache für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der Kollege Vol-
ker Bajus das Wort. Herr Kollege, bitte schön! 

Volker Bajus (GRÜNE): 
Manche sind ja klüger als die UNO.  

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ausrei-
chend sauberes Wasser ist ein Menschenrecht. 
Das wiederhole ich hier gerne noch einmal, auch 
wenn die FDP es nicht wahrhaben will. Bei uns, wo 
frisches Wasser in erstklassiger Qualität zu jeder 
Tages- und Nachtzeit in scheinbar beliebiger Men-
ge aus dem Hahn kommt, scheint das selbstver-
ständlich zu sein. Doch die Bilder aus den Dürre-
regionen, wo Wasser Mangelware ist, wo Men-
schen - meistens sind es Frauen - kilometerweit 
laufen müssen, um ein bisschen Wasser für ihre 
Familien nach Hause zu tragen, sind uns allen 
präsent.  

(Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta 
übernimmt den Vorsitz) 

Trinkwasser ist deswegen völlig zu Recht ein sen-
sibles Thema, das eine besondere öffentliche 
Aufmerksamkeit hat. Über 1,5 Millionen Menschen 
haben inzwischen die europäische Bürgerinitiative 
mitgetragen und unterschreiben gegen die geplan-
te Liberalisierung der Wasserversorgung. In acht 
EU-Staaten wurde inzwischen das notwendige 
Quorum erreicht - einmalig bisher. Es ist die Sorge 
um das Trinkwasser, um das wichtigste Lebensmit-
tel überhaupt. Deswegen ist es ein Menschen-
recht, das diese Bürgerinnen antreibt. Sie genauso 
wie wir wollen nicht, dass ihre Wasserversorgung 
den Profitinteressen multinationaler Konzerne un-
tergeordnet wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, es haben uns in den 
vergangenen Wochen jede Menge Resolutionen 
der kommunalen Ebene erreicht, die sich vehe-
ment dafür einsetzen, dass die Wasserversorgung 
in kommunaler Hand bleibt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Johanne Modder [SPD]: Ja!) 

Ich bin ja noch nicht so lange dabei wie z. B. Herr 
Hocker. Aber lang gediente Kollegen hier im Hau-
se sagen mir, eine so breite und so eindeutige 
Positionierung zu einem Thema sei schon selten. 

Lüchow-Dannenberg, Oldenburg, Hannover, Celle, 
Bad Harzburg, Osnabrück, Bothel, Jühnde, Ost-
rhauderfehn, die Wasserverbände Peine, OOWV 
usw. Ich habe gar nicht so viel Redezeit, alle auf-
zuzählen. Sie alle sagen: Finger weg von der 
Wasserversorgung! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Eigentlich könnte damit alles klar sein. Eigentlich; 
denn ohne die deutsche Zustimmung im EU-Minis-
terrat wird es keine Wasserprivatisierung geben. 
Doch das Problem hat einen Namen. Dieser Name 
ist Fipsi, wie der Bundeswirtschaftsminister laut 
Spiegel bei der FDP gerufen wird. Philipp „Fipsi“ 
Rösler 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das ist un-
möglich!) 

ist fest entschlossen, die Wasserversorgung zu 
privatisieren - so, wie sich das für einen ordentli-
chen Neoliberalen gehört. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Frau Präsi-
dentin, das ist - - - !)  

Und was macht Mutti? - Entschuldigung! Was 
macht die Bundeskanzlerin? - Nichts, sie schweigt. 

(Zurufe bei der CDU: Jetzt reicht es 
aber! Was soll denn das? Unterir-
disch!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Moment, bitte! - Herr Kollege, wir pflegen hier ei-
nen anderen Umgangston. Ich fände es angemes-
sen, wenn Sie sich etwas respektvoller äußern 
würden.  

(Beifall bei der CDU - Ingrid Klopp 
[CDU]: Das ist unmöglich!) 

Volker Bajus (GRÜNE): 
Entschuldigung, ich nehme das zurück.  

Trotzdem finde ich es unglaublich, dass man auf 
der einen Seite den FDP-Wirtschaftsminister auf 
EU-Ebene so handeln lässt und auf der anderen 
Seite hier dann solche Sonntagsreden geschwun-
gen werden. Das ist nicht in Ordnung. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Umso mehr freue ich mich, dass wir eigentlich 
einen Grundkonsens haben und dass auch die 
CDU regelmäßig erklärt, dass sie dazu steht. 
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Aber dann gibt es diesen Änderungsvorschlag von 
Herrn Bäumer, den ich nicht verstehe. Dass die 
eigenständige Leistung der Region darin besteht, 
dass das Regenwasser dort versickert und sich 
Grundwasserreserven bilden - okay, die Eigen-
ständigkeit vermag ich nicht zu erkennen. Aber wo 
wenig Menschen wohnen, wird wenig verbraucht, 
und insofern gibt es dort einen Überschuss. Es ist 
doch auch eine Frage der Solidarität der Regionen 
miteinander, dass man sich dort gegenseitig ver-
sorgt. Das ist auch der entscheidende Unterschied 
zu der Frage mit Hamburg; dazu werden wir gleich 
kommen. Wir verkaufen Hamburg nicht das Was-
ser, sondern wir stehen selbstverständlich als länd-
liche Region Hamburg zur Seite. 

Darüber wird auch kein Verkaufsvertrag gemacht, 
sondern darüber gibt es ein ganz klares öffentlich-
rechtliches Abkommen. Das ist eben kein Ge-
schäft, das ist kein Deal, auch wenn das schwer zu 
verstehen ist. Herr Bäumer, das ist auch der ent-
scheidende Punkt, weshalb wir Ihren Antrag nicht 
mittragen können; denn eine infrastrukturelle Ge-
genleistung für den Raum ist für uns in der Form 
nicht nachvollziehbar. Wie soll das funktionieren? 
Bekommen dann wasserreiche Regionen viel und 
wasserarme Regionen bekommen gar nichts? - 
Das ist doch blanker Unsinn. Der ländliche Raum 
braucht und erhält angemessene Unterstützung 
und nach Bedarf auch strukturelle Förderung - 
unabhängig von der dort förderbaren Wassermen-
ge. Dafür stehen wir, dafür steht Rot-Grün. Heide-
wasser ist kein Geschäft. Das müssen Sie auch so 
zur Kenntnis nehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Sie, meine Damen und Herren auf dieser Seite, 
haben sich im Ausschuss enthalten. Ich bitte Sie 
herzlich: Geben Sie sich einen Ruck! Stimmen Sie 
heute zu! Senden Sie ein starkes Signal insbeson-
dere in Richtung Bundesregierung und insbeson-
dere gegenüber dem gerade wieder in Schutz 
genommenen Bundeswirtschaftsminister! Wasser 
ist Daseinsvorsorge. Es darf kein Spekulationsob-
jekt sein, schon gar nicht für Heuschrecken. Was-
ser muss kommunal bleiben! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Für die CDU-Fraktion hat nun Herr 
Dr. Deneke-Jöhrens das Wort. 

Dr. Hans-Joachim Deneke-Jöhrens (CDU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! In den bisherigen Beratungen konnte ich in 
der Sache große Übereinstimmung zwischen den 
Fraktionen feststellen: zwischen den Positionen 
der Mehrheitsfraktionen in diesem Haus, zwischen 
der Haltung der Landesregierung und auch zwi-
schen unserer CDU-Linie.  

Wie Sie in Ihrer Begründung angemerkt haben, 
sind auch wir der Meinung, dass die vorgeschla-
gene europaweite Ausschreibungsverpflichtung 
nicht nur zu einer erheblichen Einschränkung der 
kommunalen Selbstverwaltung und Handlungs-
spielräume, sondern auch de facto zu einer Libera-
lisierung insbesondere der Wasserversorgung in 
Deutschland führen würde. Das würde bewährte 
gewachsene Strukturen zerstören. Das wird die 
CDU im Interesse der Menschen in Deutschland 
nicht zulassen. 

(Beifall bei der CDU) 

Zu diesem im Dezember 2012 in Hannover gefass-
ten Parteitagsbeschluss steht auch unsere Land-
tagsfraktion. Auf dieser Basis haben wir eine vom 
Grundsatz her bisher recht einmütige Debatte ge-
führt. 

Bei den Mehrheitsfraktionen hat mir - nach dem 
anfänglichem Geplänkel - der Teil der Plenarrede 
von Frau Rakow besonders gut gefallen, der sich 
mit dem Verursacher der Diskussion der EU-Kon-
zessionsvergaberichtlinie befasst hat. Frau Rakow 
hat in der ersten Beratung gesagt: 

„Das Ziel der Konzessionsvergaberichtlinie 
der EU ist gar nicht so schlimm, und darin 
steht auch nicht, dass es um Privatisierung 
geht.“ 

Deshalb wundere ich mich heute über Ihre Einlas-
sungen zur Privatisierung. Das muss ich noch 
einmal nachlesen. Das hat sich etwas widerspro-
chen.  

Frau Rakow hat weiterhin gesagt:  

„Mit dieser Richtlinie sollen Qualitätsstan-
dards für die Vergabe von Konzessionen 
gesetzt, Transparenz geschaffen und Kor-
ruption bekämpft werden. Es sollen europa-
weit einheitliche Kriterien und Verfahren der 
Konzessionsvergabe etabliert werden.“ 
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Das, meine Damen und Herren, war schon sehr 
gut. Aber jetzt kommt der wichtigste und klügste 
Satz:  

„Leider gehört zu den Nebenwirkungen die-
ser Richtlinie - auch in ihrer schon abgemil-
derten Form -, dass sie in bestimmten Fällen 
womöglich doch noch zu einer Liberalisie-
rung der Wasserversorgung führt. Und nur 
darum geht es im Grunde genommen bei 
dieser ganzen hoch aufgeregten Diskussi-
on.“ 

Meine Damen und Herren, genau so ist es. Es 
geht doch gar nicht um Privatisierung. Das ist nur 
wieder Ihre übliche Phrasendrescherei. Weder wir 
noch Sie oder die Menschen in Niedersachsen, in 
Deutschland und in Europa wollen diese Liberali-
sierung der Wasserversorgung. Es geht hier näm-
lich um unser Lebenselixier Wasser. Darüber wol-
len wir in unseren Regionen selbst bestimmen. Auf 
die Bereitstellung und die Versorgung mit Wasser 
wollen wir Einfluss nehmen. Das wollen wir nicht 
aus der Hand geben. Weder jemand aus Europa 
noch ein fremdes Unternehmen sollen dazwi-
schenstehen. Da sind wir d’accord; da sind wir auf 
einer Linie. 

Wir sind es gewohnt, dass Wasser günstig, in ho-
her Qualität und vollem Ausmaß zur Verfügung 
steht. Es gehört uns allen. Mit Wasser wollen wir 
keine Geschäftemacherei. Deshalb ist es bei unse-
ren kommunalen Institutionen vor Ort in guter 
Hand.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Das zu vermengen, jeglicher Privatisierung den 
Kampf anzusagen und von Heuschrecken zu re-
den, wie es Herr Bajus in der letzten Plenarrede 
gemacht hat, halte ich nicht für angebracht. Wir 
wissen genau, dass Konkurrenz in vielen Berei-
chen vonnöten ist. Auch in öffentlichen Unterneh-
men können Filz und Misswirtschaft vorkommen. 
Gerade vor dem Hintergrund der Veräußerung der 
Harzwasserwerke unter Gerhard Schröder sollten 
Sie mit Vorwürfen in unsere Richtung sparsamer 
umgehen.  

(Beifall bei der CDU) 

Mit dem ausgestreckten Zeigefinger durch die 
Gegend zu laufen, auf den einen oder anderen 
Akteur auf Bundes- oder Europaebene zu zeigen 
und sich dann noch in der Wortwahl zu vergreifen, 
halte ich für wenig zielführend.  

Frau Rakow, wir waren in Brüssel, und wir beide 
werden uns in der Einschätzung ja vielleicht auch 
einig. Die Zusammenhänge sind bei 28 beteiligten 
Staaten recht komplex. Ich erinnere an die Zu-
ckermarktordnung. Dort gehen wir auch einen 
Sonderweg, und keiner versteht uns. Es ist schwie-
rig, auf dem einen Themenfeld Transparenz und 
Wettbewerb einzuwerben und gleichzeitig für an-
dere Befindlichkeiten Ausnahmen zu fordern. 

Aber ich sage ganz deutlich: An dieser Stelle, beim 
Wasser, wollen wir genau diese Ausnahme. Ent-
scheidend ist letztendlich das Ergebnis. Der mas-
sive Widerstand in Deutschland und in ganz Euro-
pa hat in Brüssel bereits zum Einlenken geführt. 
Das hat uns in unserer gemeinsamen Grundhal-
tung bestärkt. Wir identifizieren uns mit unserem 
Wasser. Wasser wird in Deutschland im europäi-
schen Vergleich in höchster Qualität und flächen-
deckend angeboten. 

Dieses Wasser wird im ländlichen Raum gewon-
nen. Es profitieren allerdings insbesondere die Bal-
lungszentren. Am Beispiel Hamburg wird deutlich, 
welche Versorgungsleistung die Landkreise Har-
burg und Lüneburg für die Metropole erbringen. 
Das möchten wir anerkannt und gewürdigt wissen. 
Unsere Kreise und Kommunen erbringen die na-
hezu kostenlose Vorleistung, während der städti-
sche Versorger profitiert. Das ist so nicht in Ord-
nung und sollte in einen Antrag, der sich mit der 
kommunalen Daseinsvorsorge in Bezug auf die 
Wasserversorgung befasst, mit aufgenommen wer-
den.  

Sie haben sich im Ausschuss gegen unseren Er-
gänzungsvorschlag und damit gegen die Einbezie-
hung der Leistungen des ländlichen Raums ent-
schieden. Heute haben sie dies noch einmal erhär-
tet. Wir hoffen aber, dass Sie diesen Fehler noch 
korrigieren und unserem Änderungsantrag folgen. 
Er würde Ihnen die Würdigung und das Bekenntnis 
zur Leistung des ländlichen Raumes ermöglichen.  

Unser Antrag ist unserer Meinung nach der besse-
re Antrag. Springen Sie über Ihren Schatten, und 
stimmen Sie ihm zu. Ich kann Ihnen garantieren, 
wir werden uns am heutigen Tage auf keinen Fall 
enthalten.  

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die Landesregie-
rung hat nun Herr Minister Wenzel das Wort. Bitte! 
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Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Herr Deneke-Jöhrens, eine Million Menschen 
haben in sieben Ländern eine Petition unter dem 
Stichwort „Wasser ist Menschenrecht“ unterzeich-
net. Herr Dr. Hocker, das mag Sie aufregen. Es 
zeigt aber auch, wie ernst die Menschen, wie ernst 
die Bürgerinnen und Bürger in Europa dieses 
Thema nehmen und was sie mit dem Thema Was-
ser verbinden.  

Wenn man sich anschaut, wie die Diskussion in 
den letzten Monaten gelaufen ist, wundert man 
sich an einer Stelle aber nicht. Bei der FDP steht 
das Prinzip der Privatisierung schließlich im Par-
teiprogramm. Deswegen ist das, was Herr Dr. Ho-
cker hier vorträgt, in gewisser Weise konsequent. 

Herr Deneke-Jöhrens, Herr Nacke, die CDU ist 
eine Partei, die sehr stark kommunal verankert ist. 
Deshalb muss es Sie doch berühren, wenn auf 
europäischer Ebene eine Entscheidung herbeige-
führt wird, die die gewachsenen Stadtwerkestruktu-
ren schwächen und im schlimmsten Falle sogar 
zerschlagen kann.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD - Zuruf von der CDU: 
Haben Sie nicht zugehört?) 

Meine Damen und Herren, weil Sie auf Bundes-
ebene Verantwortung tragen, erwarte ich gerade 
von Ihnen, dass Sie diese Frage ernst nehmen. 
Deshalb wäre es von entscheidender Bedeutung, 
wenn sich die CDU hier im Landtag dazu durchrin-
gen würde, sich an dieser Stelle von der FDP frei-
zuschwimmen und zu sagen: Die kommunale Ver-
ankerung unserer Stadtwerke bzw. Wasser als 
Daseinsvorsorge ist uns so viel Wert, dass wir uns 
hier gegen die Parteilinie stellen und klar und deut-
lich sagen, der Kompromiss würde in der Form, in 
der er jetzt auf dem Tisch liegt, am Ende die ge-
wachsenen Strukturen unserer Stadtwerke schwä-
chen oder gar gefährden.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie mögen dreimal erklären, dass das am Ende 
nicht so ist. Fakt ist aber, dass viele Stadtwerke 
damit in eine Ausschreibung getrieben würden, 
möglicherweise mehr, als Sie vermuten. Das wür-
de zu erheblichen Veränderungen in den Struktu-
ren führen. Möglicherweise ist das bei einigen, die 
diesen Entwurf in Brüssel auf den Weg gebracht 
haben, sogar die tiefere Intention dieses Vor-
schlags. Deswegen sollten wir die Bürgerinnen und 

Bürger ernst nehmen und diesen Entwurf tatsäch-
lich in Gänze zurückweisen. 

Die CDU hat versucht, das Thema mit dem Gene-
ralplan „Heidewasser“ zu verknüpfen. Das ist der 
falsche Ansatz. Dort geht es nicht darum, Wasser 
zu verkaufen oder damit Gewinn zu machen, son-
dern dort geht es um die Wasserversorgung einer 
Großstadt. Dort geht es um eine Herausforderung, 
die seit Jahren in der Diskussion steht. Das ausge-
rechnet an diese Diskussion anzuknüpfen, wird der 
Sache meines Erachtens nicht gerecht. Es ist letzt-
lich nur der Versuch, den Eindruck zu verwischen, 
dass es am Ende doch um die Privatisierung von 
Wasserversorgungsunternehmen geht, die jetzt 
unter kommunaler Kontrolle sind und unter direkter 
kommunaler Verantwortung stehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich kann Sie nur bitten, 
sich dazu durchzuringen und diesen Weg mit uns 
zu gehen. Ich glaube, das ist ein ganz entschei-
dender Punkt für die kommunale Selbstverwaltung 
hier in Niedersachsen. 

Ich danke Ihnen fürs Zuhören.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, sodass ich die Beratung schließen kann. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wir stimmen zunächst über den Änderungsantrag 
der CDU-Fraktion ab, weil er der weitestgehende 
ist. Falls dieser abgelehnt wird, stimmen wir an-
schließend über die Beschlussempfehlung ab.  

Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der CDU 
in der Drucksache 17/206 zustimmen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Dem Änderungsantrag wurde nicht 
gefolgt. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses. 

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktion der SPD 
und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der 
Drucksache 17/26 unverändert annehmen will, den 
bitte ich um ein Handzeichen. - Der Beschluss-
empfehlung des Ausschusses wurde gefolgt. 

(Christian Dürr [FDP]: Fragen Sie 
noch nach den Neinstimmen?) 
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- Entschuldigung. - Enthaltungen? - Die Gegen-
probe! - Ich danke Ihnen. Der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses wurde gefolgt.  

Die beiden nächsten Tagesordnungspunkte rufe 
ich vereinbarungsgemäß zusammen auf 

Tagesordnungspunkt 10: 
Abschließende Beratung: 
Aufnahme syrischer Flüchtlinge - Niedersach-
sen lässt Syrerinnen und Syrer nicht im Stich! - 
Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/73 - Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Inneres und 
Sport - Drs. 17/185  

Tagesordnungspunkt 11: 
Erste Beratung: 
Weiterführung des Bleiberechtsprogramms zur 
Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen und 
Bleibeberechtigten - Antrag der Fraktion der SPD 
und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 
Drs. 17/168  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag unter 
dem Tagesordnungspunkt 10 in geänderter Fas-
sung anzunehmen.  

Eine Berichterstattung ist dazu nicht vorgesehen. 

Ich erteile Frau Kollegin Schröder-Köpf von der 
SPD-Fraktion das Wort. Bitte schön! 

Doris Schröder-Köpf (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Vor etwas mehr als einem Monat habe 
ich an dieser Stelle den Antrag mit dem Titel „Nie-
dersachsen lässt Syrerinnen und Syrer nicht im 
Stich!“ einbringen dürfen, der heute beschlossen 
werden soll. Der Antrag damals kam von den Frak-
tionen der SPD und der Grünen. Dem heutigen 
vorliegenden Entschließungstext stimmen alle 
Fraktionen im Landtag zu. Ich darf Ihnen gestehen, 
dass ich mich sehr über die erzielte Einigkeit freue.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN sowie Zustimmung bei der 
FDP) 

Das ist eine Geste, die weit über dieses Haus hin-
aus Zeichen setzt. Sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen von CDU und FDP, vielen Dank dafür! 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, als ich im 
April hier vortragen durfte, waren gerade sieben 
Verletzte aus Syrien ins Bundeswehrkrankenhaus 
in Westerstede im Landkreis Ammerland eingelie-
fert worden. Ein Airbus der Bundeswehr hatte sie 
zusammen mit anderen syrischen Kriegsopfern 
nach Deutschland gebracht. 

Ich habe am Montag nachfragen lassen, wie es 
den fünf Patientinnen und zwei Patienten heute 
geht. Nach Angaben des Chefarztes Dr. Knut Reu-
ter sind ihre schweren Verletzungen erfolgreich 
operativ behandelt worden. Auch die Betreuung 
durch das Deutsch-Syrische Forum in Bremen 
habe sich als sehr hilfreich erwiesen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Jens 
Nacke [CDU]: Kommen Sie uns doch 
einmal besuchen!) 

- Gerne, Herr Nacke. 

Ich möchte den Patientinnen und Patienten von 
dieser Stelle aus alles Gute wünschen und allen 
danken, die sich in so vorbildlicher Weise für die 
körperliche und seelische Genesung der Verletz-
ten engagieren. Danke ins Ammerland! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Sehr geehrte Damen und Herren, bereits in sechs 
bis acht Wochen - so die Auskunft des Bundes-
wehrkrankenhauses - ist eine Rückkehr der Patien-
tinnen und Patienten denkbar. Aber was erwartet 
sie in ihrer Heimat? - Die Zahlen können das Leid 
nur unvollständig spiegeln. 

Das Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen 
rechnet damit, dass in wenigen Tagen die Zahl von 
1,6 Millionen registrierten Flüchtlingen erreicht 
wird. Davon halten sich derzeit nach offiziellen An-
gaben etwa 490 000 Personen im Libanon auf, 
etwa 490 000 in Jordanien, 377 000 in der Türkei, 
154 000 im Irak. Andere flohen nach Ägypten oder 
in nordafrikanische Staaten. Drei Viertel der Flücht-
linge sind Frauen und Kinder. 

Ich kann Ihnen weitere Zahlen des Grauens nicht 
ersparen: Der Bürgerkrieg hat mindestens 80 000 
Menschenleben gefordert, darunter 15 000 Kinder. 
Millionen Syrerinnen und Syrer sind auf humanitä-
re Hilfe angewiesen, und die Lage wird täglich 
dramatischer.  
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Es gibt Berichte von mehreren kleinflächigen Che-
miewaffeneinsätzen, die Hisbollah greift immer 
stärker in Syrien ein, der Bürgerkrieg droht in den 
Libanon überzuschwappen, Israel bereitet sich auf 
eine militärische Eskalation vor. Einige europäi-
sche Staaten denken über eine Bewaffnung von 
Oppositionsgruppen und -milizen nach, was eine 
erneute Eskalation der Gewalt nach sich ziehen 
würde. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 5 000 
Flüchtlinge werden demnächst im Rahmen eines 
Kontingents - von der Bundesregierung angekün-
digt - nach Deutschland kommen. Voraussichtlich 
ca. 470 werden wir in Niedersachsen ein Leben in 
Freiheit und Sicherheit ermöglichen. Das ist gut, 
aber Deutschland kann mehr. 

Der Landtag begrüßt ausdrücklich, dass sich die 
Innenminister dafür einsetzen, dass die in 
Deutschland lebenden syrischen Staatsangehöri-
gen oder Deutschen mit syrischen Wurzeln die 
Chance erhalten, Familienmitglieder aus den 
Kampfgebieten oder aus dem Elend in den Flücht-
lingslagern zu retten. Wir begrüßen auch aus-
drücklich, dass Herr Minister Pistorius für eine 
Erhöhung des Kontingents geworben hat. - Lieber 
Boris Pistorius, vielen Dank für Ihren Einsatz bei 
der Innenministerkonferenz! Das waren gute Zei-
chen aus Hannover.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Sehr geehrte Damen und Herren, wie viele Flücht-
linge auch immer den Weg in niedersächsische 
Städte und Gemeinden und damit äußeren Frieden 
finden werden - die Menschen benötigen darüber 
hinaus auch eine Behandlung ihrer Traumata, 
damit die gewünschte Integration nicht an seeli-
schen Verletzungen scheitert. Diese Möglichkeit 
vermisst übrigens Dr. Knut Reuter vom Bundes-
wehrkrankenhaus. Nach seinen Angaben fehlt es 
am Baustein Traumatisierungserstbehandlungen. 
Auch deshalb ist für die Regierungskoalition die 
Realisierung eines Traumazentrums für Flüchtlinge 
ein wichtiges politisches Anliegen in dieser Legisla-
turperiode. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ich kann diese Rede nicht be-
schließen, ohne auf ein Ereignis hinzuweisen, das 
vor 20 Jahren in Deutschland stattfand und 
Deutschland veränderte. In der Nacht zum 29. Mai 

1993 wurden bei einem rassistisch motivierten 
Brandanschlag in Solingen fünf Mitglieder der Fa-
milie Genç ermordet. Der Anschlag war der grau-
same Höhepunkt einer Reihe rassistischer Strafta-
ten, an die wir uns in Verbindung mit Städtenamen 
wie Hoyerswerda, Rostock und Mölln erinnern.  

Drei Tage vorher war im Deutschen Bundestag 
das Grundrecht auf Asyl eingeschränkt worden. 
Das gesellschaftliche und politische Gesamtklima 
in jener Zeit war aufgeladen und nicht selten ag-
gressiv gegenüber den Schutzsuchenden. Heute, 
20 Jahre später, setzen die Fraktionen im Nieder-
sächsischen Landtag mit diesem Syrien-Antrag 
gemeinsam ein Zeichen der Unterstützung für ein 
leidendes Volk, ein Zeichen für eine mitmenschli-
che Flüchtlings- und Asylpolitik. Es hätte dafür 
kaum ein besseres Datum geben können. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN sowie Zustimmung bei 
der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Zu dem Tagesord-
nungspunkt 10 erteile ich nun Herrn Kollegen Fo-
cke von der CDU-Fraktion das Wort. Bitte schön! 

Ansgar-Bernhard Focke (CDU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Heute 
ist ein guter Tag, um Zeichen zu setzen. Der Tag 
hat heute hier im Plenum mit der Ansprache des 
Landtagspräsidenten angefangen. Auch in der 
Mittagspause sind wir zusammengetroffen - Regie-
rungsmitglieder und Mitglieder aller Fraktionen -, 
um dessen zu gedenken, was vor 20 Jahren in 
Solingen passiert ist. Der gemeinsame Beschluss-
vorschlag des Innenausschusses an den Landtag, 
der uns heute vorliegt, setzt ein weiteres wichtiges 
Zeichen. 

Die Situation in Syrien ist nicht besser geworden. 
Sie ist schlimmer geworden. Die Zahlen sind uns 
allen bekannt: weit über 80 000 Tote, 2 Millionen 
innerstaatliche Flüchtlinge, über 1 Million Flüchtlin-
ge in den Anrainerstaaten. Meine Damen und Her-
ren, am 10. Mai 2013 kam es zu einem neuen 
traurigen Höhepunkt mit dem Einsatz von Giftgas 
gegenüber dem syrischen Volk. Deswegen ist es 
umso wichtiger, dass wir heute zusammenstehen 
und ein gemeinsames wichtiges Zeichen setzen. 

Meine Damen und Herren, Deutschland hat sich 
entschlossen, weitere 5 000 syrische Flüchtlinge 
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aufzunehmen - zusätzlich zu den bereits über 
10 000 Flüchtlingen, die wir im letzten Jahr und in 
den ersten Monaten des Jahres 2013 aufgenom-
men haben. Hier gilt ein besonderer Dank auch 
Herrn Bundesinnenminister Friedrich. Zurzeit be-
reitet eine Delegation mit einer Reise in den Liba-
non und die weiteren Anrainerstaaten das Aus-
wahlverfahren vor, um diese 5 000 zusätzlichen 
Flüchtlinge nach Deutschland zu holen. 

Meine Damen und Herren, Deutschland ist damit 
auch ein Vorbild für andere EU-Staaten, die hier 
nachziehen sollten. 

(Beifall bei der CDU) 

Nun konkret zu der Beschlussempfehlung, der wir 
heute gemeinsam zustimmen wollen. 

Erstens. Wir brauchen ein Resettlement-Pro-
gramm; denn die Wahrscheinlichkeit, dass die 
syrischen Flüchtlinge in naher Zukunft in ihre Hei-
mat zurückkehren, ist sehr gering - nahezu null. 
Deswegen müssen wir ihnen die Chance geben, 
sich hier schnell zu integrieren und ein Teil unserer 
Gesellschaft zu werden. 

Zweitens. Die Visa-Erteilung für syrische Staats-
angehörige, die hier in Deutschland Verwandte 
haben, die ihren Lebensunterhalt sichern, kann 
vielen sehr schnell und unbürokratisch helfen, aus 
den Krisengebieten herauszukommen und nach 
Deutschland zu kommen. Hier muss es eine 
schnellere Lösung geben. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Drittens. Wir brauchen eine konzentrierte europäi-
sche Aufnahmeaktion und eine Pledging-Konfe-
renz unter EU-Kommissarin Malmström; denn es 
ist und bleibt eine europäische Aufgabe. Deutsch-
land kann hier nur Vorreiter sein. Wir müssen auch 
alle anderen EU-Staaten mit ins Boot holen. 

(Beifall bei der CDU, bei den GRÜ-
NEN und bei der FDP) 

Viertens. Die internationalen Hilfszusagen waren 
großzügig und schnell. Wir fordern, dass den Wor-
ten auch Taten folgen. Erst 30 % der zugesagten 
Hilfsmittel wurden geleistet. Die zugesagten Hilfen 
müssen jetzt schneller in die Krisengebiete weiter-
geleitet werden. 

(Beifall bei der CDU) 

Fünftens. Ein ganz wichtiger Punkt ist, dass nach 
Artikel 3 Abs. 2 der Dublin-II-Verordnung ein EU-
Mitgliedstaat ein Selbsteintrittsrecht hat, sodass 
Asylbewerber, die in Deutschland einen Asylantrag 

stellen, nicht in das Land abgeschoben werden, in 
dem sie das erste Mal die Europäische Union be-
treten haben. Gerade in der Frage der syrischen 
Flüchtlinge ist es jetzt wichtig, dass die Bundesre-
gierung dieses Selbsteintrittsrecht prüft, aber 
gleichzeitig natürlich auch darauf achtet, dass die 
Vereinbarungen mit anderen EU-Staaten nicht 
verletzt werden. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Abschluss noch zwei persönliche Bemerkungen in 
den Landtag einbringen. 

Erstens. Mich macht es sehr betroffen, dass die 
aktuellen Berichte des Bundesnachrichtendienstes 
die Regierungstruppen von Baschar al-Assad ge-
stärkt sehen. Zum einen halte ich es für absolut 
falsch, dass Russland dem Regime von al-Assad 
schon bisher Waffen geliefert hat. Meine Damen 
und Herren, das ist ein Beitrag zum Blutvergießen. 
Zum anderen kritisiere ich aber auch - das macht 
mich traurig und betroffen -, dass die EU-Außen-
minister gestern Nacht beschlossen haben, dass 
europäische Staaten ebenfalls Waffen an die Re-
bellen liefern dürfen. Meine Damen und Herren, 
das fördert den Krieg weiter und wird nicht Frieden 
stiften. Das ist keine gute Entwicklung. 

(Beifall bei der CDU) 

Zweitens. Völkermord, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und das Verbre-
chen der Aggression sind Delikte des Völkerstraf-
rechts, die vom Internationalen Strafgerichtshof in 
Den Haag behandelt werden. Ich glaube, die inter-
nationale Gemeinschaft wäre gut beraten, zu for-
dern, dass sich der Diktator Baschar al-Assad vor 
dem Strafgerichtshof für Menschenrechte für das 
verantworten muss, was er seinem syrischen Volk 
angetan hat. 

(Beifall) 

Zum Abschluss: Der heutige gemeinsame Be-
schluss des Landtags ist ein wichtiges Zeichen an 
die syrischen Flüchtlinge, aber auch ihre Angehö-
rigen hier in Deutschland. Ich wünsche mir sehr, 
dass diese Botschaft über die Grenzen Nieder-
sachsens und Deutschlands hinaus auch gehört 
wird. Ich sage es noch einmal ganz deutlich in 
diese Richtung: Ihr seid herzlich willkommen! 

Vielen Dank. 

(Lebhafter Beifall) 
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Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege Focke. - Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen hat nun Frau Kollegin Po-
lat zu Tagesordnungspunkt 10 das Wort. Bitte! 

Filiz Polat (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Heute senden wir aus Niedersachsen ein 
gemeinsames Signal der Solidarität mit den syri-
schen Flüchtlingen und ihren hier lebenden Ange-
hörigen. Gemeinsam treten wir mit diesem Antrag 
dafür ein, dass syrische Flüchtlinge auf Dauer eine 
Perspektive in Niedersachsen erhalten, dass die 
Einreise von syrischen Menschen zu ihren Ver-
wandten nach Deutschland erleichtert wird und 
dass für syrische Flüchtlinge, die über andere EU-
Länder eingereist sind, die Möglichkeit eröffnet 
wird, ihr Asylverfahren in Deutschland durchzufüh-
ren. 

Mit diesem Antrag senden wir aber auch ein deutli-
ches Signal an die Bundesregierung bzw. im Spe-
ziellen an Bundesinnenminister Friedrich von der 
CSU. Immer noch weigert sich der für Einreisefra-
gen zuständige Bundesminister des Innern, den 
Nachzug von Familienangehörigen aus humanitä-
ren Gründen zu erleichtern, obwohl das UN-Flücht-
lingskommissariat schon im Dezember letzten Jah-
res entsprechend an die Bundesregierung appel-
liert hat. 

Meine Damen und Herren, mit unserem Antrag 
stehen wir gemeinsam mit zahlreichen Flüchtlings-
organisationen, Kirchen, syrischen Exilverbänden, 
aber auch mit Abgeordneten aller Fraktionen im 
Bundestag; denn wir brauchen mehr als die Hilfe 
vor Ort und mehr als ein schlichtes Touristenvisum 
für die Angehörigen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

So sieht es auch der geschätzte Kollege Polenz, 
den ich bereits in der ersten Beratung zitiert habe. 
Herr Polenz von der CDU, Vorsitzender des Aus-
wärtigen Ausschusses, forderte - ich zitiere mit 
Erlaubnis der Präsidentin aus einem Artikel in der 
Welt -: 

„Die Bundesregierung muss ihre Position 
schnell korrigieren und die Möglichkeit der 
unkonventionellen Flüchtlingshilfe für Ange-
hörige schaffen.“ 

Recht hat Herr Polenz, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Etwa die Hälfte der Flüchtlinge sind Kinder, meist 
unter elf Jahre. Diese Menschen haben bei einer 
der größten Flüchtlingskatastrophen in der moder-
nen Geschichte des Nahen Ostens alles verloren: 
ihre Heimat, ihre Freunde und ihre Existenz. Die-
sen Menschen müssen wir helfen. Deshalb fordern 
wir die Bundesregierung gemeinsam auf, 
schnellstmöglich die Visa-Erteilung beim Familien-
nachzug zu erleichtern, damit syrische Flüchtlinge 
unbürokratisch aufgenommen werden können, und 
ein Bleiberecht für syrische Flüchtlinge, die bereits 
in Deutschland sind, zu ermöglichen, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD und Zustimmung von Jan-
Christoph Oetjen [FDP]) 

Bereits 2009 - ich muss das an dieser Stelle leider 
wiederholen; denn das war in der letzten Legisla-
turperiode doch sehr eindrücklich - spitzte sich die 
Lage in Syrien zu. Menschenrechtsorganisationen 
berichteten von Inhaftierungen abgeschobener 
Personen auch aus Niedersachsen; Geduldete be-
richteten über Schikanierungen durch syrische Be-
amte auch hier in Deutschland.  

Das Bundesministerium des Innern reagierte dar-
aufhin im Dezember mit einem Schreiben an die 
Innenminister der Bundesländer und verwies aus-
drücklich auf eine besondere Sorgfalt bei der Prü-
fung von Abschiebungen nach Syrien.  

Das niedersächsische Innenministerium unter 
Schünemann - wie sollte es anders sein, meine 
Damen und Herren - zeigte sich irritiert über das 
Schreiben aus dem Bundesinnenministerium. Das 
Ministerium erklärte damals gegenüber dem 
Flüchtlingsrat auf Anfrage, man sei mit dem 
Schreiben nicht zufrieden und werde sich mit der 
Bitte um Änderung der angeregten Praxis mit dem 
Bundesinnenministerium in Verbindung setzen. 
Das Schreiben des Bundesinnenministeriums liefe 
bei entsprechender Umsetzung auf einen fakti-
schen, wenn auch nicht erklärten Abschiebungs-
stopp hinaus. - Wie Sie wissen, lehnte Schüne-
mann einen Abschiebungsstopp für Flüchtlinge 
aus Syrien damals noch strikt ab.  

Die damaligen politischen Versuche des nieder-
sächsischen Innenministeriums, eine Rücknahme 
des Schreibens vom 16. Dezember zu veranlas-
sen, waren aus Sicht des Flüchtlingsrates und 
auch aus unserer Sicht umso empörender, als der 

548 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  7. Plenarsitzung am 29. Mai 2013 
 

Ad-hoc-Lagebericht des Auswärtigen Amtes be-
reits im Jahr 2009 die Berichte über eine Verfol-
gung von Flüchtlingen nach ihrer Abschiebung 
bestätigte.  

Meine Damen und Herren, schon damals hat die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sowohl im Land-
tag als auch im Bundestag einen Abschiebungs-
stopp für Flüchtlinge aus Syrien gefordert. Denn im 
Jahr 2010 wurden in Niedersachsen etwa 240 
Personen für die Abschiebung nach Syrien ange-
meldet. Noch im Februar 2011 wurden Anuar und 
Bedir Naso aus dem Landkreis Hildesheim nach 
Syrien abgeschoben, meine Damen und Herren. 
Gemeinsam fordern wir aktuell immer noch die 
Wiedereinreise des Vaters und des Sohnes. So-
eben erreichte mich eine Nachricht des Anwalts: 
Die formalen Hürden, die einer Wiedereinreise 
noch entgegenstanden, sind laut des Anwalts 
überwunden. - Herr Innenminister, damit steht, 
glaube ich, einer Wiedereinreise nichts im Weg. 
Zumindest hat diese Landesregierung das so er-
klärt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, deshalb begrüßen wir 
den förmlichen Abschiebungsstopp nach § 60 a 
Aufenthaltsgesetz. Dieser bietet auch einen ver-
lässlichen, dauerhaften Rechtsrahmen, um lang-
jährig Geduldeten hier in Niedersachsen über den 
§ 23 Abs. 1 Aufenthaltsgesetz eine Aufenthaltser-
laubnis zu geben.  

Mich hat allerdings bei den Beratungen dieses 
Antrags verwundert - das sage ich in Richtung der 
FDP -, dass Sie die Streichung des letzten Satzes 
in unserem Entschließungsantrags eingefordert 
haben, nämlich dass zukünftig keine wirtschaftli-
chen oder politischen Delegationen in die Republik 
Syrien durch die Landesregierung begleitet, orga-
nisiert oder unterstützt werden sollen, zumal Sie 
eine entsprechende Forderung in Ihrem eigenen 
Entschließungsantrag „Menschenrechte bei Aus-
lands-, Delegations- und Ausschussreisen stärker 
berücksichtigen“ selbst erheben. Darauf wollte ich 
an dieser Stelle noch einmal hinweisen. Mit diesem 
Satz hätten wir in Richtung Syrien zumindest ein 
klares Zeichen setzen können.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Denn es war ja das Wirtschaftsministerium, das 
noch im Februar 2011 eine Wirtschaftsdelegation 
nach Syrien unterstützt hatte. Der damalige 

Staatssekretär Liersch hatte diese Delegation or-
ganisiert bzw. begleitet. Das Ministerium erklärte 
im Februar 2011 - ich zitiere -:  

„Im Unterschied zu anderen arabischen 
Ländern ist Syrien ein weltlich orientiertes 
Land, in dem die verschiedenen Religionen 
und Nationalitäten weitgehend konfliktlos 
nebeneinander leben. Eine Entwicklung wie 
z. B. in Ägypten wird derzeit als unwahr-
scheinlich angesehen, da Präsident Assad 
bedeutend jünger ist als die anderen Macht-
haber in der arabischen Welt und somit dem 
Volk näher steht. Ein Generationswechsel 
vom Vater zum Sohn ist bereits vollzogen 
und hat bereits für eine Modernisierung des 
Landes gesorgt.“ 

Wir wissen, dass die Situation bereits im Februar 
2011 schon sehr zugespitzt war. Der Flüchtlingsrat 
kommentierte treffend:  

„Diese Verharmlosung der Verfolgung und 
Unterdrückung in der von Sicherheitsappa-
raten und Militärs geprägten autoritären Dik-
tatur im Interesse guter Geschäfte schreit 
zum Himmel.“ 

Meine Damen und Herren, diese Politik gehört in 
Niedersachsen zum Glück der Vergangenheit an. 
Wir freuen uns gemeinsam, dass der Paradig-
menwechsel auch bei CDU und FDP hier im Land-
tag angekommen ist.  

Vielen Dank für Ihre Unterstützung.  

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Für die FDP-Fraktion hat nun Herr 
Kollege Oetjen das Wort. Bitte schön! 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 

Ganz herzlichen Dank. - Verehrte Frau Präsiden-
tin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich bin 
sehr, sehr froh, dass wir heute in diesem Hause 
einen gemeinsamen Beschluss zum Thema Syrien 
fassen und damit ein Signal zum einen nach Berlin 
an den Bundestag und Bundesrat, aber zum ande-
ren natürlich auch nach Syrien senden und damit 
deutlich machen: Wir in Niedersachsen sehen mit 
Sorge, was in Syrien passiert, aber - wie es der 
Kollege gesagt hat - unsere Türen sind offen; wir 
freuen uns darauf, dass Menschen aus Syrien zu 
uns kommen, auch wenn die Umstände sehr 

 549



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  7. Plenarsitzung am 29. Mai 2013 
 

schwierig sind. Wir sind bereit, zu helfen, wo wir 
helfen können, verehrte Damen und Herren.  

Der Kollege Focke hat ausdrücklich recht: Wir 
brauchen auch ein Resettlement-Programm, das 
es ermöglicht, dass sich diese Menschen dauer-
haft in Deutschland ansiedeln können. Denn wir 
wissen, dass bei vielen eine Rückkehr in ihre syri-
sche Heimat möglicherweise niemals möglich sein 
wird. Von daher müssen wir eine dauerhafte Per-
spektive bieten. 

Ich bin auch sehr froh, dass wir über alle Partei-
grenzen hinweg in diesem Antrag fordern, dass der 
vereinfachte Familiennachzug - das fordert auch 
das Auswärtige Amt - ermöglicht und gewährt wird, 
wenn noch Mitglieder einer Familie in Syrien sind 
und ihre Verwandten hier vor Ort für sie bürgen. 
Das würde wirklich eine deutliche Erleichterung, 
Entspannung und Hilfe für die Familienmitglieder 
bedeuten, die in Syrien geblieben sind. 

(Zustimmung von Ansgar-Bernhard 
Focke [CDU]) 

Wir wissen - das hat der Kollege Focke auch ge-
sagt -, dass die Situation in Syrien weiterhin sehr 
schwierig ist. Es ist verschiedentlich über den Ein-
satz von chemischen Waffen in Syrien berichtet 
worden. Vor zwei Tagen haben Journalisten der 
Zeitung Le Monde einen Augenzeugenbericht ge-
liefert, der diese Berichte nachdrücklich unterstützt 
hat. Von daher glaube ich, dass wir darauf gefasst 
sein müssen, dass die Situation in Syrien auch 
über einen längeren Zeitraum hinweg schwierig 
bleibt. Ich schließe mich den Sorgen des Kollegen 
Focke an: Ich glaube, dass die Waffenlieferungen 
nur zu mehr Blutvergießen führen werden und 
nicht dazu, dass die Situation in Syrien sich ent-
spannt und einfacher wird. 

(Glocke der Präsidentin) 

Ich will abschließend, Frau Präsidentin, noch eine 
Anmerkung zum Antrag unter Tagesordnungs-
punkt 11 machen, auch wenn das inhaltlich jetzt 
nicht so gut passt; dort geht es um das Thema 
Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen und Blei-
beberechtigten. Wir sind durchaus der Meinung, 
dass die Arbeitsmarktintegration als wichtige Vor-
aussetzung dafür, dass sich Menschen bei uns 
tatsächlich in die Gesellschaft integrieren können, 
ein guter Schritt ist. Deswegen finden wir es richtig, 
dass Minister Bode in der Vergangenheit entspre-
chende Maßnahmen angeboten hat. In Nieder-
sachsen sind dazu drei Modellprojekte gelaufen. 
Wir würden uns wünschen, dass sie erhalten blei-

ben und in Zukunft fortgesetzt werden können. 
Auch wenn aus Berlin die Nachricht kommt, dass 
weniger Mittel dafür zur Verfügung gestellt wer-
den - was genau diese Projekte gebracht haben, 
können wir im Moment noch nicht genau beurtei-
len -, meinen wir, dass man dann eher schauen 
sollte, wie die Instrumente verbessert werden kön-
nen. Sie abzuschaffen, ist sicherlich der falsche 
Weg. Von daher würden wir dem Antrag unter 
Tagesordnungspunkt 11 auch zustimmen.  

Ich bedanke mich für die Großzügigkeit, Frau Prä-
sidentin.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU 
sowie Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die SPD-Fraktion 
hat nun Frau Glosemeyer das Wort. Bitte schön! 

Immacolata Glosemeyer (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Wie können wir Ausgrenzung und Diskri-
minierung beim Zugang zu Ausbildung und Ar-
beitswelt nachhaltig begegnen? Welche Chancen 
bieten sich dem deutschen Arbeitsmarkt, wenn 
Jugendliche und junge Erwachsene als Flüchtlinge 
und Bleiberechtigte integriert werden? 

Mit dem Programm „XENOS - Integration und Viel-
falt“ unterstützt der Europäische Sozialfonds pra-
xisnahe Projekte. Ziel ist es, die Ausgrenzung und 
Diskriminierung von Bleibeberechtigten und Flücht-
lingen beim Zugang zu Ausbildung und Arbeitswelt 
abzuschaffen und ihre Integration zu stärken. Das 
Programm bietet noch bis zum 31. Dezember 2013 
Migrantinnen und Migranten mit besonderem Auf-
enthaltsstatus Hilfestellung bei der Integration in 
den Arbeitsmarkt. Danach stehen 28 bundesweit 
erfolgreiche Projekte vor dem Aus. Das dürfen wir 
nicht hinnehmen, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Knapp 50 % der 11 000 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer konnten auf dem ersten Arbeitsmarkt Fuß 
fassen. Was für eine Erfolgsgeschichte! 

Das gebündelte Know-how von Trägern aus den 
Bereichen Flüchtlingsarbeit, Beratung, Arbeits-
markt, Betriebskontakte und kulturspezifisches 
Wissen in einem Beratungsnetzwerk darf nicht 
verloren gehen. Ich denke dabei insbesondere 
auch an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Projekte, die dort wertvolle Arbeit leisten. 
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Die Bundesministerin für Arbeit und Soziales aber 
will nicht nur die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
im Regen stehen lassen, sondern auch die unzäh-
ligen Flüchtlinge und Bleibeberechtigten. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Sie erfolgreich in das Arbeitsleben zu integrieren, 
ist besonders schwierig. Darum brauchen sie un-
seren besonderen Schutz. Es sollte Ursula von der 
Leyen doch wohl nicht schwerfallen, die zur Verfü-
gung gestellten Mittel auch abzurufen - bei dieser 
Erfolgsgeschichte. 

Migrantinnen und Migranten - egal, aus welchen 
Gründen sie nach Deutschland kommen - bringen 
Potenziale mit, die wir nicht ungenutzt lassen dür-
fen. Die Ressource Bildung ist der Rohstoff 
Deutschlands. 

Der Projektsname XENOS ist abgeleitet von grie-
chischem Wort für „fremd“ oder „der Fremde“. 
Menschen verlassen ihre Heimat in den meisten 
Fällen nicht freiwillig. Sie sollen sich bei uns nicht 
nur sicher vor Krieg und Verfolgung, sondern auch 
willkommen fühlen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dazu gehören insbesondere auch die Wertschät-
zung ihrer Leistungsfähigkeit und ihre Integration 
in den Arbeitsmarkt. 

Wie ich erfreut der Presse entnehmen konnte, gibt 
es im Bundesministerium für Arbeit erste Pläne, 
um geduldete Ausländer schneller in Arbeit zu 
bringen. Da ist es doch nur ein kleiner Schritt zur 
Weiterführung des Bleiberechtsprogramms. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Damit wichtige Projekte nicht ins Leere laufen, 
brauchen sie verlässliche finanzielle Grundlagen 
für den kommenden Förderzeitraum. Diese Mittel 
müssen von der Ministerin abgerufen werden. 

Das XENOS-Programm ist wie kaum ein anderes 
Sonderprogramm geeignet, die nachhaltige Wir-
kung von Projektarbeit zu belegen; denn als ge-
wachsenes Programm bewährt es sich seit vielen 
Jahren. Gerade vor dem Hintergrund, dass 
Deutschland der Aufnahme von Flüchtlingen aus 
Syrien zugestimmt hat, wird der besondere För-
derbedarf für junge Erwachsene offensichtlich. Wir 
müssen Zuwanderern auch eine Perspektive bie-
ten. Wer Ja zur Zuwanderung sagt, muss auch Ja 
zu unterstützenden Hilfen sagen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Liebe Ursula von der Leyen, wir sind ein beken-
nendes Zuwanderungsland.  

Übrigens: Das Bleiberechtsprogramm kann dazu 
beitragen, dem drohenden Fachkräftemangel und 
der demografischen Entwicklung etwas entgegen-
zusetzen. Die Fortsetzung unserer Politik der Will-
kommenskultur darf nicht an nicht abgerufenen 
Mitteln scheitern. 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Nicht nur die Integrationsministerkonferenz 
mit Cornelia Rundt begrüßt in ihrem einstimmigen 
Beschluss die Fortführung des ESF-Programmes 
und dessen Strukturen und Hilfsangebote. Auch 
wir müssen uns diesem Votum geschlossen an-
schließen. Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales ist in der Pflicht. Ursula von der Leyen 
muss Farbe bekennen und sich für die Einhaltung, 
Erhaltung und Weiterführung des Bleiberechtspro-
gramms einsetzen. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung zum Antrag und 
beantrage sofortige Abstimmung.  

Die Zustimmung dürfte Ihnen an und für sich nicht 
schwerfallen, nachdem Herr Focke heute bei der 
Gedenkveranstaltung sagte, dass die CDU unsere 
Willkommenskultur unterstützen wird. Insofern 
freue ich mich auf Ihre Zustimmung. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Frau Kollegin Glosemeyer, ich darf Ihnen zu Ihrer 
ersten Rede in diesem Hause gratulieren. Herzli-
chen Glückwunsch! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN sowie Zustimmung bei der 
CDU) 

Für die CDU-Fraktion hat nun Frau Kollegin Jou-
maah das Wort. Bitte schön! 

Petra Joumaah (CDU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Bildung, Sprache und Arbeit sind Schlüs-
sel zur Integration. Jede Maßnahme, die dieses 
Ziel verfolgt, wird natürlich auch von uns begrüßt. 
Das Ziel des XENOS-Bundesprogramms ist die 
nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt. Bun-
desweit sind verschiedenste Netzwerke mit unter-
schiedlichsten Projekten beteiligt. Erstes Ziel ist 
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der Abbau von Vermittlungshemmnissen. Dies 
erfolgt z. B. durch Sprachkurse - dieser Punkt 
muss, wie meine Vorrednerin gesagt hat, sicherlich 
erstes Ziel bei den Kindern und Jugendlichen sein, 
die jetzt aus Syrien zu uns kommen -, durch För-
derunterricht, das Nachholen von Schulabschlüs-
sen, Schulpflichterfüllung, diverse Praktika, sozia-
les Training, vor allem aber auch die rechtzeitige 
Unterstützung für einen gelungenen Übergang von 
der Schule in den Beruf oder eine Berufsausbil-
dung. 

Wir haben es eben schon gehört: Hier bei uns in 
Niedersachsen sind bisher drei Projekte gefördert 
worden, die sich alle drei sehr bewährt haben. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
bei der FDP) 

Diese Bewährung gilt natürlich nicht nur für Nie-
dersachsen. Die Vernetzung diverser sozialer 
Dienste, Flüchtlingsräte, Arbeitsagenturen, vor 
allem aber auch Arbeitgeber hat dazu geführt, 
dass bundesweit immerhin fast die Hälfte aller 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf dem ersten 
Arbeitsmarkt entweder eine Arbeit oder eine Aus-
bildung gefunden hat.  

(Beifall bei der CDU) 

Das XENOS-Programm ist also ein gelungenes 
Beispiel für Maßnahmen zur wirtschaftlichen Integ-
ration. Das ist zum einen sehr positiv für alle Betei-
ligten. Es ist zum anderen aber auch sehr positiv 
für den Bund, für die Länder und für die Kommu-
nen. Denn wer Arbeit hat, braucht keine Sozialleis-
tungen in Anspruch zu nehmen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren, Bewährtes soll man grundsätzlich fortset-
zen, wenn es denn möglich ist. Die Entscheidung 
insbesondere zum Einsatz der Mittel in der neuen 
EU-Förderperiode hat der Bund zu treffen. Auf-
grund der positiven Erfahrungen würden auch wir 
es begrüßen, wenn das bewährte XENOS-Pro-
gramm fortgesetzt würde. In diesem Sinne haben 
sich im März auch alle 16 Integrationsministerin-
nen und Integrationsminister geäußert.  

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren, einen Hinweis bzw. eine Frage möchte ich 
an dieser Stelle noch loswerden: Gestern hat die 
Landesregierung die Schwerpunkte der künftigen 
EU-Programme des Landes festgelegt. Die Lan-
desregierung wird selbst noch operationelle Pro-
gramme für den ESF 2014 bis 2020 auflegen. Da-

bei haben Sie durchaus die Möglichkeit, entspre-
chende eigene Programme einzuplanen. Aber das 
haben die Regierungsfraktionen sicherlich im Blick.  

Auch wir sind insgesamt der Ansicht, dass die 
Fortsetzung des Bleiberechtsprogramms zur Ar-
beitsmarktintegration von Flüchtlingen und Bleibe-
berechtigten begrüßenswert ist. Dem Antrag, sich 
weiterhin für die Fortführung des XENOS-Bundes-
programms einzusetzen, kann die CDU-Fraktion 
im Grundsatz zustimmen.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Wir dürfen die Landesregierung aber nicht ganz 
aus der Pflicht entlassen, möglicherweise auch 
selbst mit Fördermitteln einzutreten. 

(Beifall bei der CDU) 

Um meiner Vorrednerin zu antworten: Auch wir von 
der CDU-Fraktion stimmen einer sofortigen Ab-
stimmung zu. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Frau Kollegin Joumaah, auch Ihnen darf ich zu 
Ihrer ersten Rede in diesem Hause gratulieren. 
Herzlichen Glückwunsch! 

(Beifall) 

Für die Landesregierung hat nun Herr Pistorius 
das Wort. Bitte schön! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Lassen Sie mich vorweg-
schicken: Ich finde es wirklich erfreulich, dass hier 
heute über alle Fraktionen hinweg ein richtungs-
weisender und besonders wichtiger Entschlie-
ßungsantrag angenommen werden wird. Ich kann 
Ihnen versichern: Das wird Wirkung haben. Das ist 
ein starkes Signal aus Niedersachsen. Mir ist bis-
lang kein Entschließungsantrag gleichlautender Art 
aus einem anderen Landesparlament bekannt. 
Von daher können wir gemeinsam hoffen, dass 
dieser Antrag Schule macht. Warum, darauf werde 
ich gleich noch eingehen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN sowie Zustimmung bei der 
CDU) 

Die Bundesrepublik ist mit dem Einstieg in das 
Resettlement-Programm der EU zwar auf einem 
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sehr guten Weg. Aber wir müssen erreichen, dass 
die Teilnahme an diesem Programm nicht - wie 
derzeit festgelegt - auf die Zeit bis 2014 begrenzt 
bleibt. Wir können und dürfen uns angesichts der 
weltweiten humanitären Katastrophen nicht einbil-
den, glauben machen oder gar darauf ausruhen, 
dass wir in diesem Jahr im Rahmen des EU-Re-
settlement-Programms 200 schutzbedürftige nicht 
syrische Staatsangehörige aus Syrien aufnehmen.  

Wir brauchen ein Konzept, auf dessen Grundlage 
wir schneller handeln können, ohne uns im Vorfeld 
immer wieder in Grundsatzdiskussionen verstri-
cken zu müssen. Das ist nur sichergestellt, wenn 
Deutschland seiner humanitären Verpflichtung 
nachkommt und sich permanent am EU-Resettle-
ment-Programm beteiligt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sind 
uns darin einig, dass insbesondere vor dem Hin-
tergrund des syrischen Bürgerkrieges dringend 
Lösungen gefunden werden müssen, um das von 
meinen Vorrednerinnen und Vorrednern ein-
drucksvoll geschilderte menschliche Leid zu ver-
ringern.  

In Bezug auf die besonders schutzbedürftigen 
Flüchtlinge besteht angesichts der Situation in den 
Flüchtlingslagern in Jordanien, im Libanon und in 
der Türkei, die höchst problematisch ist, ganz kon-
kret aktueller Handlungsbedarf. Das, was diese 
drei Anrainerstaaten Syriens zurzeit leisten, ver-
dient die allerhöchste Anerkennung von uns aus 
dem wohlhabenden Mitteleuropa. Das ist eine 
beeindruckende Leistung. 

(Beifall) 

Die Innenminister von Bund und Ländern sind sich 
daher darüber einig, dass Deutschland zeitnah 
5 000 syrische Staatsangehörige aufnimmt und 
ihnen Schutz gewährt. Niedersachsen wird nach 
dem Königsteiner Schlüssel ca. 470 Schutzbedürf-
tige aufnehmen. Sie werden zunächst in Friedland 
aufgenommen. Dort erhalten sie im Rahmen der 
Wegweiserkurse eine erste Starthilfe, um sich in 
Deutschland zurechtzufinden. Bund und Länder 
stehen in Kontakt, um die Einzelheiten für eine 
zügige Aufnahme abzustimmen. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe sehr, dass 
dies ein Signal für weitere europäische Staaten 
sein wird, entsprechende Aufnahmeaktionen zu 
organisieren, damit auch sie ihrer humanitären 
Verpflichtung nachkommen. Die Bundesrepublik 
wird das syrische Problem weder mit 5 000 noch 
mit 15 000 aufgenommenen Flüchtlingen alleine 

lösen können. Hier ist die europäische Staatenge-
meinschaft gefordert. 

(Zustimmung bei der CDU und bei 
den GRÜNEN) 

Allerdings, meine Damen und Herren, will ich, was 
die Aufnahme der Syrer angeht, zwei Sätze dar-
über verlieren, dass es bislang schwierig ist, sich 
mit der Bundesebene auf ein Verfahren zu einigen, 
das eine einfache Aufnahme dieser schutzbedürf-
tigen Menschen erlaubt. 

Bislang sieht es immer noch so aus, als könnten 
wir diese 5 000 nur mit einer vorübergehenden, 
sehr kurzfristigen Befristung ihres Aufenthalts-
rechts überhaupt hierher bekommen. Die Wirkung 
wird die gleiche sein, wie wir sie schon in den ver-
gangenen Jahrzehnten erlebt haben. Eine Integra-
tion wird schwierig werden. Die Integrationsnot-
wendigkeit wird schwer zu vermitteln sein, wenn 
jemand nicht weiß, ob er nicht vielleicht schon in 
zwei oder drei Jahren wieder abgeschoben werden 
wird, auch wenn er das für sich kaum für zuträglich 
hält. 

Dass Deutschland Syrerinnen und Syrer nicht im 
Stich lässt, haben wir im Übrigen mit der Regelung 
für syrische Studierende nachgewiesen, denen der 
Abschluss ihres Studiums auch ermöglicht wird, 
wenn die bisherige finanzielle Grundlage ihres 
Aufenthalts verloren gegangen ist. Darüber hin-
aus - das wurde schon erwähnt - wird der Ab-
schiebungsstopp für die Personengruppe der aus-
reisepflichtigen syrischen Staatangehörigen, die 
noch nicht als Flüchtlinge anerkannt wurden, aus-
gesetzt. 

Aber, meine Damen und Herren, es gibt auch, was 
den Zuzug der Familienangehörigen angeht, im-
mer noch ein ungelöstes Problem, nämlich die 
Frage, wie wir uns mit dem Bundesinnenminister 
einigen, auf welcher Rechtsgrundlage und in wel-
chem Rahmen das geschieht. Mein Appell an die 
Oppositionsfraktionen lautet: Meine Damen und 
Herren, helfen Sie mit, den Bundesinnenminister 
davon zu überzeugen, dass wir hier leichtgängige 
Lösungen brauchen, dass schnelle Lösungen er-
forderlich sind, dass wir vor allem unbürokratische 
Lösungen brauchen, die nicht auf die einzelne 
Erteilung von Visa hinauslaufen. Ich wäre Ihnen im 
Interesse unseres gemeinsamen Entschließungs-
antrags sehr verbunden, wenn Sie dies in Berlin 
auf Ihren Kanälen energisch mit vertreten würden. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe 
das Vergnügen, gleich auch zu Tagesordnungs-
punkt 11 zu sprechen. Ich schließe dies an, weil es 
auch inhaltlich passt. Denn mit der Aufnahme en-
det unsere Verpflichtung gegenüber den Syrerin-
nen und Syrern nicht. Wir müssen Perspektiven 
aufzuzeigen, bei der Integration in Deutschland 
behilflich sein. Wir müssen Türen und Wege öff-
nen.  

Die Vergangenheit hat gezeigt, dass neben dem 
Spracherwerb die Eingliederung in den Arbeits-
markt die beste Voraussetzung für eine gelungene 
Integration bietet. Hierauf ist mehrfach hingewie-
sen worden. Eine aktuelle Bertelsmann-Studie be-
legt überdies eindrucksvoll das hohe Bildungsni-
veau von Zuwanderern. Meine Damen und Herren, 
wir müssen vor diesem Hintergrund Schluss ma-
chen mit der Angstrhetorik der 90er-Jahre.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Auch die Bundesregierung muss zur Kenntnis 
nehmen, dass Einwanderern mittlerweile - zumin-
dest zu einem Teil - ein höheres Bildungs- und 
Qualifikationsniveau eigen ist als das der deut-
schen Bevölkerung. Somit hat sich das Bild in den 
letzten zehn Jahren deutlich verändert. Und wir 
alle wissen: Im Erwerbsleben entstandene soziale 
Kontakte fördern Integration für alle Angehörigen 
einer Familie und setzen einen für alle - einschließ-
lich unserer Gesellschaft und unserer Volkswirt-
schaft - gewinnbringenden Kreislauf in Gang.  

Die Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen haben daher einen Entschließungsantrag zum 
Thema „Weiterführung des Bleiberechtspro-
gramms“ formuliert, mit dem wir dieses wichtige 
Ziel erreichen wollen.  

Die Landesregierung setzt sich ausdrücklich für die 
Fortsetzung des Bleiberechtsprogramms zur Ar-
beitsmarktintegration von Flüchtlingen und Bleibe-
berechtigten, kurz XENOS genannt, ein, und das 
aus gutem Grund: Das XENOS-Bundesprogramm 
zur Unterstützung von Bleibeberechtigten und 
Flüchtlingen am Arbeitsmarkt als Teil des Nationa-
len Aktionsplans Integration wird bundesweit über 
die Parteigrenzen hinweg als ausgesprochen er-
folgreich bewertet. Für das Programm wurden bis 
heute über 30 Millionen Euro zur Verfügung ge-
stellt, 19 Millionen Euro aus dem ESF, 12 Millionen 
Euro aus dem Haushalt des Bundes sowie 3 Mil-
lionen Euro Projektmittel der durchführenden Initia-
tiven und Träger.  

Bundesweit bestehen derzeit 28 regionale Netz-
werke, davon 3 in Niedersachsen. Dies ist genannt 
worden. Mehr als die Hälfte der insgesamt 10 200 
Teilnehmenden konnte erfolgreich in Arbeit- oder 
Ausbildung integriert werden. Das ist, wie ich finde, 
eine wirklich beeindruckende Zahl.  

Hierin sieht die Landesregierung einen richtung-
weisenden Erfolg. Denn dies hilft den Flüchtlingen 
und stärkt gleichzeitig den Arbeitsmarkt. Das En-
gagement der Projektträger zur Fortführung dieser 
Projekte wird daher von der Landesregierung aus-
drücklich begrüßt und inhaltlich hundertprozentig 
unterstützt. Die Integrationsministerkonferenz hat 
sich gegenüber dem Bund im März dieses Jahres 
bereits einstimmig geäußert. 

Die Landesregierung versteht im Übrigen die ab-
lehnende Haltung der Bundesregierung zu dieser 
Frage nach wie vor nicht, wo doch über 2013 hin-
aus auch dem Bund ESF-Mittel zur Verfügung 
stehen. Die Landesregierung wird sich daher noch 
einmal direkt an Frau Bundesministerin von der 
Leyen wenden und für die Fortführung dieses gu-
ten Programms verwenden. 

Vielen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Beratung zu den Tagesordnungs-
punkten 10 und 11.  

Wir kommen zunächst zur Abstimmung zu Tages-
ordnungspunkt 10.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
zustimmen und damit den Antrag der Fraktion der 
SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in 
geänderter Fassung annehmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Dem Antrag ist mit den Stimmen aller Frak-
tionen gefolgt worden. 

(Beifall) 

Wir kommen nun zur Abstimmung zu Tagesord-
nungspunkt 11.  

Die Fraktion der SPD hat für ihren Antrag in der 
Drucksache 17/168 die sofortige Abstimmung be-
antragt. Wie bereits signalisiert wurde, sind alle 
Fraktionen bereit, dem Wunsch der Antragsteller 
nach sofortiger Abstimmung über den Antrag zu 
folgen. Der guten Ordnung halber frage ich gleich-
wohl, ob eine Ausschussüberweisung mit dem 
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Ihnen bekannten Quorum von 30 Mitgliedern des 
Landtages gewünscht wird. - Das ist nicht der Fall. 
Daher kommen wir zur Abstimmung.  

Wer den Antrag in der Drucksache 17/168 anneh-
men möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - 
Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Auch 
diesem Antrag ist einstimmig gefolgt worden. 

(Beifall) 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 12: 
Abschließende Beratung: 
Geschäftsordnung für den Ausschuss für An-
gelegenheiten des Verfassungsschutzes, so-
weit er Aufgaben nach § 2 des Nds. AG G 10 
wahrnimmt, gemäß § 26 Abs. 2 Satz 1 
NVerfSchG - Antrag des Ausschusses für Angele-
genheiten des Verfassungsschutzes - Drs. 17/109  

Nach dem Niedersächsischen Verfassungsschutz-
gesetz gibt sich der Ausschuss für Angelegenhei-
ten des Verfassungsschutzes eine besondere Ge-
schäftsordnung für die Wahrnehmung der Aufga-
ben, die ihm nach § 2 Abs. 1 des Niedersächsi-
schen Gesetzes zur Ausführung des Artikel-10-
Gesetzes obliegen. Diese Geschäftsordnung, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, bedarf der Bestätigung 
durch den Landtag.  

Im Ältestenrat waren sich die Fraktionen einig, 
dass über diesen Punkt ohne Besprechung abge-
stimmt wird. - Ich höre keinen Widerspruch und 
lasse daher gleich abstimmen.  

Wer der in der Ausschusssitzung am 11. April 
2013 beschlossenen Geschäftsordnung die erfor-
derliche Bestätigung geben möchte, den bitte ich 
um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Dem Antrag ist entsprochen worden. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 13: 
Erste Beratung: 
Verwaltungsabkommen zwischen Hamburg 
und Niedersachsen vereinbaren - Generalplan 
„Heidewasser“ umsetzen - Antrag der Fraktion 
der CDU - Drs. 17/163  

Zur Einbringung hat sich Herr Kollege Schönecke 
von der CDU-Fraktion zu Wort gemeldet. Bitte 
sehr! 

Heiner Schönecke (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Historisch betrachtet, reicht die The-
matik des Heidewassers bis in die 70er-Jahre zu-
rück.  

1974 wurde zwischen dem wasserreichen Land 
Niedersachsen und der Freien und Hansestadt 
Hamburg ein Verwaltungsabkommen für die Dauer 
von 30 Jahren geschlossen. Dieses Abkommen ist 
im Jahr 2004 abgelaufen, und die damalige Be-
zirksregierung hat die Förderung bis zum Ablauf 
eines erneuten Bewilligungsverfahrens mit einer 
Fördermenge von jährlich 15,7 Millionen m³ ver-
längert. 

(Vizepräsident Karl-Heinz Klare über-
nimmt den Vorsitz) 

Für viele von uns sind 15,7 Millionen m³ nur eine 
Zahl. Aber wenn man bedenkt, dass bei uns im 
Landkreis Harburg nicht ganz 35 Millionen m³ pro 
Jahr gefördert werden, und einen Vergleich an-
stellt, so haben wir es mittlerweile mit einer Was-
sermenge zu tun, wie sie sich heute im Steinhuder 
Meer befindet. Die Wassermenge des Steinhuder 
Meeres geht also jedes Jahr zur Hälfte nach Ham-
burg. 

Die Hamburger Wasserwerke verkaufen - unter 
einem anderen Tagesordnungspunkt ist ja schon 
darauf hingewiesen worden - allerdings aus eige-
nen Förderrechten - das haben wir in der Ausei-
nandersetzung mit den Hamburger Wasserwerken 
auch zugestehen müssen - Trinkwasser nach Lü-
beck. Hamburg hat daraus ein gutes Geschäfts-
modell für sich entwickelt. 

Das Antragsverfahren, das jetzt lokal läuft, ist 
schon sehr weit fortgeschritten. Wir haben uns hier 
im Landtag im Jahr 2010 mit diesem Thema be-
schäftigt. Wir waren uns in den meisten Fraktionen 
einig, haben einen gemeinsamen Beschluss ge-
fasst und gesagt - SPD, CDU und FDP gemein-
sam -, dass die beantragte Fördermenge von 
16,6 Millionen m3 pro Jahr niedriger zu sein hat 
und dass auf regelmäßige Bedarfsanalysen und 
auf die Regelung von Ausgleichszahlungen bei 
Schäden hinzuwirken ist.  

Vor allem haben wir aber gesagt, dass die Ham-
burger Wasserwerke einen finanziellen Beitrag 
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zum Schutz des Grund- und Oberflächenwassers 
in der betroffenen Region zu entrichten haben.  

(Beifall bei der CDU) 

Am 15. März 2011 teilte die damalige CDU/FDP-
Landesregierung mit, dass der Hamburger Behör-
de für Stadtentwicklung und Umwelt ein Entwurf 
einer Verwaltungsvereinbarung übersandt worden 
ist. Seit März 2011 herrscht auf Hamburger Seite 
aber Funkstille. Zumindest ist mir bisher an keiner 
Stelle gesagt worden, dass sich Hamburg dazu 
geäußert hätte.  

Was macht Hamburg? - Hamburg pumpt täglich 
weiterhin bei uns Wasser, weil sich das, lieber Herr 
Kollege Hocker, für die Hamburger rechnet. Der 
feine Unterschied gegenüber unserer Förderung 
im Landkreis Harburg oder in den Regionen hier in 
Niedersachsen besteht darin, dass die Wertschöp-
fung bei unseren Wasserwerken stattfindet. In 
diesem Fall findet die Wertschöpfung aus Wasser 
aber in der Hamburger City statt.  

Ich bitte die Haushälter oder diejenigen, die sich 
mit Zahlen gut auskennen, einmal, die Marge aus-
zurechnen, die die Hamburger hier vorfinden. Auf 
der einen Seite werden im Landkreis Harburg 
5,113 Cent - das ist der sogenannte Wassercent - 
entrichtet, auf der anderen Seite werden aber 
1,72 Euro pro Kubikmeter Wasser vom Hamburger 
Kunden genommen. Das ist doch eine Marge, über 
die sich trefflich reden lässt. Für einen Hamburger 
Kaufmann ist das eine ausgesprochen gute Rendi-
te. Wie sagte doch die Geschäftsführerin von Ham-
burg Wasser, Frau Nathalie Leroy? - Alle denken - 
das war wahrscheinlich an die Kollegen der Grü-
nen-Fraktion gerichtet -, wir müssen Wasser spa-
ren. - Wie formulierte sie aber für das Hamburger 
Abendblatt? - Doch für Norddeutschland ist das 
Schwachsinn, und zwar aus ökologischer und 
ökonomischer Sicht.  

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, aus ökonomischer Sicht hat die Dame 
für Hamburg sicherlich recht. Aus ökologischer 
Sicht haben wir bei uns im Landkreis Harburg und 
in der Region Nordheide jedoch eine ganz andere 
Sicht der Dinge. Es dauert 40 bis 80 Jahre, bis das 
Grundwasser so gut wird, wie es zurzeit ist. Die 
Entstehung, die bei uns in der Nordheide stattfin-
det, soll auch in den nächsten Jahrzehnten andau-
ern.  

Vor allem erkennen wir, dass man in Hamburg mit 
diesem Heidewasser ein ganz ordentliches Ge-
schäft macht. Hier ist schon vom Kollegen Hocker 

gesagt worden: Die Hamburger Wasserwerke füh-
ren an den Haushalt der Freien und Hansestadt 
Hamburg jedes Jahr 30 Millionen Euro ab, aber 
natürlich nicht nur aus dem Verkauf des Heide-
wassers; denn die Hamburger Wasserwerke ma-
chen noch ganz andere Geschäfte. Ich will hier 
nicht kommentieren, ob das, was wir dort in den 
Geschäftsberichten vorfinden, unbedingt auf unse-
re Problemlage aufzusetzen ist. Es geht mir aber 
auch darum, dass die Wertschöpfung nicht nur in 
Hamburg stattfindet. 

Dann gibt es eine weitere Variante in der Frage, 
dass wir uns in der Nordheide in einer besonderen 
Lage befinden. Aufgrund der Regelung, die nicht 
nur in Niedersachsen, sondern auch in anderen 
Bundesländern greift, haben wir aus dem Wasser-
export, aus dem sogenannten Wassercent, Ein-
nahmen in Höhe von 1,6 Millionen Euro pro Jahr. 
Um hier jetzt auszuführen, warum dennoch nur so 
wenig Geld in der Region für die Neubildung von 
Grundwasser ankommt, bräuchte ich noch eine 
halbe Stunde mehr; denn das wäre schwierig zu 
erklären. Fakt ist aber, dass von diesen 1,6 Millio-
nen Euro bei den Land- und Forstwirten nur 
400 000 Euro ankommen. 

(Björn Thümler [CDU]: Zu wenig!) 

Das ist meines Erachtens zu wenig. 

(Beifall bei der CDU) 

Vor allem: Wie wollen wir unseren Wasserkunden 
in der Region erklären, dass bei ihnen auf der 
Wasserrechnung dieser Cent erhoben wird, für den 
Aufbau des Grundwasserstocks aber nichts übrig 
bleibt? 

Wie forderte der damalige Fraktionsvorsitzende 
Stefan Wenzel in seinem Antrag - es ging dort 
auch um Klimaschutz - unter Nr. 3? - Wichtig sei 
ihm, den Wasserpfennig zu erhöhen und zweck-
gebunden, lieber Herr Umweltminister, zur Verbes-
serung von Qualität und Quantität des Grundwas-
serausbaus einzusetzen. 

(Zustimmung bei der CDU - Björn 
Thümler [CDU]: Sehr gut!) 

Lassen Sie uns das doch hier bei uns machen! 
Lassen Sie uns gemeinsam erkennen, dass wir 
uns an der Hamburger Kante in einer besonderen 
Situation befinden! 

Lieber Herr ehemaliger Fraktionsvorsitzender, gilt 
diese Aussage auch noch für den Umweltminister, 
oder müssen wir das jetzt abhaken und zur Kennt-
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nis nehmen, dass Sie heute mit der damaligen 
Situation gar nichts mehr zu tun haben wollen? 

(Zustimmung bei der CDU) 

CDU und FDP haben den Hamburgern aufgrund 
unseres Landtagsbeschlusses ein Verwaltungsab-
kommen gesandt, in dem sehr deutlich gemacht 
wird, wie wir uns einen solchen Fonds in der Regi-
on vorstellen können. Wir sind der Meinung, dass 
wir für Projekte zur Entwicklung der Natur und des 
Wasserhaushalts in den Naturschutzgebieten und 
im Einzugsgebiet der Nordheide besondere Auf-
wendungen zu leisten haben, weil es eben einen 
gigantischen Wasserexport gibt. Jeden Tag, jede 
Woche, jeden Monat - immer. Von daher ist es gut, 
dass Hamburg Wasser mit seinem Vorstandsvor-
sitzenden Dr. Beckereit an der Spitze nun erklärt 
hat: Ich bin bereit, auf Niedersachsen, auf die Re-
gion, auf den Landkreis Harburg, auf die Kreise, 
die dazu beitragen, dass wir in unserem Gebiet 
Versorgungssicherheit bekommen, zuzugehen und 
in diesen Topf mit Geld hineinzugeben.  

Lieber Herr Umweltminister, nehmen Sie diese 
ausgestreckte Hand, und zeigen Sie, dass Sie für 
diese Region etwas machen wollen! Wir sind uns 
in der Region über alle Fraktionen hinweg sehr 
einig darin, dass die Hamburger in der Pflicht sind. 
Aber auch wir Niedersachsen sind in der Pflicht 
und müssen unseren Teil beitragen, weil es sich 
hier ganz klar um Wasserexport handelt.  

Nehmen Sie sich einmal ein Beispiel an Ihrem 
schleswig-holsteinischen Umweltministerkollegen 
Habeck! Obwohl die Hamburger ihm pro Jahr 
4,5 Millionen m3 Hafenschlick vor Helgolands Küs-
ten frei Haus liefern, hat er es fertig gebracht, de-
nen zu sagen: Liebe Freunde, mit uns nicht mehr. 
Ich will erst mal Kohle sehen. - Er kriegt 9 Millionen 
Euro in seinen schleswig-holsteinischen Haushalt. 
Dieses Geld gibt er für Natur aus.  

Nun bin ich sehr wohl der Meinung, dass wir hier 
nicht auf dem Basar sind und dass es auch nicht 
um das Verkaufen von Wasser geht. Aber wir soll-
ten doch einmal darüber nachdenken, ob hier nicht 
mit zweierlei Maß gemessen wird. Lieber Stefan 
Wenzel, CDU und FDP werden Ihnen gerne in der 
Frage helfen, wie man mit Hamburgern umgeht. 

(Heiterkeit - Zuruf: Wie denn? - Unru-
he - Glocke des Präsidenten) 

Ich bin mir ganz sicher, dass die Kollegin Somfleth 
damals ein Stück weit recht gehabt hat, als die 
Kollegin der SPD-Fraktion sagte: Den Hamburger 

Pfeffersäcken wollen wir schon zeigen, wie wir das 
in Niedersachsen sehen. 

Lieber Herr Umweltminister, ich biete Ihnen an, 
dass wir Ihnen helfen. Sie sollen das für diese 
Region gut machen. Wenn Sie sich an dem Na-
men Generalplan Heidewasser stoßen, weil das für 
Sie zu militärisch klingt, dann können wir das Ding 
auch anders nennen. Die Hauptsache ist, Sie be-
kommen das hin. Wir nennen es dann meinetwe-
gen WWF - Wenzels Wasserfonds. Wenn Sie es 
hinbekommen, nennen wir es so.  

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU 
und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Kollege Schönecke. Für Wort-
schöpfungen sind wir immer dankbar. Wir nehmen 
sie gern zur Kenntnis. - Es hat sich Kollegin Sigrid 
Rakow gemeldet. 

Sigrid Rakow (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Schönecke, WWF gefällt mir außerordentlich. 
Das ist eine tolle Wortschöpfung, und wir werden 
die Abkürzung sicherlich in unseren Sprachschatz 
aufnehmen.  

Ansonsten muss ich eigentlich sagen: Dieser An-
trag, die CDU heute überhaupt, aber auch die 
Pressemeldungen des Kollegen Schönecke haben 
für einigermaßen Überraschung gesorgt. Das ge-
lingt nicht jedem jeden Tag. Es ist eine Überra-
schung, in einem Antrag zu schreiben, dass Sie 
uns zutrauen, kurzfristig den Beschluss von 2010 
umzusetzen. Das ist doch ein ganz großer Ver-
trauensbeweis. Ich denke, den verdient diese neue 
Landesregierung auf jeden Fall.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Und dann haben Sie dieses Vertrauen noch inner-
halb der ersten 100 Tage gewonnen. Was mag da 
noch die Zukunft bringen? - Sie werden irgend-
wann nur noch voller Begeisterung sein.  

Überrascht hat mich allerdings, wenn ich an die 
Pressemeldungen von Herrn Schönecke denke, 
wie hart er mit seiner alten Landesregierung ins 
Gericht geht. „Die jahrelange Hängepartie muss 
endlich ein Ende haben“, schreibt er. 

(Zurufe: Da hat er recht!) 

Er spricht auch von seit Jahren stagnierenden 
Verhandlungen. Das klingt wirklich heftig.  
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(Heiner Schönecke [CDU]: Egal, wer 
da regierte!) 

Aber wir widersprechen letztendlich nicht. Mit Si-
cherheit hätte man es besser hinkriegen können. 
Das hat in den letzten Jahren bei Ihnen aber nicht 
geklappt. Wir jedenfalls werden unser Bestes tun. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Herr Schönecke ist ja verbunden mit Heidewasser. 
Er war immer ein Kämpfer in dieser Richtung. Inso-
fern finde ich es gut, dass wir den Antrag vorliegen 
haben. Ich möchte kurz auf die Vorgeschichte 
eingehen.  

1974 fing diese Geschichte im Grunde genommen 
schon an. Damals haben die Hamburger Wasser-
werke die Erlaubnis bekommen, 25 Millionen m3 
Wasser jährlich zu fördern. Im Grunde genommen 
fing damals der Protest in der Region an. Es lief 
letztendlich darauf hinaus, dass 15 Millionen m3 
Wasser pro Jahr gefördert wurden. Dann kam das 
Jahr 2004, in dem die Vereinbarung auslief. Seit-
dem ist es zu keiner vernünftigen neuen Vereinba-
rung gekommen. 2009 gab es die Erhöhung auf 
16,5 Millionen m3 Wasser. Das Thema hat dann 
auch den Landtag erreicht. Frau Somfleth, die sich 
engagiert hat, wurde eben schon erwähnt, Dieter 
Möhrmann hat mit Anfragen das Thema befeuert, 
und Herr Schönecke war auch damals ein heftiger 
Kämpfer, damit die Situation in der Nordheide bes-
ser wird. Es gibt etliche Initiativen in der Nordhei-
de, die sich dafür einsetzen, dass weniger Wasser 
gefördert wird.  

Herr Schönecke, ich entsinne mich, wie wir im 
Ausschuss hörten, dass die Hamburger Wasser-
werke das Wasser nach Lübeck verkaufen, und 
wie wir gemeinsam sehr empört darüber waren, 
was im Hintergrund so läuft. Aber vielleicht lässt 
sich alles durch ganz normale Vorgänge erklären. 

Meine Damen und Herren von der CDU, dass wir 
diesen Kompromiss jetzt ganz schnell umsetzen 
sollen, ist, wie gesagt, ein wunderbarer Vertrau-
ensbeweis. Wir werden uns sicherlich gerne darum 
kümmern. Sie schreiben von einem Generalplan 
und von einem Heidewasserfonds. Dass wir alle 
Ihre Punkte in der Form teilen, wie Sie sie formu-
liert haben, kann ich an dieser Stelle nicht un-
terstreichen. Aber wenn die Hamburger Wasser-
werke, wie sie es zugesagt haben, Geld in einen 
Fonds einzahlen, dann ist uns das sehr recht. 
Dass niedersächsische Steuermittel dazukommen, 
werden wir erst einmal nicht unterstützen. Vor allen 

Dingen wundere ich mich, dass Sie so locker mit 
den niedersächsischen Steuermitteln umgehen 
wollen. Denn wie passt das eigentlich zur Schul-
denbremse und zur sparsamen Haushaltsführung? 
- Die nächste Frage wäre: Warum haben Sie das 
eigentlich nicht schon gemacht? - Das wäre doch 
zu Zeiten Ihrer Regierung ein Leichtes gewesen. 
Aber vielleicht gehört auch dieses Versäumnis zum 
Unvermögen der vorigen Landesregierung. Es 
mag ja sein, dass Sie alles darunter fassen wollen. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Ich bin dennoch der Meinung, dass wir uns über 
Ihre Vorschläge unterhalten sollten, um schlicht 
und ergreifend die Situation in der Heide zu lösen. 

Die Hamburger brauchen Wasser. Das sollten wir 
alle anerkennen. Es ist in Ordnung, dass sie Was-
ser bekommen. Das sollen sie auch weiterhin be-
kommen. Wir wollen aber gerne über die Menge 
reden. Letzten Endes müssen wir die gesamte 
Wasserversorgung in der Region bedenken. Die 
Grundzüge der gemeinsamen Wasserversor-
gungsplanung für Hamburg, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein stammen aus dem Jahr 2000. 
Zwischenzeitlich mag es durchaus Anpassungsbe-
darf geben. Den müssen wir auf jeden Fall klären. 

Herr Schönecke, Sie haben mir vorhin aus der 
Seele gesprochen, als Sie die kaufmännische Ge-
schäftsführerin von Hamburg Wasser zitiert haben. 
Auch ich habe ein Zitat von ihr gefunden, das in 
die gleiche Richtung geht. Sie sagt nämlich, dass 
die Hamburger und Hamburgerinnen es mit dem 
Wassersparen gut sein lassen sollten. Das sei 
ökonomisch und ökologisch unsinnig und führe zu 
steigenden Grundwasserspiegeln. - Wörtlich wird 
sie zitiert: Wir - nämlich die Hamburger - haben 
grundsätzlich zu viel Wasser. 

Wenn man das liest, hat es zumindest mir erst 
einmal die Sprache verschlagen. Ich habe mich 
gefragt, über was wir hier reden und was diese 
Dame will. Wenn die Hamburger zu viel Wasser 
haben, warum wollen sie dann unseres bzw. wa-
rum liefern wir dann so viel? - Das wäre vielleicht 
ein Ansatz, um die Mengen zu reduzieren. Dann 
müssten die Menschen in der Nordheide auch 
keine Sorgen mehr wegen trockenfallender Flüsse 
oder Feuchtgebiete haben. 

Insofern sollten wir genau prüfen, wo das Problem 
wirklich liegt. Das Problem sind sicherlich nicht die 
wassersparenden Hamburgerinnen und Hambur-
ger, die sehr verantwortungsbewusst mit der kost-
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baren Ressource Wasser umgehen. Vielleicht sind 
die Hamburger Wasserwerke dann doch das Prob-
lem, die sich noch nicht auf den nachhaltigen Um-
gang mit Wasser eingestellt haben. Vielleicht ist es 
aber auch ein Problem der Kommunikation und 
Transparenz der Hamburger Wasserwerke; auch 
das will ich nicht ausschließen. 

Meine Damen und Herren, es gibt eine Menge 
Klärungsbedarf. Auch wenn wir die Forderungen 
aus dem CDU-Antrag so nicht teilen, so ist uns das 
Thema mindestens genauso wichtig wie Ihnen von 
der CDU. Wir werden uns gerne um die Heidewas-
serproblematik kümmern, aber nicht nur um die, 
sondern wir werden auch den Blick auf andere 
Regionen mit vergleichbarer Problematik lenken. 

In Bezug auf sauberes Trinkwasser gibt es viel zu 
tun. Wir werden in diesem Zusammenhang auch 
den ländlichen Bereich insgesamt nicht aus den 
Augen verlieren. 

Meine Damen und Herren, zum Schluss möchte 
ich auf den Anfang zurückkommen. Jedes Ver-
trauen in diese Landesregierung ist berechtigt. 
Diese Landesregierung wird die Probleme anpa-
cken und sie lösen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Frau Rakow. - Das Wort hat jetzt Herr 
Dr. Hocker von der FDP-Fraktion. 

Dr. Gero Hocker (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Lieber Heiner Schönecke, liebe Frau Ra-
kow, ich freue mich erst einmal darüber, dass es 
während der vergangenen eineinhalb Stunden 
anscheinend einen Prozess des Umdenkens bei 
Ihnen beiden gegeben hat; denn ich habe in Ihren 
beiden Reden gehört, dass Worte wie „Handel“ 
und „Export“ gefallen sind. Das begrüße ich au-
ßerordentlich, weil es in einem gewissen Gegen-
satz zu dem steht, was wir vorhin über die ver-
meintlich zwangsweise Privatisierung der Wasser-
versorgung besprochen haben. Aber das zeigt 
zumindest, dass es ganz offensichtlich auch aus 
der Opposition heraus möglich ist, den einen oder 
anderen Denkanstoß auf den Weg zu bringen. 

Meine Damen und Herren, das Wasser aus der 
Nordheide ist in Hamburg heiß begehrt. Die Ham-
burger Wasserwerke möchten auch zukünftig ger-

ne Brunnen in der Nordheide in Niedersachsen 
betreiben. Ich finde es richtig, dass Niedersachsen 
unter strengen Auflagen und unter strenger Kon-
trolle auch in Zukunft Grundwasser nach Hamburg 
länderübergreifend verkauft und damit Handel 
treibt. Ich finde, wenn man einen Preis vereinbart, 
wenn man über Konditionen spricht, dann ist es 
auch nicht so schwer, das Wort „Handel“ in den 
Mund zu nehmen. Ich finde daran auch nichts An-
rüchiges oder Schlechtes. 

Die Hamburger Wasserwerke sollen auch in Zu-
kunft Wasser in Niedersachsen fördern dürfen. 
Aber die Bedingungen müssen auch für Nieder-
sachsen stimmen. Diese wurden verhandelt und 
finden Eingang in den Antrag, den die Union vor-
gelegt hat. Deswegen ist es richtig, dass nicht nur 
über den Preis, sondern auch über die Menge neu 
beraten wird. Selbstverständlich muss regelmäßig 
überprüft werden, ob die Mengen, die man einmal 
vereinbart hat, in der Zukunft noch angemessen 
sind. 

Denn eines ist klar: Wenn zu viel Grundwasser aus 
der Nordheide gefördert und an Hamburg verkauft 
würde, hätte dies verheerende Auswirkungen für 
die Menschen und die Landwirtschaft in der Regi-
on. Wir haben uns das vor einigen Monaten vor Ort 
angesehen. Die Este fällt jetzt in viel mehr Jahren 
trocken, als dies vor noch gar nicht so langer Zeit 
der Fall gewesen ist. Die Wasserstände in Gräben 
und Entwässerungskanälen zeigen deutlich fallen-
de Tendenzen. Landwirte und Wasserversorger 
sorgen sich um die Grundwasserstände. 

Diese Sorgen gilt es ernst zu nehmen. Deshalb ist 
es so wichtig, dass ein umfassendes Monitoring 
eingerichtet wird, welches etwaige Schäden durch 
absinkende Grundwasserstände erfasst, dass der 
Preis für dieses gehandelte Gut Wasser stimmt, 
dass die Hamburger einen fairen und angemesse-
nen Ausgleich bezahlen müssen und dass sie 
zusätzlich einen finanziellen Beitrag für den Schutz 
des Grund- und Oberflächenwassers in der betrof-
fenen Region entrichten. 

Meine Damen und Herren, nachdem wir vorhin so 
kontrovers über Wasser als Menschenrecht disku-
tiert haben, will ich das Thema nicht überstrapazie-
ren. Aber ehrlich: Was wir hier gerade tun, ist 
nichts anderes, als Bestandteile eines Liefervertra-
ges auszuhandeln. Das ist absolut legitim. Wir 
streben einen möglichst hohen Erlös und umfas-
sende Sicherheitsmaßnahmen an, während die 
Hamburger Wasserwerke unser Wasser möglichst 
günstig beziehen möchten. Dass wir uns so verhal-
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ten, ist nicht nur legitim, sondern wir sind es den 
Menschen in der Nordheide schuldig, dass wir 
unser Wasser nicht zum Nulltarif abgeben, son-
dern dass die Landesregierung klug verhandelt 
und das Maximum für die Region und Niedersach-
sen herausholt. 

Dieses ökonomische Prinzip gehört nicht ver-
dammt, sondern ist die Grundlage sowohl für den 
Wohlstand als auch für die Wahrung der Interes-
sen der Menschen in der Region. Deswegen wer-
den wir diesem Antrag der Union aus tiefster Über-
zeugung zustimmen und hoffen, dass die Landes-
regierung klug verhandelt, um den Wasserhandel 
zwischen Niedersachen und Hamburg zum Nutzen 
der Menschen in Niedersachsen und in der Nord-
heide zu gestalten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Dr. Hocker. - Das Wort hat jetzt 
Hans-Joachim Janßen für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. 

Hans-Joachim Janßen (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die niedersächsische Position in den Ver-
handlungen mit Hamburg ist völlig eindeutig. Sie 
haben ja auch den Landtagsbeschluss vom 
8. September 2010 wortgleich in Ihren Antrag 
übernommen. Die Kernforderungen des Beschlus-
ses lauten: Förderung entsprechend dem Bedarf, 
möglichst weniger als 16,6 Millionen m³ je Jahr, 
außerdem nach zehn Jahren eine Überprüfung 
des Bedarfs und eine Untersuchung, ob die Grund-
wasserneubildung tatsächlich diese Mengen her-
gibt. 

Insoweit enthält Ihr Antrag eigentlich erst einmal 
nichts Neues. Hamburg hat Ende 2012 einen An-
trag auf Bewilligung einer Förderung von jährlich 
18,4 Millionen m³ gestellt. Dieser Antrag ist im 
Rahmen eines geordneten Verfahrens vom Land-
kreis Harburg sorgsam zu bearbeiten. Ich habe 
keinen Zweifel daran, dass das geschieht. Sie 
wissen sicherlich besser als ich, dass derzeit die 
Wasserbedarfsprognose erneut überprüft wird, 
verbunden mit einer hydrologischen Abschätzung 
der ökologischen Folgen. Ich bin mir sicher, dass 
der Landkreis Harburg hierzu unter der Maßgabe 
„so viel wie nötig und so wenig wie möglich“ eine 
entsprechende Entscheidung treffen wird. 

Meine Damen und Herren, für uns ist eines klar: 
Wasser ist keine Handelsware. Das war doch eben 
in der Debatte über die Privatisierung der Wasser-
versorgung bei allen Fraktionen mit Ausnahme der 
der FDP Konsens. Jetzt beklagen Sie, dass Ham-
burg lediglich 5 Cent pro m³ bezahlen muss, und 
fordern damit, dass Wasser doch eine Handelswa-
re sein soll. Was denn nun? - Wir müssen natürlich 
schon überprüfen, ob die Wasserentnahmegebühr 
angemessen ist; das ist keine Frage. Ich habe 
daran durchaus meine Zweifel. Vor diesem Hinter-
grund sieht unser Koalitionsvertrag dazu eine ent-
sprechende Überprüfung vor. Meine Damen und 
Herren, das ist das Prinzip der Kostendeckung. Es 
ist kein Handel mit Trinkwasser. Niedersachsen 
verkauft kein Wasser an Hamburg!  

Nicht möglich ist es allerdings, die Einnahmen aus 
der Wasserentnahmegebühr direkt in das Förder-
gebiet zurückfließen zu lassen. Das haben Sie ja 
angedeutet. Die Wasserentnahmegebühr wird bis-
lang zweckgebunden zur Sicherstellung einer gu-
ten Trinkwasserqualität in Niedersachsen insge-
samt verwendet. Dabei geht es danach, wo welche 
Maßnahmen erforderlich sind. Das wird sachlich 
geprüft und nach einem Plan abgearbeitet. Die 
Fördergebiete in der Heide erhalten in diesem Um-
fang auch entsprechende Zuwendungen. Aber die 
Entschädigung für durch die Grundwasserentnah-
me eintretende Schäden hat damit nichts zu tun. 
Das ist gesondert geregelt. Zudem hat die Stadt 
Hamburg einen privaten bzw. freiwilligen Fonds in 
Aussicht gestellt. 

Meine Damen und Herren, nach unserer Auffas-
sung ist mit dem Landtagsbeschluss vom Herbst 
2010 aus niedersächsischer Sicht alles Notwendi-
ge klar fest gelegt. Dieser Beschluss ist auch die 
Grundlage für das weitere Handeln dieser Landes-
regierung. Nach meiner bzw. unserer Auffassung 
ist Ihr Antrag in diesem Punkt also völlig überflüs-
sig.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Janssen. - Das Wort hat der 
Umweltminister, Herr Wenzel.  

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter 
Herr Schönecke, zunächst einmal möchte ich Ih-
nen für das große Vertrauen danken, das Sie mit 
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diesem Antrag in die neue Landesregierung set-
zen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Seit 2004, also seit etwa neun Jahren, befinden wir 
uns mit Hamburg quasi in einem vertragslosen 
Zustand, wenn man einmal von dem Vertrauens-
schutz absieht, den natürlich auch Hamburg ge-
nießt; denn eine Großstadt muss zu jeder Zeit, zu 
jeder Stunde über eine gute Wasserversorgung 
verfügen. Seit 2004 also wird verhandelt und über 
einen Folgevertrag gesprochen, um Hamburg lang-
fristig mit gutem und gesundem Trinkwasser zu 
versorgen.  

Herr Schönecke, ich habe Ihnen diesen Dank aus-
gesprochen, weil Sie uns zutrauen, dass wir das, 
was in neun Jahren nicht gelungen ist, gleich in 
den ersten Monaten unsrer Regierungszeit be-
werkstelligen. Das ist ein großer Vertrauensvor-
schuss.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Ich hoffe, dass wir dem auch gerecht werden. Aber 
Spaß beiseite: Sie wissen selbst, wie schwierig 
das ist und wie ernsthaft das Thema auch in der 
Nordheide diskutiert wird.  

Wir haben über diese Problematik damals sehr 
lange im Umweltausschuss diskutiert und waren 
uns darin einig, dass die Menge des geförderten 
Wassers möglichst geringer sein soll, als sie es in 
der Vergangenheit war. Das kommt auch in dem 
Beschluss des Landtages von 2010 zum Aus-
druck. Wir waren uns darüber einig, dass es gera-
de angesichts regional spürbarer Folgen des Kli-
mawandels in Zukunft notwendig sein kann, die 
geförderten Wassermengen zu reduzieren. Von 
daher gab es immer Bedenken, sich für einen so 
langen Zeitraum zu binden, wie das in der Vergan-
genheit der Fall war.  

Auf der einen Seite haben wir nun also die Forde-
rung der Stadt Hamburg auf dem Tisch, die natür-
lich eine möglichst lange und sehr verbindliche 
vertragliche Beziehung eingehen will. Auf der an-
deren Seite hingegen haben wir die verständlichen 
Bedenken der Kommunen in der Nordheide, die für 
die Zukunft noch einigen Spielraum behalten wol-
len.  

Das Verfahren wird derzeit von dem zuständigen 
Landkreis Harburg geführt. Im Moment sehen wir 
keine Notwendigkeit für ein fachaufsichtliches Ein-

greifen. Wir sind in diesem Verfahren und werden 
genau beobachten, ob es hier zu einer Lösung 
kommt. Wir werden das Verfahren mit Rat und Tat 
unterstützen, aber wir werden nicht eingreifen, um 
Harburg aus seinen Zuständigkeiten zu entlassen. 
Die Verhandlungspunkte, die Harburg vorbringt, 
sind aus meiner Sicht verständlich: Man ist bereit, 
sich langfristig zu binden, aber man will eben nicht 
die härteste Form der Bindung eingehen.  

Was die Forderung nach speziellen Fonds bzw. 
einem, wie Sie es nennen, Generalplan angeht: 
Ich habe keine grundsätzlichen Probleme mit dem 
Wort „Generalplan“. Schließlich haben wir ja auch 
einen „Generalplan Küstenschutz“.  

Allerdings muss man sehen: Wenn Wasser geför-
dert wird, erheben wir ein Wasserentnahmeentgelt. 
Im Übrigen verkaufen wir kein Wasser, sondern wir 
beliefern die Großstadt Hamburg mit einem Le-
bensmittel. In der Vergangenheit haben wir inso-
fern keine Gewinnerzielungsabsichten verfolgt, 
und wir haben wir nicht erkennen können, dass 
das auch auf Hamburger Seite im Mittelpunkt 
stand. Nein, es geht es darum, die Großstadt Ham-
burg zu versorgen. 

Auf der anderen Seite haben wir natürlich auch 
das Interesse, dass die Sorgen in der Nordheide 
ernst genommen werden, dass man genau beob-
achtet, ob es z. B. Veränderungen gibt, ob Bäche 
trockenfallen, ob es Probleme beim Ackerbau oder 
beim Waldbau gibt oder ob es hier zu Schäden 
kommt. Wenn es so etwas geben sollte, muss man 
das natürlich ausgleichen, dann muss es eine Haf-
tung geben. Auch darauf muss im Rahmen der 
Trinkwasserschutzkooperation Nordheide sehr ge-
nau geachtet werden.  

Ich denke, wir wären gut beraten, wenn es gelän-
ge, eine Lösung zu finden, die geringere Förder-
mengen vorsieht, als das in der Vergangenheit der 
Fall war, und mit der wir uns nicht ganz so langfris-
tig binden, wie das in der Vergangenheit der Fall 
war.  

Herr Schönecke, wenn es um den Trinkwasser-
schutz geht, werden wir natürlich auch in Zukunft 
dafür eintreten, dass entsprechende Förderprojek-
te unterstützt und gefördert werden, egal ob sie im 
Landkreis Harburg, in Nachbarkommunen oder in 
anderen Teilen des Landes anstehen. Dort, wo 
gute Projekte für Trinkwasserschutz bzw. Grund-
wasserschutz auf den Weg gebracht werden, wer-
den wir uns das selbstverständlich ansehen und 
schauen, wie man das entsprechend unterstützen 
kann.  
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In dem Sinne können Sie darauf vertrauen, dass 
wir die Gespräche und das Verfahren, die der 
Landkreis Harburg führt, sehr eng begleiten und 
mit Rat und Tat zur Seite stehen werden. Aber ich 
bitte auch um etwas Geduld. Ich wäre froh, wenn 
es gelänge, eine Lösung zu finde. Angesichts der 
Geschichte müssen wir allerdings etwas Geduld 
haben. Wir können nicht davon ausgehen, dass 
das in den nächsten Wochen gelingt.  

Ich danke Ihnen fürs Zuhören.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank. - Der Kollege Schönecke hat sich 
noch zu einer Kurzintervention gemeldet. Sie ha-
ben das Wort.  

(Zurufe: Das geht nicht! - Björn Thüm-
ler [CDU]: Das geht nur, wenn er sei-
ne Redezeit überschritten hat!)  

- Herr Schönecke, dann geht es nicht. Sie müssen 
dann mit dem Minister ein persönliches Gespräch 
führen.  

(Weitere Zurufe)  

- Er hat die Redezeit erheblich überschritten. Herr 
Schönecke, eine Minute. Bitte!  

Heiner Schönecke (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen und 
Herren! Lieber Herr Umweltminister Wenzel, wir 
haben es hier mit einer besonderen Situation zu 
tun, die sich zudem seit damals verändert hat.  

Als wir damals hier im Landtag diesem Beschluss 
zugestimmt haben, gab es noch nicht die ausge-
streckte Hand von Dr. Beckereit. Damals wussten 
wir auch noch nicht um bestimmte Dinge im Zu-
sammenhang mit der Verwendung des Wasser-
cents im Landkreis Harburg, bei denen wir wirklich 
ins Grübeln kommen.  

Und man muss ins Grübeln kommen - das gilt 
auch für einen Umweltminister -, wenn einem ge-
sagt wird, dass die Verwaltung des Landkreises 
Harburg 1,6 Millionen Euro einsammelt, dieses 
Geld nach Hannover überweist und Hannover 
dann 800 000 Euro davon wieder an die beiden 
Wasserförderer WBV und Hamburger Wasserwer-
ke zurückgibt zur Verteilung für verschiedenste 
Wasserförderungsmaßnahmen.  

Wenn man also hört, dass es dort mittlerweile viel 
Bürokratie gibt, muss man schon ins Grübeln dar-
über kommen, ob wir mit dem Geld, das wir von 
den Kunden einsammeln, tatsächlich etwas Kluges 
machen. Die Maßnahmen gehören vor Ort, in das 
Gebiet Lüneburg, Soltau, Harburg.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. Das passte genau in die Zeit. - Weite-
re Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Wir kommen zur Ausschussüberweisung.  

Federführend soll der Ausschuss für Umwelt, 
Energie und Klimaschutz befasst sein, mitberatend 
der Ausschuss für Haushalt und Finanzen. Wer 
dem seine Zustimmung geben möchte, den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Gegenstimmen gibt es 
nicht. Dann ist das so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind für heute am 
Ende der Tagesordnung angelangt. Ich möchte Sie 
noch kurz darüber informieren, dass heute noch 
zwei Parlamentarische Abende stattfinden: der des 
Bundesverbandes der Energie- und Wasserwirt-
schaft, Landesgruppe Norddeutschland, und der 
des Verbandes Deutscher Privatschulen Nieder-
sachsen-Bremen. Nehmen Sie daran teil! Es lohnt 
sich wahrscheinlich für beide.  

Ich höre gerade, Cuxhaven hat auch eingeladen.  

(Petra Tiemann [SPD]: CuxDay, 18 Uhr!) 

Ich wünsche Ihnen einen schönen Abend. 

Schluss der Sitzung: 17.31 Uhr. 
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